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Vorwort

Zehn Jahre nach der deutschen Einheit besteht weitverbreitete Erniichterung iiber
den Aufbauprozess in den neuen Lindern. Im Vergleich zur Ausgangslage wurde
zwar viel erreicht — so beim Aufbau eines wettbewerbsfahigen Unternechmenssek-
tors, bei der Erneuerung der Infrastruktur, bei den materiellen und immateriellen
Lebensverhiltnissen der Bevdlkerung. Was jedoch schmerzt und die Einstellung
vieler Ostdeutscher zur Vereinigung negativ beeinflusst, ist die anhaltend hohe Ar-
beitslosigkeit. Hinzu kommt, dass nach anfénglich raschen Anpassungsfortschritten
die Arbeitsproduktivitit der ostdeutschen Wirtschaft bei etwa zwei Dritteln des
westdeutschen Niveaus stagniert — bis zu einer vollstindigen Angleichung an die
westdeutschen Einkommensverhéltnisse wird es offenbar noch lange dauern. Im
Ergebnis herrscht somit vielfach die Auffassung vor, dass beim Aufbau Ost besten-
falls ein Zwischenstadium erreicht ist und noch ein langer Weg bevorsteht.

Vor diesem Hintergrund hat das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Technolo-
gie, Berlin am 6. September 2000 eine wissenschaftliche Tagung veranstaltet, die
die Analyse ausgewiahlter Aspekte des Transformationsprozesses in Ostdeutschland
zum Gegenstand hatte. Deutsche und ausldandische Wissenschaftler prisentierten
neue Forschungsergebnisse zur wirtschaftlichen Lage in den neuen Lindern und
stellten Vorschlige zur weiteren wirtschaftspolitischen Begleitung des Auf-
holprozesses zur Diskussion.

Die wissenschaftliche Vorbereitung der Tagung oblag dem Deutschen Institut fiir
Wirtschaftsforschung, Berlin, dem Institut fiir Wirtschaftsforschung Halle und dem
Institut fiir Weltwirtschaft an der Universitidt Kiel. So stellte das Symposium
gleichzeitig die Abschlussveranstaltung des Forschungsprojekts ,,Gesamtwirt-
schaftliche und unternehmerische Anpassungsfortschritte in Ostdeutschland* dar,
mit dem die drei genannten Institute den Aufbauprozess in den neuen Landern von
Beginn an — in insgesamt 19 Berichtsbidnden — begleitet haben. Das IWH legt hiermit
einen Tagungsband vor, in dem ausgewahlte Vortrige und Diskussionsbeitrage
dieser Veranstaltung vereinigt sind. Beigefiigt ist auBerdem eine Stellungnahme der
drei Institute zur wirtschaftlichen Situation in Ostdeutschland im Sommer 2000.

Es verbindet sich mit diesem Sammelband die Hoffnung, dass die in der Wissen-
schaft vorherrschenden Sichtweisen und Ideen zum Aufbau Ost eine weite
Verbreitung auch in der Offentlichkeit finden. Gedankt werden soll an dieser Stelle
vor allem den Referenten und Diskussionsteilnehmern, die die Tagung zu einem
vollen Erfolg haben werden lassen. Besonders danken mochte ich Herrn
Dr. Joachim Ragnitz und Frau Ingrid TreB, die die miihevolle Aufgabe iibernommen
haben, diesen Tagungsband zusammenzustellen.

Halle (Saale), Februar 2001 Professor Dr. Riidiger Pohl
Prasident des IWH
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Gesamtwirtschaftliche und unternehmerische
Anpassungsfortschritte in Ostdeutschland:
Kurzexpertise

Deutschen Institut fiir Wirtschaftsforschung, Institut fiir
Weltwirtschaft, Institut fiir Wirtschaftsforschung Halle

Vorbemerkung

Auch zehn Jahre nach der deutschen Vereinigung ist die wirtschaftliche Lage in den
neuen Lénder unbefriedigend. Zwar konnte die Wirtschaft in Ostdeutschland nach
dem Zusammenbruch der sozialistischen Ordnung rasch auf einen Pfad kréftigen
Wachstums einschwenken; seit Mitte der neunziger Jahre kommt aber der
Aufholprozess — gemessen an Groflen der wirtschaftlichen Leistungsfahigkeit —
nicht mehr voran. Bedriickend ist dies vor allem deshalb, weil die Zahl der Men-
schen, die Arbeit suchen, auf einem nach wie vor hohen Niveau verharrt. Und den-
noch: Licht und Schatten liegen dicht beieinander. Naheres Hinsehen offenbart, dass
ein zunehmend groBerer Teil der ostdeutschen Wirtschaft auf eigenen Fiiflen steht
und als etabliert gelten kann. Vor allem die lange Jahre als Sorgenkind betrachtete
Industrie entwickelt sich zum Wachstumstrdger in den neuen Landern. Nur wenn
man diese Differenziertheit beriicksichtigt, lasst sich ein angemessenes Urteil iiber
die wirtschaftliche Situation in den neuen Landern féllen.

Das Deutsches Institut fiir Wirtschaftsforschung, Berlin, das Institut fiir Weltwirt-
schaft an der Universitét Kiel und das Institut fiir Wirtschaftsforschung Halle haben
die wirtschaftliche Entwicklung in den neuen Léndern vom Jahre 1991 an im
Rahmen des Forschungsprojektes ,,Gesamtwirtschaftliche und unternehmerische
Anpassungsfortschritte in Ostdeutschland* wissenschaftlich begleitet. Sie haben bis
zum Abschluss des Projektes im Sommer 1999 insgesamt 19 Berichte vorgelegt, die
in ihrer Kontinuitdit — so formulierte es der 19. Bericht — eine ,einzigartige
Dokumentation eines Stiickes deutscher Wirtschaftsgeschichte* darstellen.

Anlésslich des 10. Jahrestages der deutschen Einheit am 3. Oktober 2000 veran-
stalten die drei Institute zusammen mit dem Bundesministerium fiir Wirtschaft und
Technologie ein Symposium in Berlin mit hochrangigen Wissenschaftlern aus dem
In- und Ausland. Ziel dabei ist es auszuloten, wo die ostdeutsche Wirtschaft heute
steht, welche Perspektiven fiir den weiteren Autholprozess gesehen werden und
welche Handlungsoptionen sich fiir die Politik ergeben, um zu einer nachhaltigen
Verbesserung der Lage in den neuen Landern zu kommen. Zur Vorbereitung dieses
Symposiums legen die Institute hiermit eine Kurzexpertise vor, die iiber ausgewihlte
Aspekte der wirtschaftlichen Situation in Ostdeutschland zur Jahresmitte 2000
informieren soll.



IWH

1. Die gesamtwirtschaftliche Entwicklung seit 1990

Als zum 1. Juli 1990 der Staatsvertrag zur Errichtung einer Wéhrungs-, Wirtschafts-
und Sozialunion zwischen den beiden Teilen Deutschlands in Kraft trat, waren die
Bedingungen fiir einen raschen wirtschaftlichen Aufholprozess Ostdeutschlands
alles andere als rosig. Ein technologisch veralteter Produktionsapparat, ineffiziente
Produktionsmethoden, nicht-wettbewerbsfahige Produkte und eine nicht an
marktwirtschaftlicher Arbeitsteilung orientierte Wirtschaftsstruktur fiihrten dazu,
dass ein Grofiteil der bestehenden Unternehmen schon nach kurzer Zeit vor dem Aus
stand und nur am Tropf staatlicher Hilfen {iberleben konnte. Zusétzlich trugen auch
die Vereinbarungen der Wiahrungsumstellung (iiberhhte Umtauschrelation fiir die
Mark der DDR) sowie der kréftige Anstieg der Lohne dazu bei, dass der
Produktionseinbruch so stark ausfiel: Der Index der industriellen Warenproduktion
ging bereits unmittelbar nach der Einfiihrung der D-Mark in der DDR um etwa die
Halfte zuriick; der Index der Nettoproduktion fiir das Verarbeitende Gewerbe, den
das Statistische Bundesamt ab der Jahresmitte 1990 berechnete, sank im ersten
Halbjahr 1991 nochmals um rund ein Viertel.

In der ersten Hélfte der neunziger Jahre konnte Ostdeutschland gegeniiber der
westdeutschen Wirtschaft ziigig Boden gutmachen. Rechnet man Berlin zu Ost-
deutschland hinzu, so stieg das (nominale) Bruttoinlandsprodukt je Einwohner von
gut 40 % des westdeutschen Niveaus im Jahre 1991 auf 67 % im Jahre 1995. Seit-
dem hat sich der Aufholprozess auf gesamtwirtschaftlicher Ebene jedoch nicht
weiter fortgesetzt (vgl. Tabelle 1-1); vielmehr verharrt das Bruttoinlandsprodukt je
Einwohner seither auf dem damals erreichten Angleichungsstand von etwa zwei
Dritteln des westdeutschen Niveaus. Ohne Berlin sind es sogar nur etwa 60 %.

Auch die Produktivitit — also das Bruttoinlandsprodukt je Erwerbstitigen — liegt
noch deutlich unter westdeutschen Vergleichswerten, ndmlich bei rund 70 % des
westdeutschen Niveaus. Zum Teil mag dies einen noch vorhandenen Riickstand in
der Kapitalausstattung der Arbeitsplédtze widerspiegeln; es scheinen aber auch noch
andere Faktoren eine Rolle zu spielen, wie Defizite in der Betriebsorganisation,
Schwierigkeiten beim Marktzugang oder die ungeniigende Einbindung in Liefer-
netzwerke. Sie fithren dazu, dass die Anlagen vielfach nicht ausgelastet werden und
beschranken zudem die Moglichkeiten ostdeutscher Unternehmen, durch
Preiserhhungen ihre Erlose zu steigern. Dies sind typische Probleme junger Un-
ternehmen, die sich nur auf ldngere Sicht werden 16sen lassen.
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Tabelle 1-1:
Wichtige gesamtwirtschaftliche GroBen im Ost-West-Vergleich 1991-1999*
- Westdeutschland = 100 -

1991 | 1992 | 1993 | 1994 | 1995 | 1996 | 1997 | 1998 | 1999

Bruttoinlandsprodukt
je Einwohner® 424 508| 593| 643 66,7| 67,5| 66,8| 659| 66,0
Bruttoinlandsprodukt
je Erwerbstitigen® 429 568 66,1| 694| 70,1| 709| 70,8| 704| 70,9
Ausriistungsinvesti-

tionen je Einwohner® 604 79,3]1101,6|112,3|110,5[113,0|104,4| 92,1
Bauinvestitionen
je Einwohner® 70,3 (103,1|131,0|164,1|175,1|180,8|180,4|167,0
Arbeitnehmerentgelt
je Arbeitnehmer®d 551 67,5] 73,9| 763| 769| 774| 779| 78,3| 79,7
Lohnstiickkosten® 128,41 118,9|111,8|109,9 | 109,7 | 109,2 | 109,9 | 111,4 | 112,3

Nachrichtlich:

(nach dem alten System
der Volkswirtschaft-
lichen Gesamtrechnung),
Letzte inldndische Ver-
wendung je Einwohner®| 49,1 | 72,1 | 82,5| 87,6
Privater Verbrauch
je Einwohner® 50,0 58,7 64,1 67,1| 69,6 71,2| 72,6
* Angaben in jeweiligen Preisen und nach dem Européischen System Volkswirtschaftlicher Gesamtrech-
nungen (ESVG 1995). —* Ostdeutschland einschlieBlich Berlin — ¢ Ostdeutschland einschlieBlich Berlin
(Ost); Westdeutschland einschlieBlich Berlin (West). — ¢ Inlandskonzept. — © Arbeitnehmerentgelt je Ar-
beitnehmer bezogen auf das Bruttoinlandsprodukt je Erwerbstatigen.

Quelle: Arbeitskreis ,,Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen der Lénder*; Arbeitskreis
.Erwerbstétigenrechnung des Bundes und der Lander®; ifo Institut.

Im Gegensatz zur Produktion hat die Binnennachfrage in Ostdeutschland ein ver-
gleichsweise hohes Niveau erreicht. Nach In-Kraft-Treten der Wahrungs-, Wirt-
schafts- und Sozialunion stiegen Privater Verbrauch, Staatsverbrauch und Investi-
tionen stark an und lieBen die letzte inldindische Verwendung je Einwohner bis 1994
— dem letzten Jahr, fiir das es amtliche Zahlen iiber die Verwendungsseite des
Sozialproduktes gibt — auf knapp 90 % des Westniveaus steigen. Ein gutes Drittel
davon wurde nicht durch heimische Produktion gedeckt, sondern iiber Transfers aus
dem Westen und Kapitalimporte finanziert. Da die Produktion seitdem nur noch
schwach expandierte, die Nettotransfers hingegen seit ldngerem auf einem Niveau
von jéhrlich rund 140 Mrd. DM (rund 30 % des Bruttoinlandsprodukts) verharren,
diirfte sich diese Liicke seither kaum geschlossen haben.

Eine der entscheidenden Voraussetzungen fiir die Starkung der Leistungsfahigkeit
der ostdeutschen Wirtschaft ist der Aufbau eines modernen Kapitalstocks. Sowohl

9



IWH

bei der 6ffentlichen Infrastruktur als auch im privaten Sektor wurden diesbeziiglich
seit der deutschen Vereinigung groBe Fortschritte erzielt. Private Investoren inves-
tierten im Zeitraum von 1991 bis 1998 real reichlich 1,1 Bill. DM in Ostdeutschland.
Obgleich die Investitionstitigkeit seit 1995 riickldufig ist, lagen die gesamten
Anlageinvestitionen je Einwohner 1998 immer noch um etwa 30 % iiber denen in
Westdeutschland. Dies ist allerdings vor allem den Bauinvestitionen zuzuschreiben,
auf die insgesamt mehr als zwei Drittel aller Investitionen in den neuen Ldndern
entfielen, weniger den Investitionen in Ausriistungen, die fiir die Wettbe-
werbsfahigkeit von Unternehmen eine besonders wichtige Rolle spielen.! Gleich-
wohl: Durch die rege Investitionstdtigkeit hat sich die Kapitalausstattung der Ar-
beitsplitze seit Beginn der neunziger Jahre verdoppelt; sie erreicht derzeit etwa drei
Viertel des westdeutschen Niveaus.

Neben dem Aufbau eines modernen Kapitalstocks gehort die Anpassung der Wirt-
schaftsstruktur an die Erfordernisse der internationalen Arbeitsteilung zu den Her-
ausforderungen fiir die ostdeutsche Wirtschaft. Mit dem Ubergang zur Marktwirt-
schaft gerieten die ostdeutschen Unternehmen unter erheblichen Anpassungsdruck.
Vor allem Produzenten von Industriegiitern taten sich nach der Wende schwer, da
diese Giiter wegen ihrer leichten Handelbarkeit starkem internationalen Konkurrenz-
und Preisdruck ausgesetzt sind. Produzenten weniger leicht handelbarer Giiter wie
Bau- und Dienstleistungen waren hingegen besser vor dem Wettbewerb geschiitzt,
besaBlen groBere Preissetzungsspielriume und konnten stirker von der nach der
Wende kriftig expandierenden Nachfrage profitieren.

Seit 1995 hat sich das Muster des Strukturwandels in der ostdeutschen Wirtschaft
allerdings gedndert. Vor allem durch die zunehmende Deckung des Bedarfs an
Bauleistungen endete der Bauboom, der bis dahin die wirtschaftliche Entwicklung
in den neuen Landern entscheidend mitgepréigt hatte, und das Verarbeitende Ge-
werbe tibernahm die Rolle des Wachstumsmotors in Ostdeutschland. Im Jahr 1999
nahm die Industrieproduktion gegeniiber dem Vorjahr um immerhin 8 % zu. Dies
zeigt, dass es den Unternechmen dieses Sektors der ostdeutschen Wirtschaft zuneh-
mend gelingt, sich im {iberregionalen Sektor zu etablieren. Es zeigt aber auch, dass
der Blick auf die gesamtwirtschaftlichen Wachstumsraten allein in die Irre leiten
kann: Die Expansion in der Industrie ist kréftig, doch wird dies iiberdeckt durch den
Kapazitdtsabbau in der Bauwirtschaft. Deswegen betragt die gesamtwirtschaftliche
Wachstumsrate in den neuen Landern derzeit nur wenig mehr als 1 %.

Die Achillesferse der ostdeutschen Wirtschaft ist nach wie vor der Arbeitsmarkt
(vgl. Tabelle 1-2); die Arbeitslosenquote lag im Juni 2000 mit 16,5 % mehr als
doppelt so hoch wie in Westdeutschland (7,4 %).

1 Vgl. A. MULLER: Aufbauprozess der ostdeutschen Wirtschaft stagniert, in: ifo Schnelldienst, Heft
3/2000, S. 9-16.
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Tabelle 1-2:

Erwerbspersonen, Erwerbstétige (Inland), Unterbeschéftigung in Ostdeutschland®
1991-1998

- 1.000 Personen -

1991 [ 1992 (1993 | 1994 | 1995 | 1996 | 1997 | 1998

Erwerbspersonen (Inldnder) 8.503 | 7.895| 7.693 | 7.798 | 7.771 | 7.765 | 7.766 | 7.759
Verdnderung zum Vorjahr | in % - -7,6 -2,6 1,4 -0,3 -0,1 0,0 -0,1
Erwerbstitige 7.321| 6.387| 6.219| 6.330 | 6.396 | 6.267 | 6.078 | 6.055
Verdnderung zum Vorjahr | in % - -12,8 -2,6 1,8 1,0 -2,0 -3,0 -0,4
Abhingig Beschiftigte 6.950 | 5.969 | 5.757 | 5.829 | 5.881 | 5.749 | 5.544 | 5.498
Verdnderung zum Vorjahr | in % - -14,1 -3,6 1,3 0,9 -2,2 -3,6 -0,8
Selbstéindige® 371 418 | 462 501 515 518 534 | 557
Verdnderung zum Vorjahr | in % - 12,7 10,5 8.4 2,8 0,6 3,1 43
Unterbeschéftigung® 2.692 | 2.988 | 2.706 | 2.388 | 2.055 | 1.975| 1.989 | 1.993

Unterbeschiftigungsquote® | in % 269 31,9 303| 274| 243| 24,0 24,6 24,8
darunter:

Registrierte Arbeitslose 931 | 1.170 | 1.149| 1.142| 1.047 | 1.169 | 1.364 | 1.375
Arbeitslosenquote® in % . 14,4 15,1 15,2 14,0 15,7 18,1 18,2
Beschiftigte in ABM' 183 388 260 280 312 278 235 314

Teilnehmer an Mafinah-

men der Weiterbildung®

(Vollzeit) 169 421 345 241 243 230 177 149
Personen im vorgezogenen
Ruhestand" 545 808 849 648 377 215 138 92

# Aufstellung nach ,,alter** Systematik der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen. — ® Einschl. mithel-
fende Familienangehorige. — ¢ Registrierte Arbeitslose, Teilnehmer in ArbeitsbeschaffungsmafBnahmen,
in Fortbildung und Umschulung sowie in Deutschlehrgingen, Kurzarbeiter in Vollzeitdquivalenten, Ar-
beitslose nach § 105 AFG, Bezicher von Vorruhestandsgeld. — ¢ Anteil der Unterbeschéftigten an der
Summe aus Erwerbstitigen und Unterbeschiftigten. — ¢ Auf der Basis aller zivilen Erwerbspersonen. —
fEinschl. Beschiftigte nach § 249h bzw. § 242s AFG, ab April 1998 einschl. Strukturanpassungsmali-
nahmen. — ¢ Teilnehmer an Mafnahmen zur beruflichen Fortbildung, Umschulung und Einarbeitung, ab
1998 Teilnehmer an beruflicher Weiterbildung gemiB SGB III. — " Einschl. § 428 SGB 111

Quelle: DIW; IfW; IWH (1999); Bundesanstalt fiir Arbeit (1999).

Zu einem Teil war der Anstieg der Arbeitslosigkeit nach der Vereinigung eine
Konsequenz der versteckten Arbeitslosigkeit in der DDR. Aber auch die Lohn-
politik, die in der Hoffnung auf ein zweites ,,Wirtschaftswunder* darauf setzte, den
Einkommensriickstand gegeniiber Westdeutschland rasch aufzuholen, steht in der
Verantwortung: Vor allem zu Beginn des Transformationsprozesses kam es zu Ta-
riflohnabschliissen, die dem Produktivitdtsfortschritt weit voraneilten. Dies ver-
stirkte den Arbeitsplatzabbau und erschwerte die Entstehung neuer Beschéftigung.
Nicht zu verkennen ist aber auch, dass die neuen Lander durch eine vergleichsweise
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hohe Erwerbneigung geprégt sind. Auch dies ist ein Grund dafiir, dass es — trotz
eines vergleichsweise hohen Arbeitsvolumens, das in den neuen Landern realisiert
wird — bislang nicht gelungen ist, die Arbeitslosigkeit deutlich zu verringern.

2. Sektorale Entwicklung: Noch keine stabilen Strukturen

Die mit der Wahrungs-, Wirtschafts- und Sozialunion verbundene Markt6ffnung
setzte einen tiefgreifenden Strukturwandel in der ostdeutschen Wirtschaft in Gang.
Betroffen hiervon war vor allem die Industrie, die sich in weiten Teilen als nicht
wettbewerbsfahig erwies und einen dramatisch zu nennenden Schrumpfungsprozess
durchmachte: Mehr als 70 % der Arbeitspldtze im Verarbeitenden Gewerbe gingen
verloren. Zuletzt war dort nur noch ein Siebtel aller Erwerbstétigen beschéftigt —
1989 waren es noch 35 %. Gewinner im Strukturwandel waren hingegen das Bau-
gewerbe, das zundchst durch den Nachholbedarf bei Infrastruktur-, Gewerbe- und
Wohnbauten begiinstigt wurde, und der Dienstleistungssektor, der in der DDR stark
unterreprasentiert war (vgl. Tabelle 2-1). Diese beiden Bereiche haben ihren
zusammengefassten Anteil an der Beschiftigung seit 1998 verdoppeln konnen.

Seit etwa 1995 ist allerdings eine gewisse Korrektur anfanglicher Fehlentwicklun-
gen im Strukturwandel zu beobachten. Das Baugewerbe — und mit ihm die baunahen
Wirtschaftszweige im Verarbeitenden Gewerbe und im Dienstleistungssektor — sind
mit nachlassender Baunachfrage in eine tiefe Anpassungskrise geraten. Allein im
Baugewerbe ist die Produktion seither um ein Siebtel geschrumpft; mit dem Abbau
von Uberkapazititen ging auch die Zahl der Arbeitsplitze in diesem Sektor um 20 %
zuriick. Die Industrie hingegen hat in der zweiten Hélfte der neunziger Jahre Boden
gut machen konnen. Thr Anteil an der Produktion in den neuen Landern (ohne Berlin)
— in jeweiligen Preisen gerechnet — ist von seinem Tiefstand 1993 um 4
Prozentpunkte gestiegen, und auch die Beschiftigung in diesem Sektor nimmt seit
1997 allmahlich wieder zu. Anders als in der ersten Hilfte der neunziger Jahre wird
die industrielle Dynamik dabei von Zweigen getragen, die nicht schwerpunktmifig
fir die heimischen Markte produzieren. Hierzu gehdren z. B. die Herstellung von
Datenverarbeitungsgeriten (Produktionswachstum +357 % im Zeitraum 1995-1999),
die Rundfunk- und Nachrichtentechnik (+121 %) oder auch die Mess- und
Regeltechnik (+79 %). Mit Blick auf die kiinftige wirtschaftliche Entwicklung ist die
Herausbildung dieser sektoralen Schwerpunkte positiv zu werten, denn ein im
internationalen Wettbewerb stehendes Hochlohnland sollte sich auf wissensintensive,
tiberregional absetzbare Produktionen spezialisieren.

Gleichwohl weist die Sektorstruktur der Wirtschaft in den neuen Léndern noch
immer deutlich von Westdeutschland abweichende Besonderheiten auf. Das Ver-
arbeitende Gewerbe ist noch zu klein — je 1.000 Einwohner gibt es in Ostdeutschland
in diesem Bereich 51 Arbeitsplétze, wahrend es in Westdeutschland beinahe 95 sind.
Der Bausektor ist demgegeniiber mit 47 sozialversicherungspflichtige Beschéftigten
je 1.000 Einwohner (Westdeutschland: 24) weiterhin iberdimensioniert (vgl.
Tabelle 2-2).
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Tabelle 2-2:

Sozialversicherungspflichtig Beschéftigte in Ostdeutschland und Westdeutschland
am 30.06.1999, nach ausgewéhlten Wirtschaftszweigen

- Personen je 1.000 Einwohner -

Wirtschaftszweige Ostdeutschland Westdeutschland
Insgesamt 332,0 333,6
darunter:
Land- und Forstwirtschaft, Fischerei 10,9 3,0
Verarbeitendes Gewerbe 51,4 94,9
darunter:
Erndhrungsgewerbe 8,2 8,9
Chemische Industrie 2,2 6,6
Herstellung von Gummi- und Kunststoffwaren 2,3 53
Herstellung von Metallerzeugnissen 7,8 9,9
Maschinenbau 5,7 14,1
Elektrotechnik 2,4 5,4
Kraftfahrzeugbau 1,9 9.4
Baugewerbe 46,6 24,4
Handel und Gastgewerbe 53,0 61,6
Verkehr und Nachrichteniibermittlung 20,6 17,2
Dienstleistungen 38,0 48,2
darunter:
Kredit- und Versicherungsgewerbe 6,8 14,2
Datenverarbeitung und Datenbanken 1,4 3,6
Unternehmensnahe Dienste 23,0 25,1

Quelle: Bundesanstalt fiir Arbeit; Statistisches Bundesamt; Berechnungen des IWH.

Relativ gering — im Vergleich zu Westdeutschland — ist auch noch der Anteil der
Beschiftigten im Dienstleistungssektor. Uberdies haben hier haushaltsnahe und ein-
fache produktionsnahe Dienste ein vergleichsweise hohes Gewicht. Anspruchs-
vollere Dienstleistungen — wie Rechts- und Wirtschaftsberatungsdienste oder An-
bieter von Datenverarbeitungsleistungen — sind hingegen in den neuen Léndern eher
schwach vertreten.

Die Griinde fiir dieses Spezialisierungsmuster liegen darin, dass ostdeutsche Exis-
tenzgriinder wie auch auswértige Investoren vorzugsweise in solchen Bereichen tétig
geworden sind, in denen Wettbewerbsvorteile westdeutscher und ausldndischer
Konkurrenten nicht so stark zu Buche schlugen und gleichzeitig aufgrund der
Transferleistungen aus dem Westen ein hohes Nachfrageniveau erwartet werden
konnte. Anfénglich hat dies die Entwicklung in den neuen Léndern stabilisiert; in-
zwischen zeigt sich aber die Kehrseite dieser Spezialisierung, ndmlich geringe
Wachstumspotentiale und ein scharfer Verdrangungswettbewerb.
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3. Funktionale Struktur: Geringe Bedeutung anspruchvoller
Produktionen

Die Wirtschaft in Ostdeutschland weist nicht nur eine von Westdeutschland abwei-
chende Sektorstruktur auf, sondern auch eine spezifische funktionale Struktur. Ins-
besondere gibt es in den neuen Bundeslédndern vergleichsweise viele Arbeitskrifte
mit ausfithrenden und eher einfachen Tétigkeiten und entsprechend relativ wenige
Erwerbstitige, die einen gemeinhin als hoherwertig bezeichneten Beruf ausiiben.

Sektorstruktur und Funktionalstruktur bedingen sich zum Teil gegenseitig. Ein
Beispiel dafiir ist der Dienstleistungssektor — und zwar insbesondere diejenigen
seiner Branchen, in denen mittelstindische Unternehmen dominieren. Die meisten
dieser Unternehmen sind erst nach der Wende entstanden, und ihre Griinder haben
den Schritt in die Selbsténdigkeit hdufig auf solchen Feldern gewagt, auf denen der
Marktzugang vergleichsweise einfach ist, zum Beispiel aufgrund geringer qualifi-
katorischer Anforderungen. Entsprechend gibt es im ostdeutschen Dienstleistungs-
gewerbe viele Erwerbstétige mit einem Tatigkeitsprofil, bei dem ausfiihrende Auf-
gaben liberwiegen (vgl. Tabelle 3-1).

Eine weitere Ursache fiir die von Westdeutschland abweichenden Funktionalstruktur
liegt darin, dass grof3e Teile der ostdeutschen Wirtschaft von Betrieben geprégt sind,
die sich im Besitz westdeutscher oder auslédndischer Unternehmen befinden. Diese
haben hiufig nur operative, nachgelagerte Unternehmensfunktionen in den neuen
Bundesldndern  angesiedelt. Die  Headquarter-Funktionen = wie  Unter-
nehmensfiihrung, Marketing, Forschung und Entwicklung blieben in diesen Féllen
zumeist an den angestammten Standorten im Westen oder im Ausland — Beispiele
hierfiir sind das Kreditgewerbe, die Versicherungswirtschaft, der Einzelhandel so-
wie Teile des Verarbeitenden Gewerbes. Erstaunlich ist dies nicht, denn Head-
quarter-Funktionen sind, wie Erkenntnisse der Regionalokonomie zeigen, wenig
verlagerungsfahig. Eine Verlagerung birgt die Gefahr einer Schwichung einer
Abteilung oder Organisation oder kann sogar zu deren Auflsung fithren, wenn de-
ren hochqualifizierte Arbeitskréifte einen Wechsel ihres Lebensumfeldes zu ver-
meiden suchen.

Dass in der Wirtschaft Ostdeutschlands hoherwertige Arbeitspldtze unterreprasen-
tiert sind, ist auch ein Grund dafiir, dass die gesamtwirtschaftliche Produktivitat
geringer ist als in den alten Bundesldndern. Zudem resultiert hieraus ein niedrigeres
durchschnittliches Lohnniveau. So sind zwar die tarifvertraglich vereinbarten
Arbeitsentgelte bereits weitgehend an das westdeutsche Niveau angeglichen wor-
den, doch bestehen bei den je Arbeitnehmer gezahlten Lohnen und Gehiltern noch
erhebliche Unterschiede zwischen Ost und West. Im Verarbeitenden Gewerbe liegt
das Lohnniveau je Beschiftigten beispielsweise nur bei drei Vierteln des Lohnni-
veaus in den alten Bundeslédndern. Allerdings ist die Differenz zwischen Ost und
West bei der Entlohnung nicht allein auf Unterschiede bei der funktionalen Struktur
der Arbeitsplitze zuriickzufiithren. Hinzu kommt, dass viele ostdeutsche Unter-
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nehmen ihren Beschiftigten Lohne zahlen, die unter den in den Flichentarifver-
tragen vereinbarten liegen.2

Der vergleichsweise geringe Anteil an hoherwertigen Arbeitsplitzen steht in einem
engen Zusammenhang mit anderen ihrer Spezifika, insbesondere mit dem noch zu
geringen Anteil von Produktionen, die auch auf {iberregionalen Mérkten abgesetzt
werden konnen. Wie die regionalokonomischen Erfahrungen zeigen, braucht es viel
Zeit, um solche Probleme funktionaler und sektoraler Struktur zu 16sen.

4. Zunehmende Forschungs- und Entwicklungsaktivititen
in der ostdeutschen Wirtschaft

Als ein weiteres Defizit der ostdeutschen Wirtschaft wird héufig deren geringe In-
novationskraft angesehen. Tatséchlich sind — auf aggregierter Ebene betrachtet — die
FuE-Aktivitidten der Unternehmen in den neuen Lindern deutlich niedriger als die
der westdeutschen Unternehmen: Im Jahre 1997 — neuere Daten liegen nicht vor —
lagen die FuE-Intensitéten im ostdeutschen Wirtschaftssektor, gemessen am Umsatz
oder am Personal, nur bei etwa drei Vierteln des westdeutschen Niveaus (Tabelle 4-

1.

Tabelle 4-1:
FuE-Aktivititen in der ostdeutschen Wirtschaft

1991 1993 1995 1997
Interne FuE-Aufwendungen (in Mio. DM) 1.938 2.077 2.716 3.386
FuE-Personal im Wirtschaftssektor 34.922 22.032 23.741 25.108
FuE-Personalintensitét® (in %) 1,58 2,38 3,05 3,49
FuE-Umsatzintensitit® (in %) 1,60 1,62 1,68 1,86
Nachrichtlich: Westdeutschland
FuE-Personalintensitét® (in %) 3,67 3,82 4,00 424
FuE-Umsatzintensitit® (in %) 2,44 2,55 2,45 2,44

2 Forschungs- und Entwicklungspersonal in Relation zur Zahl der Beschiftigten. — ® FuE-Aufwendungen
in Relation zu den Umsétzen.

Quelle: SV-Wissenschaftsstatistik.

Dieses Bild bedarf jedoch in mehrfacher Hinsicht einer Relativierung. Zum einen ist
zu beriicksichtigen, dass ostdeutsche Unternehmen in den letzten Jahren ihre FuE-
Aktivitdten deutlich verstérkt haben. So haben sich die FuE-Personalintensitéten
zwischen 1991 und 1997 verdoppelt, die FuE-Umsatzintensititen sind in diesem
Zeitraum um immerhin 16 % gestiegen. Zum anderen ist die starke regionale

2 Nach einer Umfrage des DIW vom Friihjahr 1998 waren das in der Industrie 40% aller Unternehmen,
auf die reichlich ein Drittel aller Industriebeschiftigten entfiel. Vgl. DIW/IfW/IWH: Gesamt-
wirtschaftliche und unternehmerische Anpassungsfortschritte in Ostdeutschland, 19. Bericht, in:
IWH-Forschungsreihe 5/1999. Halle.
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Differenzierung der FuE-Intensititen zu beachten: Sachsen liegt bei den FuE-In-
tensitdten inzwischen iiber dem westdeutschen Durchschnitt, Thiiringen nur knapp
darunter — ausgesprochen schwach sind die FuE-Intensititen hingegen in Mecklen-
burg-Vorpommern. Und schlieBlich ist zu beriicksichtigen, dass Forschung und
Entwicklung nur einen Teil der gesamten Innovationsaktivitidten ausmachen: Legt
man einen weiten Innovationsbegriff zugrunde, der beispielsweise auch Aufwen-
dungen fiir den Erwerb externen Wissens und innovationsbedingte Markteinfiih-
rungsmafinahmen umfasst, so liegen die Innovationsaufwendungen ostdeutscher
Industrieunternehmen mit 5 % des Umsatzes (1998) sogar iiber dem gesamtdeut-
schen Durchschnitt von 4,7 %.3 Allerdings ist der Anteil des Umsatzes, der mit
Produkt- und Marktneuheiten erzielt wird, mit knapp 40 % geringer als in West-
deutschland (45 %).

Fiir das geringe aggregierte Niveau der Industrieforschung in den neuen Léndern ist
vor allem zweierlei verantwortlich. Zum einen haben sich ostdeutsche Unternehmen
nach der Vereinigung héufig auf wenig technologieintensive und deswegen
forschungsarme Produktionen spezialisiert, um auf diese Weise dem Konkur-
renzdruck auszuweichen. Zum anderen spielt eine Rolle, dass ostdeutsche Unter-
nehmen typischerweise kleiner sind als westdeutsche Unternehmen; kleine und
mittlere Unternechmen sind aber zumeist weniger forschungsaktiv als gréBere Un-
ternehmen. Diese Strukturunterschiede werden darin ersichtlich, dass auf FuE-aktive
Unternehmen des Bergbaus und des Verarbeitenden Gewerbes in den neuen Landern
nur 46 % der Beschéftigen entfallen, wiahrend es in Westdeutschland 74 % sind. Der
Anteil der forschenden Industrieunternchmen liegt hingegen mit 39 % in
Ostdeutschland dhnlich hoch wie in Westdeutschland. Insoweit ist der Eindruck zu
revidieren, die geringe Wettbewerbsfahigkeit ostdeutscher Unternehmen sei in erster
Linie auf deren geringen Forschungsaktivititen zurilickzufiihren. Hierfir scheinen
eher Schwierigkeiten bei der Verbreiterung der Absatzmirkte verantwortlich zu
sein.

5. Unternehmensstruktur: Kleine und junge Unternehmen
prigen das Bild

Nach der Wende setzte in den neuen Bundesldndern eine Welle von Unterneh-
mensneugriindungen ein. Im Mittelpunkt standen zunichst der Bausektor und das
Dienstleistungsgewerbe, wo die Startbedingungen aufgrund des geringen Preis- und
Konkurrenzdrucks im Vergleich zu den stirker im iiberregionalen Wettbewerb
stehenden Wirtschaftsbereichen besonders giinstig waren. Aber auch in der Industrie
sind mehr als die Halfte aller heute existierenden Unternehmen durch Neugriindung
entstanden. Viele dieser jungen Unternehmen sind auch heute noch vergleichsweise
klein. Hinzu kam, dass auch die Treuhandanstalt die ihr anvertrauten Betriebe haufig

3 Vgl. G. EBLING, S. GOTTSCHALK, N. JANZ, H. NIGGEMANN: Zukunftsperspektiven der
deutschen Wirtschaft — Innovationsaktivitidten im Verarbeitenden Gewerbe, Mannheim 2000.
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erst nach Zerlegung und Abspaltung nicht betriebsnotwendiger Teile privatisieren

konnte.

Es tiberrascht nicht, dass als Folge dieser Entwicklungen der Anteil der Betriebe mit
weniger als 100 Beschiftigten im ostdeutschen Verarbeitenden Gewerbe deutlich
hoher ist als in Westdeutschland (vgl. Tabelle 5-1). Die durchschnittliche Be-
triebsgrofe lag im Jahr 1999 bei nur wenig mehr als Hilfte des westdeutschen

Niveaus.

Tabelle 5-1:

Betriebe und Beschiiftigte® im Bergbau und im Verarbeitenden Gewerbe® in Ost-
deutschland nach Beschéftigtengroflenklassen 1991, 1995 und 1999

- Struktur in %-

. . g Nachrichtlich:
Betriebe mit ... Beschiftigten 1991 1995 1999 Westdeutschland 1999
Betriebe
1 - 19 11,8 12,8 14,4 11,8
20 - 49 28,6 42,1 44,6 38,9
50 - 99 21,6 23,5 22,1 21,8
100 - 199 16,8 13,0 11,6 13,4
200 - 499 12,8 6,3 5,7 9,5
500 - 999 4,4 1,6 1,1 2,9
1.000 und mehr 4,0 0,7 0,4 1,7
Insgesamt 100,0 100,0 100,0 100,0
Beschiftigte
1 - 19 0,7 1,5 1,8 0,9
20 - 49 4,5 15,3 18,4 9,1
50 - 99 7,3 18,1 19,4 10,9
100 - 199 11,5 20,0 20,3 13,4
200 - 499 18,9 20,7 21,1 20,6
500 - 999 14,8 11,8 119,0 1452
1.000 und mehr 423 12,6
Insgesamt 100,0 100,0 100,0 100,0
Nachrichtlich:
Beschiftigte (in 1.000) 1.440,2 5823 604,1 5.804,5
Betriebe (Anzahl) 6.912 6.487 7.674 41.424
Beschiftigte je Betrieb 208.,4 89,8 78,7 140,1

* Jeweils Ende September; 1998: geinderter Berichtskreis. —® 1991 ohne Bergbau.

Quelle: Statistisches Bundesamt.

Die kleinbetriebliche Struktur weiter Teile der ostdeutschen Wirtschaft ist mit dafiir
verantwortlich, dass ostdeutsche Unternehmen auf iiberregionalen Mérkten nur
allméhlich FuB} fassen. Insbesondere kleineren, meist eigenstindigen Unternehmen
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mangelt es hdufig an Ressourcen, um den Sprung auf die Mérkte in Westdeutschland
oder gar im Ausland zu schaffen. Somit ist es wenig verwunderlich, dass die
Exportorientierung der ostdeutschen Wirtschaft hinter der der westdeutschen her-
hinkt: Der Anteil der Auslandsumsétze an den Gesamtumsitzen des Verarbeitenden
Gewerbes liegt erst bei knapp 19 % (Westdeutschland: 35 %). Dies darf aber nicht
dariiber hinwegtduschen, dass auch die kleineren Unternehmen ihren Absatzradius
in den vergangenen Jahren erheblich haben ausweiten konnen; die regionale
Orientierung hat deutlich nachgelassen. Vor allem in Westeuropa und in Ubersee
konnten ostdeutsche Unternehmen Mérkte erobern.

Allerdings weisen gerade die kleineren Unternehmen — einer Umfrage des DIW bei
ostdeutschen Industrieunternehmen zufolge — vergleichsweise hdufig Probleme im
Wettbewerb auf. Nach Einschitzung von GroBunternehmen, fiir die kleinere ost-
deutsche Unternehmen als Zulieferer in Frage kommen, resultieren diese Probleme
zum Teil aus einem noch unzureichenden Leistungsspektrum und einer fehlenden
Reputation. So ist es bislang noch nicht in groBerem Umfang gelungen, ostdeutsche
Zulieferer in die regionalen Netzwerke internationaler GroBinvestoren zu in-
tegrieren. Auch die Bereitschaft zu Kooperationen zwischen den kleineren ostdeut-
schen Unternehmen, die es ermdglichen wiirden, Ressourcen gemeinsam zu nutzen,
ist offenbar gering.

Nach eigener Einschétzung der befragten Unternehmen liegen die Schwierigkeiten,
beruft man sich auf die Industrieumfrage des DIW, hingegen hauptséchlich bei Ab-
satz und Vertrieb sowie im Bereich Finanzierung und Liquiditt:

— Fiir die Schwierigkeiten beim Absatz mag eine Rolle spielen, dass bei vielen klei-
neren ostdeutschen Untenehmen die Vertriebsaktivitdten zu kurz kommen.
Wegen ihrer begrenzten Kapazitéten ist es fiir sie schwierig, eigene Vertriebs-
wege aufzubauen, eine Marktstrategie zu entwickeln und ein professionelles
Marketing zu betreiben. So werden, Umfragen zufolge, Marktinformationen
hiufig nur aus wenigen Quellen wie Zeitschriften oder Fernsehen bezogen;
Marketingmafnahmen bleiben eher passiv wie die Présentation der Produkte in
Katalogen, auf Messen oder in der Werbung. Aktives Marketing, z. B. iiber
Pressearbeit und direkte Kundenkontakte, kommt nur selten zur Anwendung. Da
zudem die Mehrzahl der kleinen Unternehmen eigenstindig ist, ist es fiir sie auch
nicht moglich, das Vertriebsnetz eines Konzernverbunds zu nutzen.

— Schwierigkeiten bei der Finanzierung — die als Ursache fiir Engpésse und Leistungs-
riickstinde in Unternehmen in Frage kommen — kdnnten auf einen Mangel an
Eigenkapital zuriickzufiihren sein, das als Sicherheit bei der Beschaffung von
Fremdkapital, aber auch als Riickhalt bei ldngeren Durststrecken wichtige
Funktionen erfiillt. Eine systematisch geringere Eigenkapitalquote kleiner Un-
ternehmen ist allerdings aus den Zahlen der Kreditanstalt fiir Wiederaufbau nur
fiir Westdeutschland ersichtlich (vgl. Tabelle 5-2); auch ein insgesamt niedrigerer
Eigenmittelanteil ostdeutscher gegeniiber westdeutschen Unternehmen ist nicht
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festzustellen, im Gegenteil: Gerade bei kleineren ostdeutschen Unternehmen liegt
dieser Anteil vergleichsweise hoch. Freilich muss hierbei auch beriicksichtigt
werden, dass der Berichtskreis der KfW einer Positivauswahl unterliegen konnte,

da nur investierende Unternehmen erfasst werden.

Deutlich geringere Werte bei der Eigenkapitalquote ergeben sich dagegen im Be-
richtskreis der Deutschen Ausgleichsbank, der sich schwerpunktmiBig aus
Existenzgriindern und jungen Unternehmen zusammensetzt (vgl. Tabelle 5-3).
Die Quote ist im Zeitablauf stark gesunken. Dies diirfte wohl auch daran liegen,
dass viele dieser Unternehmen durch rasches Wachstum und Finanzierung von
Investitionen ihr Eigenkapital aufgezehrt haben.

Tabelle 5-2:

Eigenkapitalausstattung® ostdeutscher und westdeutscher Unternehmen 1994 und

1998 beim Berichtskreis der Kreditanstalt fiir Wiederaufbau

- in % der Bilanzsumme -

1994 1998
Ost West Ost West
Alle Unternehmen 17,2 17,3 17,4 17,5
darunter:
kleinere Unternehmen® 17,2 16,2 17,4 16,0

2Median der Eigenkapitalquote. — °Unternehmen mit einem Umsatz von weniger als 5 Mio. DM.
Quelle: Kreditanstalt fiir Wiederaufbau.

Tabelle 5-3:

Eigenkapitalausstattung® junger ostdeutscher Unternehmen nach ausgewihlten
Wirtschaftsbereichen 1992 und 1997 im Berichtskreis der Deutschen

Ausgleichsbank
- in % der Bilanzsumme -
1992 1997
Industrielles Gewerbe 16 9
Baugewerbe 19 9
Handel 15 6
Dienstleistungen 12 10

* Ausgewiesenes Eigenkapital (einschl. Jahresergebnis, zuziiglich Riicklagen, ohne Riickstellungen).
Quelle: Deutsche Ausgleichsbank.

Alles in allem sind die hier angesprochenen Probleme zum groBen Teil jedoch kein
spezifisch ostdeutsches Phdnomen, sondern betreffen fast alle jungen Unternehmen.
Infolge der hohen Zahl an Neugriindungen seit 1990 besitzen sie jedoch im Osten
ein ungleich groferes Gewicht als im Westen.
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6. Regionalstruktur

Das Gebiet der neuen Bundeslénder ist — wie das der alten Bundesldnder — im Hin-
blick auf Wirtschaftskraft und Beschiftigung kein homogener Raum. Das war es
freilich auch frither nicht: So stand in Sachsen die Wiege einiger deutscher Indust-
rien, wihrend die Gebiete im Norden und im Osten, auf die etwa die Halfte der
Flache des heutigen Ostdeutschlands entféllt, schon immer strukturschwach waren
(Ostelbien). In der DDR sind die regionalen Disparititen zwar verringert worden,
etwa durch die Aufwertung bestehender Stddte (Rostock), die Errichtung von Re-
tortenstddten (Eisenhiittenstadt) und durch punktuelle Industrieansiedlungen. Aufs
Ganze gesehen blieb die traditionelle rdumliche Verteilung wirtschaftlicher Akti-
vitdten gleichwohl weitgehend erhalten.

Siedlungsdichte und wirtschaftliche Dynamik stehen im Allgemeinen — sieht man
von altindustriellen Regionen ab — in einer engen Wechselwirkung zueinander. Mit
hoher Siedlungsdichte sind Agglomerationsvorteile verbunden. In dieser Hinsicht
sind die neuen Bundesldnder im Nachteil, denn im Durchschnitt verfiigen sie nur
iiber eine halb so hohe Bevdlkerungsdichte wie Westdeutschland. Freilich gibt es
hier wie dort grofle Abweichungen vom Durchschnitt. Sachsen ist das am dichtesten
besiedelte Bundesland im Osten; mit 246 Einwohnern je gkm erreicht es gleichwohl
nicht den westdeutschen Mittelwert (268 Einwohner je gkm). Die iibrigen neuen
Bundesldander sind sehr viel diinner besiedelt, und weisen eine geringere
Bevolkerungsdichte auf als Schleswig-Holstein — das am diinnsten besiedelte alte
Bundesland. Mecklenburg-Vorpommern und Brandenburg sind sogar nur halb so
dicht besiedelt wie Schleswig-Holstein. Vor diesem Hintergrund ist es eigentlich
unzuldssig, zur Bewertung des Anpassungsprozesses der ostdeutschen Wirtschaft
die wirtschaftliche Leistungsfahigkeit Westdeutschlands insgesamt heranzuziehen.
Angemessener wire als Referenzregion Schleswig-Holstein; die Wirtschaftskraft
dieses Landes ist — je Einwohner gerechnet — um ein Siebtel geringer als die aller
alten Bundeslédnder.

Fiir eine Untersuchung von Wirtschaftskraft und Beschéftigung der einzelnen Re-
gionen Ostdeutschlands steht nur wenig, haufig veraltetes Datenmaterial zur Ver-
figung. Bei einem Vergleich der einzelnen Lander zeigen sich zwar kaum nen-
nenswerte Unterschiede hinsichtlich der wirtschaftlichen Leistungsfihigkeit. Die
Spannweite reicht beim Bruttoinlandsprodukt je Einwohner im Jahr 1999 gerade
einmal von 30.020 DM in Sachsen-Anhalt bis hin zu Sachsen mit 31.560 DM.
GroBere Unterschiede existieren jedoch zwischen den einzelnen Kreisen (vgl. Karte
6-1).4 Einige ostdeutsche Raume hatten 1996 eine Wirtschaftskraft erreicht,

4 Die von der amtlichen Statistik ausgewiesene hohe Pro-Kopf-Wertschopfung in der Uckermark hat
vor allem konzeptionelle Griinde. Ausgewiesen ist die Bruttowertschopfung zu Marktpreisen, in die
auch Produktsteuern eingehen. Da in Schwedt ein bedeutender Betrieb der Mineraldlverarbeitung
ansdssig ist, sind die statistischen Angaben durch das hier verbuchte Mineral6lsteueraufkommen
verzerrt.
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die der Mehrzahl der Kreise in Westdeutschland vergleichbar war. Die meisten
Kreise der neuen Bundesldnder kamen indes nur auf eine Leistung, die der der
strukturschwachen Gebiete in den alten Bundesldndern entspricht. Zudem lasst sich
— wie zu erwarten — feststellen, dass die grolen Stddte eine hdhere Wirtschaftskraft
aufweisen als die lindlichen Rdume. Ferner wirkt sich im Siiden Ostdeutschlands
auch die Verkehrsanbindung qua Autobahn giinstig auf die wirtschaftliche Ent-
wicklung aus. Angesichts dieser regionalen Differenzierung scheint es angebracht,
kiinftig den Blickwinkel vom gesamtwirtschaftlichen Ebene stirker auf die regionale
Dimension hin zu richten.

Auch wenn die grolen Stddte eine deutliche hohere Wirtschaftsleistung als die {ib-
rigen Gebiete in Ostdeutschland verzeichnen kdnnen, sind sie doch noch weit von
der Leistungsfahigkeit westdeutscher Zentren entfernt. Deren wirtschaftliche Starke
griindet sich zum Teil auf der Industrie und auf staatlichen Aktivitdten, vor allem
aber auf den Dienstleistungssektor. Im Laufe der letzten Jahrzehnte haben sich
einige groBe westdeutsche Stédte als Zentren fiir bestimmte {iberregional handelbare
Dienstleistungen entwickelt. So ist Frankfurt das Bankenzentrum, in Hamburg sind
die Zeitschriftenverlage konzentriert, Kdln spielt eine fithrende Rolle bei den
Rundfunk- und Fernsehmedien, in Miinchen sind das Versicherungsgewerbe,
forschungsintensive industrienahe Dienste und die Filmwirtschaft stark vertreten.
All das sind Dienstleistungen, die sich durch eine hohe Wertschdpfungsintensivitt
auszeichnen. Die regionale Konzentration dieser Aktivitdten kommt nicht von un-
gefahr. Entscheidend fiir die Standortwahl der Unternehmen sind oft die rdumliche
Nihe zu den Kunden (genauer: zu den Entscheidungstragern anderer Unternehmen)
sowie zu Vorleistern und Kooperationspartnern, ein gut ausgebildetes Ar-
beitskriaftepotential oder sogenannte ,,weiche® Standortfaktoren wie ein breites
kulturelles Angebot. Derartige Cluster von Dienstleistungsaktivititen schieben sich
selbst verstirkende Wachstumsprozesse an. Denn ein dichter Besatz mit gleicharti-
gen oder mit sich ergdnzenden Aktivitdten und eine gute Infrastruktur verschaffen
Lokalisationsvorteile.

Die groflen ostdeutschen Stddte (einschlieSlich Berlin) kdnnen bislang kaum Ver-
gleichbares vorweisen; Spezialisierungsmuster im Hinblick auf siberregional han-
delbare Dienstleistungen sind derzeit noch nicht zu erkennen (vgl. Tabelle 6-1). Es
spricht wenig dafiir, dass es den ostdeutschen GrofBstiddten gelingen konnte, den
westdeutschen Zentren mittelfristig auf deren speziellen Feldern viel an Terrain
abzujagen.

7. Offentliche Finanzen: Grund zur Sorge

Ein besonderes Problem stellen die dffentlichen Finanzen der ostdeutschen Léander
und Gemeinden dar. Die kassenméfigen Steuereinnahmen von Bund, Landern und
Gemeinden in Ostdeutschland beliefen sich im Jahr 1998, je Einwohner gerechnet,
nur auf 34 % des westdeutschen Niveaus. Nach Verteilung der Gemeinschaftssteu-
ern erzielten die ostdeutschen Flachenldnder zwar Pro-Kopf-Steuereinnahmen von
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89 % des westdeutschen Niveaus (Gemeinden: 39 %), doch handelt es sich hierbei
vor allem um Mittel, die aus dem Steueraufkommen in Westdeutschland gezahlt
wurden. Deutlich hdher als in den alten Bundesldndern sind hingegen die Pro-Kopf-
Ausgaben der ostdeutschen Gebietskorperschaften Ostdeutschland, die bei rund
140 % (Flachenldnder) bzw. 102 % (Gemeinden) des westdeutschen Wertes liegen
(vgl. Tabelle 7-1). Die Finanzierungslicke wird durch Zuweisungen aus
Westdeutschland (Landerfinanzausgleich und Bundesergénzungszuweisungen) und
durch Kreditaufnahme gedeckt.

Tabelle 7-1:
Ausgewihlte Ausgaben und Einnahmen der ostdeutschen und der westdeutschen
Flachenldnder, 1999

- DM je Einwohner -
Ausgaben Ostdeutschland Westdeutschland
Bereinigte Ausgaben insgesamt 7.335 5.206
darunter:
Personalausgaben 1.897 2.130
Zinsausgaben 397 404
Sachinvestitionen 305 139
Laufende Zuweisungen 2316 1.526
Zuweisungen flir Investitionen 1.489 389
Bereinigte Einnahmen insgesamt 6.918 5.038
darunter:
Steuern 3.504 4.043
Laufende Zuweisungen 1.922 458

Quelle: Statistisches Bundesamt; Berechnungen des DIW.

Dass die eigenen Steuerecinnahmen der ostdeutschen Lander und Gemeinden ver-
gleichsweise gering sind, kann nicht verwundern — es ist Reflex der geringen Wirt-
schaftskraft und der geringeren Einkommen in der ostdeutschen Wirtschaft. Eine
Rolle spielt auch, dass ein Teil der MaBBnahmen zur Forderung betrieblicher Inves-
titionen zu Steuermindereinnahmen fithrt. Die hohen Pro-Kopf-Ausgaben wiederum
sind wenigstens zu einem Teil durch transformationsspezifische Aufgaben
begriindet, die in Westdeutschland nicht anfallen — hierzu z#hlt vor allem der
Nachholbedarf bei der Infrastruktur.

Es entspricht den Grundprinzipien der deutschen Finanzverfassung, dass ,,drmeren‘
Landern ein finanzieller Ausgleich durch die ,reicheren” Bundesldnder sowie durch
den Bund gewédhrt wird. Auch kiinftig miissen daher erhebliche Transferleistungen
von Westdeutschland nach Ostdeutschland flieBen. Gleichwohl muss die
Finanzpolitik einiger ostdeutscher Bundesldander (und ihrer Gemeinden) kritisch
beurteilt werden:
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— Problematisch ist insbesondere, dass sich sowohl Lander als auch Gemeinden
weiterhin einen — gemessen an westdeutschen Verhiltnissen — iiberhohten Per-
sonalbestand leisten. Wihrend in den westdeutschen Flachenldndern pro 1.000
Einwohner 20 Beschiftigte im offentlichen Dienst tétig sind, sind es in den ost-
deutschen Bundeslindern 25. Ahnlich ist das Bild bei den Gemeinden: Die
westdeutschen Kommunen beschéftigen 12 Personen je 1.000 Einwohner, die
ostdeutschen hingegen 16. Dies hat zur Folge, dass trotz niedrigerer Lohne die
Personalausgaben in den 6ffentlichen Haushalten pro Einwohner gerechnet bei-
nahe westdeutsches Niveau erreicht haben —und dies, obwohl in Westdeutschland
(anders als in Ostdeutschland) vergleichsweise hohe Pensionszahlungen anfallen.
Auch wenn man dariiber streiten mag, ob der westdeutsche Durchschnitt der
richtige VergleichsmaBstab ist, gibt es hier insbesondere wegen der geringen
Steuerkraft der neuen Lénder Korrekturbedarf.

— Eine Konsequenz der hohen Personalausgaben ist, dass zur Haushaltskonsolidie-
rung fast nur noch Einsparungen bei den Investitionsausgaben vorgenommen
werden konnen. Zwar liegen die Investitionsausgaben der Lander und Gemeinden
in Ostdeutschland je Einwohner noch iiber westdeutschem Niveau; angesichts der
fortbestehenden Infrastrukturliicken sollte jedoch auch kiinftig hier der
Schwerpunkt gelegt werden. Dies wiederum setzt voraus, dass der iiberhShte
Personalbestand weiter reduziert wird.

— Sorgen bereiten muss schlieBlich die Verschuldung der ostdeutschen Lander und
Gemeinden. In nur 10 Jahren hat sich ein Pro-Kopf-Verschuldungsniveau auf-
gebaut, das, Lander und Gemeinden zusammengenommen, den entsprechenden
Wert fiir die westdeutschen Fliachenldnder {iberschreitet. Dies schldgt sich in
hohen Zinsausgaben nieder; sie betragen im Durchschnitt der ostdeutschen Fla-
chenlidnder bereits 11 % der Steuereinnahmen. Angesichts dieser Situation ist
kiinftig weit mehr als bisher Ausgabendisziplin erforderlich.

8. Infrastruktur: Weiterhin hoher Investitionsbedarf

Als eines der schwerwiegendsten Hemmnisse im Aufbauprozess der neuen Lénder
erwies sich die schlechte Infrastrukturausstattung. Vor allem die Leistungsféhigkeit
der Verkehrs- und Kommunikationsnetze war infolge unterlassener Investitionen in
der DDR qualitativ und quantitativ unzureichend. Von Anfang an wurde daher der
Modernisierung und Erweiterung der Infrastruktur hochste Prioritdt beigemessen:
Die Investitionen des Staates (einschlieBlich privater Organisationen ohne Er-
werbszweck) beliefen sich im Zeitraum 1991 bis 1998 nach Schitzungen des ifo-
Instituts auf rund 227 Mrd. DM.5

5 Vgl. A. MULLER: Aufbauprozess der ostdeutschen Wirtschaft stagniert, in: ifo Schnelldienst, Heft
3/2000, S. 9-16.
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Tabelle 8-1:

Bruttoanlagevermdgen der ostdeutschen Lander und Gemeinden je Einwohner nach

Aufgabenbereichen

- ostdeutsche Flachenlédnder in % der westdeutschen Fliachenlidnder -
Aufgabenbereich 1992 1999
Politische Fithrung und zentrale Verwaltung 35,9 103,8
Offentliche Sicherheit und Ordnung 58,2 98,5
Rechtsschutz 59,1 82,4
Schulen 474 61,1
Hochschulen und sonstige Forschung 35,0 56,1
Kultur 122,2 146,9
Soziale Sicherung 116,8 1194
Sport und Erholung 62,4 76,6
Krankenanstalten 71,2 110,9
Wohnungswesen, Raumordnung 8,4 92,5
Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten 96,9 79,7
Verkehrs- und Nachrichtenwesen 44,5 53,2

darunter:

Straflen 38,1 49,3
Zusammen 50,1 69,9
Kommunale Gemeinschaftsdienste 5,6 20,4

darunter:

Ortsentwiésserung 5,2 19,8

Energie, Wasserwirtschaft, Dienstleistungen 12,8 73,8

Wirtschaftsunternehmen 2,2 16,9

Allgemeine Grundvermdgen, Sondervermdgen 1,3 46,1
Insgesamt 37,1 57,1

Quelle: DIW.

Tatséchlich hat sich — im Ganzen gesehen — die Infrastrukturausstattung Ostdeutsch-
lands im Verlauf der neunziger Jahre deutlich verbessert, der Riickstand zum Westen
hat sich erheblich verkleinert (vgl. Tabelle 8-1). So sind im Bereich der
Telekommunikation inzwischen keine Ausstattungsdefizite mehr festzustellen —
vielmehr verfiigen die neuen Lénder inzwischen iiber ein moderneres Telefonnetz
als Westdeutschland. Auch im Bereich der haushaltsnahen Infrastruktur — Ge-
sundheitsversorgung, soziale Sicherung, Kultur usw. — ist zumindest quantitativ kein
Riickstand festzustellen; allerdings war die Ausstattung hier auch in der DDR schon
vergleichsweise gut. Anders sieht es hingegen bei der Verkehrsinfrastruktur und den
kommunalen = Gemeinschaftsdiensten = (Wasser- und  Energieversorgung,
Entsorgungsdienste u. A.) aus: Hier besteht auch weiterhin Investitionsbedarf, um
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ein mit Westdeutschland vergleichbares Ausstattungsniveau zu erreichen, Kosten-
belastungen fiir die Unternehmen zu vermeiden und die Standortattraktivitit Ost-
deutschlands fiir auswirtige Investoren zu erhdhen.

Vorrangig ist dabei vor allem der weitere Ausbau der liberregionalen Verkehrswege,
insbesondere der StraBen. Die bisherigen Investitionen in diesem Bereich zielten
mehr auf eine Verbesserung des bestehenden Wegenetzes ab als auf seine
Erweiterung. Aus diesem Grunde ist vor allem das Autobahnnetz noch unzurei-
chend, mit der Folge einer ungiinstigen Verkehrsanbindung und dementsprechend
langeren Fahrzeiten von den ostdeutschen Wirtschaftszentren zu jenen in West-
deutschland.6 Dies wird auch nicht durch ein vergleichsweise gutes Netz an Bun-
desstraBen in den neuen Landern kompensiert, da diese aufgrund geringerer Stra-
Benbreiten und fehlender Ortsumgehungen kein echtes Substitut fiir fehlende Au-
tobahnen darstellen. Erheblicher Investitionsbedarf besteht dariiber hinaus in den
Kommunen, zum einen beim Ausbau der kommunalen Stralen, zum anderen im
Bereich Ver- und Entsorgung. So ist der Anschlussgrad an Klaranlagen vor allem in
kleineren Gemeinden deutlich niedriger als in Westdeutschland; iiberdies ist mehr
als die Halfte (Westdeutschland: 23 %) der Rohrleitungen iiber 50 Jahre alt und
dementsprechend baufillig.

Alles in allem sind auch kiinftig weitere Anstrengungen erforderlich, um die Infra-
strukturausstattung in den neuen Léndern auf ein angemessenes Niveau zu heben.
Schreibt man die derzeitigen Finanzplanungen fort, so wird dieses Ziel selbst im
Jahre 2005 noch nicht erreicht sein — DIW und RWI haben kiirzlich den infra-
strukturellen Nachholbedarf (in Preisen von 1991) fiir dieses Jahr auf rund 265 bis
275 Mrd. DM beziffert. Hiervon entféllt der groBte Teil, 225 bis 250 Mrd. DM, auf
die ostdeutschen Liander und Kommunen. Auch wenn derartige Rechnungen mit
groBBen Unsicherheiten verbunden sind, liefern diese Zahlen doch einen Eindruck
von den noch bestehenden Investitionserfordernissen.

Da die ostdeutschen Lander und Gemeinden angesichts einer schwachen Steuerkraft
die hierfiir notwendigen Mittel aus eigener Kraft in iiberschaubaren Zeitrdumen
nicht werden aufbringen konnen, sind auch kiinftig Transferleistungen aus dem
Westen erforderlich.

9. Arbeitsmarkt

Das wohl augenfilligste Problem des wirtschaftlichen Umbaus in Ostdeutschland
bleibt die hohe Arbeitslosigkeit — die Arbeitslosenquote ist mehr als doppelt so hoch
wie in den alten Bundesldndern. Zudem werden in Ostdeutschland deutlich mehr
Personen durch arbeitsmarktpolitische Mafinahmen vor offener Arbeitslosigkeit

6 In einer Umfrage bei ostdeutschen Industrieunternehmen gaben noch 1997 mehr als die Hilfte der
Befragten an, dass der Ausbau des iiberregionalen Straflennetzes fiir sie hohe Prioritdat habe. Vgl.
DIW/IfW/IWH, Gesamtwirtschaftliche und unternehmerische Anpassungsfortschritte in Ostdeutsch-
land, 19. Bericht, in: IWH-Forschungsreihe 5/1999. Halle, S. 60.
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bewahrt. So gab es im Mai dieses Jahres zwischen Ostsee und Erzgebirge 240.000
Beschiftigte in  Arbeitsbeschaffungsmalinahmen  (einschlieBlich  Struktur-
anpassungsmafnahmen), in Westdeutschland waren es 70.000. Diese Differenz ldsst
sich nicht mit Unterschieden im Ausmal} der Arbeitslosigkeit erklaren, denn auf 100
Arbeitslose kommen in Ostdeutschland 18 Beschiftigte in ABM, in West-
deutschland sind es nur drei. Auch in solchen ostdeutschen Regionen, die kaum eine
hohere Arbeitslosenquote vorweisen als strukturschwache Gebiete in West-
deutschland, findet sich ein Vielfaches an ABM-Stellen wie in jenen Gebieten. Eine
»Sonderforderung Ost* bei der Arbeitsmarktpolitik zeigt sich ebenfalls daran, dass
in den neuen Bundesldndern die Zahl der Teilnehmer an von den Arbeitsdmtern
geforderten Weiterbildungsmafinahmen verhdltnisméBig hoch ist, obwohl in-
zwischen der Bedarf an Maflnahmen etwa zur Anpassung der Qualifikationen an die
gegebenen Erfordernisse nicht hoher als im Westen sein diirfte.

Die in den neuen Bundeslidndern sehr viel hohere Unterbeschéftigung ist allerdings
nicht damit zu erkléren, dass die Nachfrage nach Arbeitskriften geringer ist als im
Westen. Vielmehr suchen in Ostdeutschland, gemessen an der Bevolkerung, deutlich
mehr Personen Arbeit als dies in Westdeutschland der Fall ist.

In der DDR war es die Politik der Staats- und Parteifiihrung, das Arbeitskréftere-
servoir soweit wie moglich zu erschliefen, um im Systemwettbewerb mithalten zu
konnen, mit der Folge, dass sich in der DDR am Vorabend der deutschen Vereini-
gung die Erwerbsquote (Erwerbspersonen in Relation zur Bevolkerung im Alter von
16 bis 65 Jahren) auf reichlich 80 % belief. In der Bundesrepublik waren es dagegen
nur etwa 70 %. Inzwischen ist die Erwerbsbeteiligung in Ostdeutschland zwar
deutlich gesunken, sie ist aber immer noch héher als in den alten Bundesldndern.”

Im Hinblick auf die Erwerbstitigen féllt zudem auf, dass in den neuen Bundeslén-
dern Teilzeittitigkeit sowie die sogenannte geringfiigige Beschéftigung wenig ver-
breitet ist (vgl. Tabelle 9-1). Wenn dort Personen einer Teilzeitarbeit nachgehen,
dann in der Hélfte der Falle nur deshalb, weil eine Vollzeitbeschiftigung nicht zu
finden ist. In Westdeutschland sind dagegen fast ausschlieBlich personliche und
familidre Griinde das Motiv fiir die Ausiibung einer Teilzeitbeschiftigung.

7 Zum Riickgang der Erwerbsbeteiligung beigetragen haben nicht zuletzt die auf Kosten der Sozialversi-
cherungen gehenden zahlreichen Frithverrentungen. So finden sich in Ostdeutschland unter den Per-
sonen im erwerbsfidhigen Alter sehr viel mehr Bezieher von Ruhestandsgeldern als in den alten
Bundeslandern. Zudem hat der Anteil derjenigen Personen zugenommen, die aus anderen Griinden
keiner Erwerbstatigkeit nachgehen — etwa weil sie ihren Tatigkeitsschwerpunkt auf den Haushalt und
die Kindererziehung gelegt haben. Allerdings ist die Bedeutung dieses Personenkreises noch sehr viel
geringer als in Westdeutschland. Ebenso grof3 wie dort ist in den neuen Bundeslédndern hingegen der
Anteil der Schiiler und Studenten in besagter Altersgruppe. Das ist auch darauf zuriickzufithren, dass
— demografisch bedingt — die Gruppe der Jugendlichen in Ostdeutschland ein hoheres Gewicht als im
Westen hat.
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Tabelle 9-1:

Bevolkerung im Alter von 16 bis 65 Jahren® in West- und in Ostdeutschland nach
dem Erwerbsstatus

- Strukturen in % -

1990° | 1991¢ | 1992¢ [ 1994¢ | 1996¢ | 1998¢
Ostdeutschland
Erwerbspersonen 855 1| 790 | 751 741 | 729 | 72,9
Erwerbstitige...
... mit Vollzeitbeschéftigung 70,8 | 62,9 | 56,2 | 51,1 50,8 | 48,0
... mit Teilzeitbeschéftigung 9,4 6,0 4,2 5,0 6,6 6,6
... mit geringfligiger Beschiftigung? 0,2 0,5 0,5 0,8 0,9 1,2
Personen in betrieblicher Berufsausbildung 3,3 2,9 3,6 4,6 4.2 4.9
Arbeitslose® 1,8 6,7 10,6 | 12,6 | 104 | 122
Nicht-Erwerbspersonen 14,6 | 21,1 | 250 | 26,0 27,2 | 27,0
Schiiler, Studentenf 3,0 2,7 2,9 3,6 3,1 5,5
Personen im Ruhestand® 7,0 | 10,1 12,6 10,7 11,6 12,5
Sonstige Nichterwerbstétige 4,6 8,3 95| 11,7 12,5 9,0
Insgesamt 100,0 | 100,0 | 100,0 | 100,0 | 100,0 | 100,0
Westdeutschland

Erwerbspersonen 70,4 | 70,9 | 70,7 | 70,0 | 71,6 | 70,5
Erwerbstitige ...
... mit Vollzeitbeschéftigung 522 | 524 | 522 | 50,6 | 50,5 | 49,2
... mit Teilzeitbeschéftigung 9,3 9,8 10,1 9,41 10,2 10,8
... mit geringfiigiger Beschiftigung? 2,2 2,1 2,0 2.8 33 2.8
Personen in betrieblicher Berufsausbildung 42 4,5 3,8 32 2,9 3,0
Arbeitslose® 2,5 2,1 2,6 4,0 4,7 4,7
Nicht-Erwerbspersonen 2971 29,1 | 292 | 30,0 | 283 | 29,6
Schiiler, Studentenf 5,0 5,3 49 49 4,6 5,4
Personen im Ruhestand® 9,0 8,0 8,0 7,0 7,5 8,3
Sonstige Nichterwerbstitige 15,7 | 15,8 16,3 18,1 16,2 15,9
Insgesamt 100,0 | 100,0 | 100,0 | 100,0 | 100,0 | 100,0

*Weil keine genauen Altersangaben vorliegen, anhand des Geburtsjahres operationalisiert. —
® Ostdeutschland: Schwerpunkt des Befragungszeitraumes im Juni; Westdeutschland: Schwerpunkt des
Befragungszeitraumes von Februar bis April. — ¢ Schwerpunkt des Befragungszeitraumes von Februar bis
April d. J. — ¢ Ohne Schiiler und Studenten. — © Nichterwerbstitige, die angaben, sofort eine Beschéftigung
aufnehmen zu wollen. — f Ohne Vollzeit- und ohne Teilzeitbeschiftigte.

Quelle: Das Soziodkonomische Panel; Berechnungen des DIW.

Alles zusammengenommen, ist das Beschiftigungsniveau in den neuen Bundes-
landern je Kopf gerechnet etwas geringer als in Westdeutschland. Ein anderes Bild
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zeigt sich im Hinblick auf das Arbeitsvolumen. Weil in Ostdeutschland Teilzeitar-
beit wenig geleistet wird, und weil die Vollzeitbeschiftigten wie die Teilzeitbe-
schiftigten im Osten lénger als die in den alten Bundesldndern arbeiten (vgl. Tabelle
9-2), ist — bezogen auf die Personen im erwerbsfiahigen Alter — das Arbeitsvolumen
in Ostdeutschland hoher als in Westdeutschland. Klammert man die hdhere
Beschéftigung in Arbeitsbeschaffungsmafinahmen aus, ist es in beiden Landesteilen
gleich hoch. Die Nachfrage nach Arbeit ist demnach in den neuen Bundesldndern
nicht geringer als in den alten. Die Probleme auf dem Arbeitsmarkt sind also in erster
Linie ein gesamtdeutsches Problem.

Tabelle 9-2:
Wochentliche Arbeitszeit je Erwerbstétigen und je Person im Alter von 16 bis 65
Jahren® in Ostdeutschland und in Westdeutschland

Wochentliche Arbeitszeit je Wéch.enthche Arb"e %tszelt Je
Erwerbstiitigen in Stunden Person im .erwerbstatlgen Alter
in Stunden
Ost- West- Ost- West-
deutschland deutschland deutschland deutschland
1990° 40,7 36,9 34,1 25,0
1991¢ 36,3 36,9 26,2 25,7
1992¢ 40,9 36,9 26,4 25,1
1993¢ 412 35,9 25,7 24,5
1994¢ 40,3 36,1 247 23,9
1995¢ 41,3 36,6 26,1 242
1996°¢ 41,0 35,9 25,6 24,1
1997¢ 41,9 37,7 25,5 25,1
1998¢ 41,1 36,6 249 24,1
Nachrichtlich:
1998 ohne Arbeitszeiten
der ABM-Beschiftigten 39,6 36,5 24,0 24,0

*Weil keine genauen Altersangaben vorliegen operationalisiert anhand des Geburtsjahres; —
® Ostdeutschland: Schwerpunkt des Befragungszeitraumes im Januar; Westdeutschland: Schwerpunkt des
Befragungszeitraumes von Februar bis April; — ¢ Schwerpunkt des Befragungszeitraumes von Februar bis
April.

Quelle: Das Soziookonomische Panel; Berechnungen des DIW.

Angesichts der vergleichsweise hohen Erwerbsbeteiligung kann die Arbeitslosigkeit
in Ostdeutschland nur dann auf das westdeutsche Niveau sinken, wenn die
Orientierung an den Arbeitseinkommen der Westdeutschen aufgegeben wird, oder
wenn die neuen Bundesldnder eine hohere Wirtschaftskraft entfalten als die alten
Léander. Letzteres liegt zumindest mittelfristig wohl auerhalb des Erreichbaren.
Deshalb ist eine moderate, die wirtschaftlichen Gegebenheiten beriicksichtigende
Lohnpolitik erforderlich.
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10. Einkommen der Bevolkerung

Gemessen an den Bedingungen in der DDR hat sich der materielle Lebensstandard
der Ostdeutschen in einem Tempo verbessert, das in der Wirtschaftsgeschichte sei-
nesgleichen sucht.8 In der Zeit von 1991 bis 1998 stiegen die Nettolohne und -ge-
halter in Ostdeutschland um 77 %; real erhohte sich die Kaufkraft der Arbeitnehmer
um mehr als ein Viertel. In den alten Bundesldndern dagegen belief sich der Anstieg
nominal auf 12 % — real mussten die Arbeitnehmer dort sogar Lohneinbuflen von
4% hinnehmen. Es kam also zu einer deutlichen Anndherung der Ar-
beitnehmereinkommen zwischen Ost- und Westdeutschland.

Zur Verbesserung der Einkommenssituation der ostdeutschen privaten Haushalte
haben dartiber hinaus in beachtlichem Umfang Transferleistungen aus dem Westen
beigetragen: Dies zeigt sich beispielsweise daran, dass die auf Ostdeutschland ent-
fallenden Auszahlungen der Sozialversicherungen die Summe der von den privaten
Haushalten gezahlten Einkommensteuer und Sozialversicherungsbeitrage deutlich
iibersteigen.

Nach den Daten des Soziodkonomischen Panels erreichten die ostdeutschen Privat-
haushalte 1991 gerade 60 % der durchschnittlichen Haushaltseinkommen in West-
deutschland. Mitte der neunziger Jahre waren es hingegen bereits 80 %. Bei Beriick-
sichtigung regionaler Kaufkraftunterschiede ergibt sich sogar nur noch ein
Unterschied im Niveau von etwa 10 %. Auch wenn keine zeitndheren Daten vor-
liegen, spricht die Entwicklung der Léhne sowie der Transfereinkommen dafiir, dass
der Unterschied seitdem weiter abgenommen hat.

Unter Beriicksichtigung der regionalen Kaufkraftunterschiede kam schon 1995 die
Hilfte der ostdeutschen Haushalte auf ein Einkommen, das dem der mittleren Ein-
kommensgruppen unter den Haushalten in Westdeutschland entsprach. Haushalte
mit hohen Einkiinften gibt es in Ostdeutschland hingegen noch vergleichsweise
wenige. Auf der anderen Seite findet sich in den neuen Bundeslidndern aber auch nur
relativ wenige Haushalte, die an der unteren Grenze der Einkommensskala stehen.

Die nominal stirksten Einkommenszuwéchse konnten im Osten diejenigen Haus-
halte verbuchen, deren Einkiinfte sich iiberwiegend als Transferleistungen des
Staates und der Sozialversicherungen zusammensetzten. So ist bei den Rentner-
haushalten das Einkommen — von einer sehr geringen Ausgangsbasis aus — um
reichlich drei Viertel gestiegen. Inzwischen erreichen die Ostdeutschen, die in den
Altersruhestand wechseln, hohere Rentenanspriiche als die westdeutschen ,,Neu-
rentner”. Das Einkommen derjenigen Haushalte, die iiberwiegend von Hilfen des
Staates (z. B. Sozialhilfe) und Arbeitslosenunterstiitzung ihren Unterhalt bestreiten,
hat sogar noch stirker zugenommen. Auffillig ist dabei, dass in den neuen

8  Angaben iiber die Einkommensentwicklung liegen allerdings erst ab dem Jahre 1991 vor; iiber den
sprunghaften Anstieg von Einkommen und Kaufkraft im Jahr 1990 gibt es keine hinreichend verléss-
lichen Informationen.
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Bundesldndern das Durchschnittseinkommen bei dieser Haushaltsgruppe sogar ho-
her als in Westdeutschland ist. Das liegt unter anderem daran, dass in Ostdeutschland
vergleichsweise wenige Haushalte auf Sozialhilfe angewiesen sind und ver-
gleichsweise viele Haushalte Arbeitslosenunterstiitzung beziehen.

Aber nicht nur die Haushalte, die vor allem Transfereinkommen beziehen, haben
sich recht weit an das westdeutsche Einkommensniveau herangeschoben, sondern
auch die Arbeitnehmerhaushalte. Besonders stark angendhert haben sich Arbeit-
nehmerhaushalte mit mehreren Erwachsenen, denn in Ostdeutschland geht im
Schnitt ein groferer Teil der Haushaltsmitglieder im erwerbsfiahigen Alter einer
Beschéftigung nach.

Im Zuge der Einkommensentwicklung ist es auch zu einer raschen Zunahme der
Vermogen in den ostdeutschen Landern gekommen. Wie nicht anders zu erwarten,
ist aber der Riickstand zu Westdeutschland immer noch grof. Im Jahr 1997 konnten
die Ostdeutschen nach Angaben des Mikrozensus ein Nettovermdgen vorweisen, das
sich auf etwas mehr als 40 % der Vermdgenswerte der Westdeutschen belief. Anfang
der Neunziger Jahre waren es gerade 20 %. Bei allen Vermogensarten haben die
Ostdeutschen stark aufholen kénnen — vor allem aber beim Gebrauchsvermdgen, zu
dem nicht zuletzt Kraftfahrzeuge zéhlen.

Trotz der schnellen Verbesserung ihrer Einkommenssituation sind die Biirger der
neuen Bundesldnder nach den Daten des SozioSkonomischen Panels mit ihren
Haushaltseinkommen weniger zufrieden als die Westdeutschen. Welche Ursachen
das hat, ist bisher nicht hinreichend geklart. Mit groBer Wahrscheinlichkeit ziehen
die Ostdeutschen bei der Bewertung ihres Lebensstandards nicht ihre Einkommen
und ihre Kaufkraft zu DDR-Zeiten als Maf3stab heran; vielmehr scheinen sie sich an
den (vermuteten) Einkommen der Westdeutschen zu orientieren. Das ist es aber
wohl nicht allein, denn selbst bei denselben Haushaltseinkommen sind die Ost-
deutschen mit ihren Einkiinften unzufriedener als die Biirger der alten Bundeslander.

11.  Perspektiven: Differenzierte Betrachtung notwendig

Zieht man ein knappes Fazit aus den vergangenen zehn Jahren deutscher Einheit, so
gibt es Licht und Schatten: Bei der wirtschaftlichen Erneuerung sind groB3e Fort-
schritte erzielt worden — zu messen an der beachtlichen Zahl von Unternehmen, die
auf eigenen Fiilen stehen und im Wettbewerb mithalten kénnen, zu messen auch an
der Einkommenssituation der privaten Haushalte. Es darf jedoch nicht {ibersehen
werden, dass eine betrachtliche Zahl von Unternehmen noch nicht als gefestigt
gelten kann und Gefahr l4uft, aus dem Markt gedréngt zu werden. Sorgen bereiten
muss zudem die Situation am Arbeitsmarkt: Die hohe Unterbeschéftigung droht sich
zu verhérten, weil am ersten Arbeitsmarkt nicht ausreichend viele Arbeitsplétze
entstehen.

Blickt man in die Zukunft, so konnen die Perspektiven fiir die ostdeutsche Wirtschaft
verhalten optimistisch beurteilt werden. Mittelfristig wird der Autholprozess wieder
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in Gang kommen: Die Dynamik in der Industrie wird noch fiir einige Zeit anhalten,
die Bauwirtschaft allméhlich die Talsohle durchschreiten. Dies gibt Impulse auch
fiir die weitere Entwicklung im Dienstleistungssektor. Schlielich deutet sich auf
dem Arbeitsmarkt eine Trendwende an: Zumindest in der Industrie {iberwiegen
inzwischen die Neueinstellungen gegeniiber den Entlassungen. Man darf sich aber
trotzdem keinen Illusionen hingeben: Der Weg, den die ostdeutsche Wirtschaft
zuriickzulegen hat, ist noch lang.

Wichtiger ist indes, dass es immer weniger angemessen ist, Ostdeutschland als einen
einheitlichen Wirtschaftsraum zu betrachten. Sektoral wie regional wird das Bild der
wirtschaftlichen Lage immer differenzierter: Einige Branchen — darunter auch
solche, die gemeinhin als zukunftstrachtig angesehen werden — wachsen kriftig,
andere hingegen haben bis heute ihre Rolle in der iiberregionalen Arbeitsteilung
nicht finden kdnnen. Manche Regionen wie das Umland Berlins oder der Raum
Dresden, verzeichnen eine dynamische Entwicklung, in anderen hingegen ist nicht
einmal ein Silberstreif am Horizont zu erkennen. Hierauf muss auch die
Wirtschaftspolitik reagieren: Eine Fortsetzung der allgemeinen Sonderférderung-
Ost nach dem Jahr 2004 ist nicht linger angebracht und sollte durch eine nach
bundeseinheitlichen Kriterien gestaltete Regional-, Mittelstands- und Forschungs-
forderung ersetzt werden. Auch dann wird natiirlich ein Grofteil der zur Verfiigung
stehenden Mittel in die neuen Lander flieBen.

Ohnehin ist mit Wirtschaftsforderung auf Dauer immer weniger auszurichten, wenn
es um die Stiarkung der Wettbewerbskraft von Unternehmen geht. Von groferer
Bedeutung hierfiir ist es, glinstige Rahmenbedingungen zu schaffen. Vor allem gilt
es, den Ausbau der Infrastruktur, insbesondere der Verkehrsinfrastruktur und der
kommunalen Infrastruktur, zu forcieren. Hier gibt es zum Teil noch erhebliche
Riickstinde, die die Ansiedlung von Investoren erschweren und den Aufholprozess
beeintrachtigen. Da die Steuerkraft der ostdeutschen Lander und Kommunen sehr
gering ist, sind sie in diesem Bereich auf finanzielle Unterstiitzung durch den Bund
angewiesen.

In der Pflicht steht schlieBlich auch die Tarifpolitik. Notwendig ist vor allem eine
stirkere Berlicksichtigung betrieblicher, regionaler und sektoraler Differenzierun-
gen. Dabei geht es nicht nur um produktivititsgerechte Arbeitsentgelte, sondern
auch um beschéftigungsfreundliche Ausgestaltung weitere tarifvertragliche Rege-
lungen, wie Arbeitszeiten, Gewinnbeteiligungssysteme u. A. Gleichzeitig muss die
Tarifpolitik aber auch Méglichkeiten er6ffnen, der fortschreitende Abwanderung von
hochqualifizierten Spezialisten entgegenzuwirken. Dieses beides miteinander zu
vereinbaren, ist freilich keine leichte Aufgabe.
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10 Jahre Deutsche Einheit aus wirtschaftspolitischer Sicht

Siegmar Mosdorf

Parlamentarischer Staatssekretér
im Bundesministerium flir Wirtschaft und Technologie

L

Der 10. Jahrestag der Wirtschafts- Wahrungs- und Sozialunion ist Anlass, sich mit
den wirtschaftlichen Aspekten der Wiedervereinigung Deutschlands auseinander zu
setzen. Er ist Anlass, sowohl Bilanz zu ziehen als auch perspektivische Aspekte zur
nachhaltigen Verbesserung der Lage in den Neuen Bundesldndern zu betrachten.
Dabei stehen sicher solche Fragen im Vordergrund wie: Wo steht die ostdeutsche
Wirtschaft heute?

Welche Perspektiven werden fiir den weiteren Aufholprozess gesehen?
Welche Handlungsoptionen ergeben sich fiir die Politik in der Zukunft?

Mit Einflihrung der Wahrungs-, Wirtschafts- und Sozialunion am 1. Juli 1990 wurde
die Grundlage fiir die Einfithrung der Sozialen Marktwirtschaft in Ostdeutschland
geschaffen. Die Menschen in Ostdeutschland wie auch die Wirtschaft mussten sich
auf die neuen Verhiltnisse einstellen. Die volle Einbeziehung aller Ostdeutschen in
die sozialen Sicherungssysteme der Bundesrepublik war ein erster wichtiger Schritt
zur Angleichung der Lebensverhéltnisse.

Die schnelle Einfilhrung der Wirtschafts- Wahrungs- und Sozialunion war fiir die
DDR-Wirtschaft eine Rosskur. Der Strukturwandel in diesem Transformationspro-
zess hat neben Gewinnern auch Verlierer, und die Schrumpfung veralteter Wirt-
schaftszweige vollzieht sich meist schneller als der Aufbau neuer. Die Ubernahme
westdeutscher Institutionen entwertete ostdeutsche Erfahrungen und Fertigkeiten
sowie positiv erlebte soziale Werte. Rasantes Umdenken und Neubeginn waren
angesagt. Neue Erfahrungen wurden gesammelt, Enttduschungen traten auf. So
manche Enttiuschung wire allerdings geringer ausgefallen, wiren nicht im Uber-
schwang der Begeisterung der Wendejahre so viele unrealistischen Erwartungen
geweckt worden wiren.

Den Ubergang zu meistern war eine der bedeutenden Aufgaben der Bundesregie-
rung, der Landesregierungen, der Wissenschaft, der Wirtschaft und nicht zuletzt der
Menschen selbst, die diesen Prozess unterstiitzten und umsetzen.

1L

Die Politikberatung durch die Wissenschaft war ein wesentliches Element dieser
Zeit und hat sich bewihrt. Sie ist allerdings keine Erfindung des wiedervereinigten
Deutschlands. Bereits am 1. April 1948 legte der Wissenschaftliche Beirat der
Verwaltung fiir Wirtschaft des Vereinigten Wirtschaftsgebietes, dem Vorlaufer des
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Bundeswirtschaftsministeriums, sein erstes Gutachten zu wirtschaftspolitischen
Fragen vor.

Die das heutige Symposium mitveranstaltenden Wirtschaftsinstitute — das Institut
fir Wirtschaftsforschung Halle (IWH), das Deutsche Institut fiir Wirtschaftsfor-
schung (DIW) und Institut fiir Weltwirtschaft an der Universitét Kiel (IfW) — haben
mit anderen Forschungs- und Fachinstituten insgesamt 19 Berichte zum Thema
"Gesamtwirtschaftliche und unternehmerische Anpassungsfortschritte in Ost-
deutschland — sogenannte Anpassungsberichte — seit 1990 erstellt.

Es ist wirklich, wie es der abschlieBende 19. Bericht formuliert, eine "einzigartige
Dokumentation eines Stiickes deutscher Wirtschaftsgeschichte". Denn neben wirt-
schaftswissenschaftlichen Analysen und der Aufdeckung von Erfolgen und Defi-
ziten wurden auch Handlungsempfehlungen an die Politik gegeben. Einerseits
wurden politische Instrumentarien kritisch bewertet, andererseits kamen aus den
wissenschaftlichen Untersuchungen Impulse und Denkanstdsse fiir neue politische
Entscheidungen. So hatten die Ergebnisse, soweit sie umgesetzt wurden, mit zum
Erfolg und u. U. auch zum Misserfolg der Wirtschaftspolitik beigetragen.

Anliegen der ersten Berichte waren zunédchst Untersuchungen zur Situation in den
verschiedenen Wirtschaftsbereichen — wie Industrie, Bauwesen und Dienstleis-
tungsbereiche — aus mikrookonomischer Sicht. Besonders hervorzuheben sind aus
meiner Sicht der 13. Bericht zur Bilanz des Aufbau Ost 1995, fiinf Jahre nach der
Wihrungs-, Wirtschafts- und Sozialunion, der 15. Bericht zur kiinftigen Wirt-
schaftsforderung und der 17. Bericht zur Entwicklung der Dienstleistungen. Mit dem
19. Bericht zur wirtschaftlichen Entwicklung in Ostdeutschland seit der Wende —
Fortschritte und Defizite — wurde das Projekt Mitte 1999 abgeschlossen.

Das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Technologie gehort seit Anfang an zu
den Schliisselressorts beim Aufbau Ost, wobei allerdings die neue Bundesregierung
die Akzente neu gesetzt hat. Die Koordinierung wurde dem Bundeskanzleramt
tibertragen und der Aufbau Ost zur Chefsache des Bundeskanzlers.

Fiir den Transformations- und Aufbauprozess mussten unter erheblichem Zeitdruck
Erfahrungen, Formen und Methoden der sozialen Marktwirtschaft adaptiert werden.
Es gab und gibt viele Theorien des Ubergangs vom Kapitalismus zum Sozialismus.
Aber fiir die Transformation vom gescheiterten Sozialismus in den Kapitalismus
fehlten Theorie und Praxis.

Im Ergebnis ist festzustellen: Verschiedene wirtschaftswissenschaftliche Anregun-
gen konnten erfolgreich und effektiv genutzt werden, andere weniger. Kontroverse
Punkte waren in der Diskussion mit den Instituten vor allem solche Themen wie
Fordermafinahmen (Spezialforderung versus Gieskannenprinzip), Sonderabschrei-
bungen (zu lange Laufzeit des Instruments), Treuhandpolitik (Sanierung und/oder
Privatisierung), Transferzahlungen und Lénderfinanzausgleich, Lohnangleichung
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und Tarifpolitik, Arbeitsmarkt und Arbeitsmarktforderung wie auch die Regional-
forderung (Nachteilsausgleich oder Wachstumspole). Diese Themen stehen sicher
auch heute auf der Agenda unserer Veranstaltung.

III.

Im Rahmen einer Zwischenbilanz beim Aufbau Ost kann die Bundesregierung heute
feststellen, dass die Lage in den Neuen Bundesldandern besser ist als ihre Ruf. Der
Aufbau Ost hat gewaltige Fortschritte gebracht. Die Neuen Bundesliander sind unter
Anwendung neuer, moderner Technologien auf dem Weg zu einer zukunfts-
orientierten Wirtschaft. Die wirtschaftlichen Unterschiede zwischen Ost und West
werden von Jahr zu Jahr kleiner. Dennoch kann vom Ende eines erfolgreichen
Aufholprozesses in der Wirtschaft noch nicht die Rede sein.

Bestimmte wirtschaftliche Kennziffern haben sich zwar positiv entwickelt, andere
stagnieren aber noch. Das Pro-Kopf-Einkommen und die Leistungskraft haben sich
mehr als verdoppelt, das verfiigbare Nettoeinkommen liegt bei rd. 90 % des west-
deutschen Niveaus, iiber eine halbe Million neuer, meist kleiner und mittelstandi-
scher Unternehmen sind entstanden und die Industrie hat wieder hohe Steigerungs-
raten erreicht. So haben sich z. B. Unternechmen des Maschinenbaus, die mit ihren
Waren bereits vor der Wiedervereinigung auf Markten der EU, USA, Kanada und
Japan tétig waren, dort auch unter den neuen Eigentumsverhiltnissen wieder etab-
liert. Das Exportgeschéft hat eine erfreuliche Dynamik erreicht, und die Ausfuhren
der Neuen Bundesldnder haben sich von 1993 zu 1999 nach dem Regionalprinzip
nahezu verdoppelt (1993: 29,9 Mrd. DM, 1999: 54,3 Mrd. DM). Die Investitionen —
insbesondere auch die der auslédndischen Investoren — verbesserten die Arbeits- und
Standortbedingungen zahlreicher ostdeutscher Regionen. Dies hat zur Folge, dass
neue Industrie- und Investitionsstandorte teilweise besser und moderner als in
Westdeutschland ausgestattet sind.

Im Zuge dieser Entwicklung konnten sich die persdnlichen Lebensverhéltnisse der
Bevolkerung spiirbar verbessern. Die Wohnqualitét hat deutlich zugenommen, die
Umweltbelastungen sind gesunken und beim Rentenniveau gibt es kaum noch Un-
terschiede zwischen Ost und West.

Auch die Wirtschaft verdnderte sich zusehends. Die Privatisierung, vor allem der
Industrie, kam voran, industrielle Kerne konnten teilweise erhalten werden, der
Aufbau der mittelstdndischen Wirtschaft vollzog sich und die Infrastruktur wurde
mit erheblichen Mitteln modernisiert.

Es ist aber auch festzustellen: Die heutige Situation entspricht noch nicht den vor 10
Jahren gewiinschten Ergebnissen. Realistisch betrachtet war das auch nicht zu
erwarten. Die noch verbleibenden Defizite hdngen aber nicht — das darf in diesem
Zusammenhang nicht vergessen werden — mit einer fehlenden Leistungsbereitschaft
oder einem fehlenden Ideenreichtum der Menschen zusammen. Die Probleme sind
differenzierter. Die Neuen Bundesldnder stehen erst am Beginn einer modernen, voll
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entwickelten und auch international wettbewerbsfahigen Industrie- und
Dienstleistungsgesellschaft. Die durchschnittliche Arbeitsproduktivitét liegt noch
bei rd. 60 % des westdeutschen Niveaus, die Arbeitslosenquote ist doppelt so hoch
wie in den alten Bundesldndern und der Anteil der Industrie ist insgesamt noch ge-
ring.

Wichtige Ursachen waren auch der massive Zusammenbruch der ostdeutschen
Wirtschaft durch den Wegfall der osteuropdischen Absatzmérkten (Binnen- und
AuBenmirkte), der enorme Zeitdruck in diesem Transformationsprozess und die
Dimension der Aufgabe selbst.

Die umwélzenden Verdnderungen waren auch Folge der kurzfristigen Einfiihrung
der D-Mark, zu dessen politischer Entscheidung es allerdings keine Alternativen
gab. Die Anpassungsfahigkeit der ostdeutschen Wirtschaft wurde damit iiberfordert,
Mingel wurden in vollem Umfang sichtbar. Es bildete sich ohne langen Ubergang
der Konkurrenzdruck eines offenen Marktes auf alle Wirtschaftsbereiche. Nur
wenige Produzenten konnten der Qualitdt und dem wissenschaftlich-technischen
Niveau der Erzeugnisse der neuen Konkurrenz Stand halten.

Die Politik bemiihte sich, den drastischen wirtschaftlichen Einbruch durch einen
erheblichen Ausbau der staatlichen Férderung von Wirtschaft und Unternehmen
abzufedern und die Folgen fiir den Arbeitsmarkt durch Ausweitung der Arbeitsfor-
derung sozial abzufangen. Die Standortbedingungen wurden durch einen kréftigen
Ausbau der Infrastruktur verbessert.

Hinzu kam, dass eine Reihe politischer Entscheidungen den Transformationsprozess
zusdtzlich belasteten. Dazu zdhlen die einseitige Privatisierungspolitik der
Treuhandanstalt, die Grundentscheidung bei den offenen Vermdgensfragen wie
auch die aus heutiger Sicht z. T. undifferenzierte Forderpolitik in den ersten Jahren
nach der Wiedervereinigung. So 16ste der massive Anreiz fiir Wohnungs- und Ge-
werbebauten einen Boom in der Bauwirtschaft aus, der heute durch Fehlinvestitio-
nen, Leerstédnde und den Aufbau erheblicher Uberkapazititen gekennzeichnet ist.

Dennoch steckt der Wiedervereinigungsprozess nicht in der Krise. Die Bundesre-
gierung hat die Probleme erkannt und die Ziele formuliert. Der in ganz Deutschland
jetzt greifende wirtschaftliche Aufschwung bestdtigt, dass die Politik der
Bundesregierung auf dem richtigen Weg ist. Durch entschlossene Reformen werden
die Grundlagen fiir dauerhaftes Wachstum und Beschiftigung bei stabilen Preisen
gelegt. Dies stiarkt Vertrauen und Zuversicht bei Investoren und Verbrauchern.

Die Bundesregierung unterstiitzt die wirtschaftliche Entwicklung in den Neuen
Bundeslandern im Kern auf zweifache Weise. Zum einen durch die Verbesserung
der gesamtwirtschaftlichen Rahmenbedingungen. Dazu z&hlt zum einen eine Wirt-
schaftspolitik, die fiir eine umfassende Modernisierung von Staat, Wirtschaft und
Gesellschaft eintritt und fiir eine Entlastung von Steuern und Abgaben fiir Unter-
nehmen und Arbeitnehmer wie auch fiir eine solide Finanzpolitik, die schrittweise
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die Neuverschuldung zuriickfahrt, sorgt. Zum anderen setzt die Bundesregierung
besondere Schwerpunkte in der Férderung der ostdeutschen Wirtschaft. Ziel ist vor
allem die gesicherte Steigerung der Wettbewerbskraft, die Schaffung neuer inno-
vativer Produkte und Dienstleistungen, die Steigerung der Kapitalkraft und Er-
tragslage der Unternehmen, die Ausbau und die Stirkung der Marktpositionen wie
auch die Sicherung des Fachkriftebedarf fiir die Wirtschatft.

Die neue Bundesregierung setzt auch wichtige strategische Schwerpunkte in der
Technologie- und Innovationsférderung. Die Féhigkeit zur Innovation in neue Pro-
dukte und damit zum Bestehen auf kiinftigen Mérkten wurde durch eine umfassende
FuE-Forderung unterstiitzt. Ziel ist, die noch vorhandenen Liicken in der FuE-
Kapazitit zu schlielen.

Die Neuen Bundeslander profitieren mit iiber 50 % an den Technologieprogrammen
des Bundesministeriums fiir Wirtschaft und Technologie. So werden zum Beispiel
im Jahr 2001 rd. 450 Mio. DM von 887 Mio. DM in den Neuen Bundeslindern
eingesetzt.

Ein wichtigstes Programm ist das Sonderprogramm zur "Forderung von Forschung,
Entwicklung und Innovation in den Neuen Bundesldndern". In die Thnen bekannten
Programme wie PROINNO, INNONET, INNOREGIO und FUTOUR 2000 flieen
weiterhin erhebliche Mittel. Die Forschungsforderung wird bis 2004 auf hohem
Niveau fortgefiihrt. Auch nach diesem Zeitraum werden die Neuen Bundesldnder
einer gezielten Forderung bediirfen.

Positive Ergebnisse wurden in jlingster Zeit erreicht. Die Zahl der im FuE-Sektor
beschiftigten Personen stieg in den Neuen Bundesldandern stérker als in den Alten
Bundeslandern. Die FuE-Aufwendungen der ostdeutschen Wirtschaft wurden wie-
der erhoht (von 1997: 1,6 Mrd. auf 1998: 2,2 Mrd. DM). Der Anteil der FuE-Be-
schiftigten der Unternehmen an den Gesamtbeschéftigten im Verarbeitenden Ge-
werbe ist in den Neuen Bundesldndern bereits auf dem Niveau einiger Lander: Berlin
(8,6 %), Sachsen (4,7 %) an flinfter Stelle vor Rheinland Pfalz und Nordrhein-
Westfalen.

Iv.

Das zentrale Instrument im Rahmen der Regionalforderung fiir wirtschaftlich
schwichere Regionen bleibt auch beim Aufbau Ost die Gemeinschaftsaufgabe
»Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur® (GA) mit ihren bekannten Ziel-
setzungen und Forderinhalten sowie ihrer institutionellen Ausgestaltung. Darunter
fallen Projekte mit dem Ziel der Schaffung wettbewerbsfahiger Dauerarbeitsplétze
und der Verbesserung der Einkommenssituation, der Herstellung gleichwertiger
Lebensverhiltnisse im Bundesgebiet, der Flankierung des Strukturwandels, der
Modernisierung der Wirtschaft und der Stimulierung der Innovationstétigkeit.
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Die GA-Forderung hat im Zeitraum 1991-1999 maBgeblich zum wirtschaftlichen
Aufbau in den Neuen Bundesldndern beigetragen. Bund und Lander wollen auch
kiinftig unter Berticksichtigung des Européischen Beihilferechts fiir den Struktur-
wandel in Deutschland geeignete Rahmenbedingungen schaffen. Dabei sollen be-
wihrte Elemente beibehalten werden und die Regionalforderung stérker in den Re-
gionen verankert werden. Neben der kontinuierlichen Weiterentwicklung des For-
dersystems sind auch die verschiedenen strukturpolitischen Elemente fiir Ost-
deutschland zu priifen.

Die Infrastrukturforderung bleibt ein wesentlicher Férderschwerpunkt. Die Infra-
struktur — vor allem Verkehr und Verkehrswege, Kommunikationswesen, Woh-
nungs- und Stédtebau — ist eine wichtige Voraussetzung fiir die Entfaltung wirt-
schaftlicher Krifte und attraktiver Lebensbedingungen in den Neuen Bundesldn-
dern. Erhebliche Mittel sind in den Ausbau der Verkehrswege und die Erneuerung
der Telefonnetze geflossen.

Beschiftigung zu fordern ist besser, als Arbeitslosigkeit zu finanzieren. Die Flan-
kierung des Aufbau Ost durch eine aktive Arbeitsmarktpolitik konzentriert sich auf
die Forderung der aktiven Arbeitsmarktpolitik, die Fortsetzung der Qualifizie-
rungsmafnahmen und die Verbesserung der Integrationsmoglichkeiten fiir Lang-
zeitarbeitslose und Problemgruppen. Jugendarbeitslosigkeit zu senken durch Schaf-
fung von Ausbildungs- und Arbeitsplétzen ist vorrangiges Ziel der Bundesregierung
im Zusammenwirken mit den anderen sozialen Kriften.

Das Hauptziel — mehr Beschiftigung auf dem ersten Arbeitsmarkt — unterstiitzt die
Bundesregierung durch bessere Rahmenbedingungen in der Wirtschafts- und Fi-
nanzpolitik. Dabei sind alle Beteiligten an der Bewdltigung des Beschiftigungs-
problems aufgerufen: Politik, Wirtschaft und Gewerkschaften. Das Biindnis fiir
Arbeit, Ausbildung und Wettbewerbsféhigkeit hat bereits die Verbesserung der Lage
auf dem Lehrstellenmarkt erreicht.

V.

Das Vertrauen in die Politik und das System der Sozialen Marktwirtschaft sind in
den Neuen Bundesldndern wieder gewachsen. Trotz zahlreicher wirtschaftlicher
Fortschritte konnten die Neuen Bundeslinder noch keinen selbsttragenden Auf-
schwung erreichen. Sie sind deshalb auch in den néchsten Jahren auf finanzielle
Unterstiitzung und Transferleistungen angewiesen.

Ein bedeutender Ansatz fiir den wirtschaftlichen Fortschritt in den Neuen Bundes-
lindern ist der Ubergang zur Wissens- und Informationsgesellschaft. Erste hoff-
nungsvolle Ansitze zeigen sich. So rangiert Dresden in einer Studie vom Juni 2000
(The Boston Consulting Group) auf Platz 11 unter den 20 Hot High Tech Cities der
Welt vor Dublin und Cambridge Science Park. Dafiir sprechen insbesondere gut
ausgebildete Arbeitskrifte und der Zugang zu Universititen. Auch das Verarbei-
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tende Gewerbe wird zunehmend zum Motor der Entwicklung in den Neuen Bun-
desldndern. Die Wachstumsraten sind deutlich hoher als in den Alten Bundeslidn-
dern.

Der Aufbau Ost und die Wirtschaftsprobleme in den Neuen Bundesldndern sind und
bleiben eine permanente politische Aufgabe, nicht nur fiir die Bundesregierung. Die
Wirtschaftspolitik muss wachsam sein und gemeinsam mit der Wissenschaft
Turbulenzen erkennen, analysieren und konstruktiv handeln. Denn die Rah-
menbedingungen unterliegen z. T. raschen Verdnderungen, wie sich am Beispiel der
EU-Osterweiterung zeigt.

VL

Fiir die Bundesregierung ist der wirtschaftliche Autholprozess in den Neuen Bun-
desldandern noch nicht abgeschlossen. Trotz der unbestreitbaren Erfolge bleibt noch
viel zu tun. Gesunde Staatsfinanzen schaffen die finanzpolitischen Handlungsspiel-
rdume fiir eine schrittweise Steuerentlastung sowie fiir eine verlédssliche Finanzie-
rung des Aufbau Ost. Das gilt insbesondere fiir die angestrebten Nachfolgerege-
lungen des zunéchst bis 2004 geltenden Solidarpakts.

Die gemeinsame Erkldrung des Bundeskanzlers und der Ministerprésidenten der
Neuen Bundesldnder zum Solidarpakt II unterstreicht u. a., dass diese Aufgabe
dennoch in gesamtstaatlicher Solidaritit gelost werden muss.

Das Forderkonzept der Bundesregierung tragt den Entwicklungsdefiziten Rechnung.
Die staatliche Wirtschaftsforderung ist in den Neuen Bundesldndern weiterhin
notwendig. Sie wird aber unter Beriicksichtigung der neuen Entwicklungen
konzentrierter und gezielter eingesetzt.

Der Trend, dass die ostdeutsche Wirtschaft langst zu einem integralen Bestandteil
des europdischen Binnenmarktes geworden ist, mit steigenden Erfolgen auf den
Exportmédrkten, muss weiter unterstiitzt werden. Der Stand der hohen Arbeitslosig-
keit und die Abwanderung von Fachkréften sind nicht irreversibel. Deshalb bleibt
der Abbau der Arbeitslosigkeit wichtigstes Ziel der neuen Bundesregierung.

Die Politikziele gehen davon aus, dass ein Stiick mehr gesamtdeutsche Normalitét
eingetreten ist. Im Einzelnen liegen die Schwerpunkte darin, die Reformpolitik
fortzusetzen, die Forderung fiir die Zeit nach 2004 weiterzuentwickeln und fortzu-
fithren, die Forderpolitik verstarkt auf regionale Potentiale zu setzen, die Innovati-
onsfahigkeit der Wirtschaft, die regionale Entwicklung, die Infrastruktur, den Mit-
telstand und die Existenzgriinder gezielt zu férdern sowie neue Zukunftsfelder und
neue Technologien (z. B. Informationstechnologien und E-Commerce) beim Aufbau
Ost zu erschlieflen.

Festzustellen ist auch, dass wesentliche transformationsbedingte Nachteile des
Wirtschaftsstandortes Ostdeutschland in den Hintergrund getreten sind. So sind auch
die Anpassungsberichte in der bisherigen Form nicht mehr erforderlich. An ihre
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Stelle tritt mehr die regelméBige Berichterstattung und Publikationstétigkeit der
Institute. Dabei will ich keinesfalls ausschlieBen, dass die Bundesregierung auch
kiinftig zu speziellen Entwicklungen Gutachten vergeben wird. Der Dialog und der
Austausch von Erfahrungen, Ergebnissen und Standpunkten zwischen Politik und
Wissenschaft, Wirtschaft und Gewerkschaften wird in jedem Fall weitergefiihrt.

Der Staat wird sich aber, soweit es erforderlich ist, mittelfristig aus dem Spielfeld
herausziehen und es noch mehr der Wirtschaft iiberlassen. Dennoch werden sicher
bestimmte Themen in staatlicher Verantwortung bleiben, wie u. a. die Auswirkun-
gen der EU-Osterweiterung auf die Neuen Bundesldnder — mit seinen Chancen und
Risiken. Das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Technologie hat einen Ar-
beitsstab ,,EU-Osterweiterung® bereits gegriindet. Sicher wird auch eine Abfederung
besonderer Harten durch spezifische Regelungen erfolgen. Dazu gehdren weiterhin
auch die Technologie- und Innovationsforderung und die Absatzférderung mit der
Begleitung von ostdeutschen kleinen und mittelstindischen Unternehmen auf
ausgewahlten Aullenmérkten.

Das aktuelle Interesse an den heutigen Themen zeigt, dass sich neben dem grof3en
Kreis von Wirtschaftswissenschaftlern aus den Universitdten und der Praxis auch
Interessenten aus anderen Bereichen zusammengefunden haben: Politiker und Mit-
arbeiter aus Bundes- und Landesministerien, Diplomaten und Vertreter auslandi-
scher Botschaften in Deutschland, Vertreter von Kammern und Verbanden wie auch
Arbeitgeber und Arbeitnehmerverbénde und erfolgreiche ostdeutsche Unternehmer.

Mein Dank gilt den Professoren und Organisatoren der drei Institute, die im Auftrage
des Bundesministeriums fiir Wirtschaft und Technologie das Symposium vorbereitet
haben und durchfiihren. Dieses Forum bietet die Moglichkeit, neben den Vortrigen
interessante Gespriche unter den Teilnehmern zu fithren, wozu ich als Gastgeber
ebenfalls herzlich einlade. Ich wiinsche den Teilnehmern der Veranstaltung
angeregte Gesprache und der Veranstaltung insgesamt einen vollen Erfolg.
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Gleichgewicht in der Schieflage: Das Mezzogiorno-Syndrom

Prof. Dr. Herbert Hax

Ehemaliger Vorsitzender des Sachverstindigenrates
zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung

Schon bald nach der durch den Fall der Mauer eingeleiteten Wende in der DDR
wurde offenbar, dass die sozialistische Wirtschaft vor dem Zusammenbruch stand
und eine grundlegende Erneuerung unumgénglich war. Die entscheidende Wei-
chenstellung fiir einen Neuanfang war die Ankiindigung einer Wahrungsunion mit
der Bundesrepublik, der die Schaffung einer Wahrungs-, Wirtschafts- und Sozial-
union und schlieBlich die Herstellung der staatlichen Einheit folgten. Mit diesem
Neuanfang verbanden sich grole Hoffnungen: Wie nach der Wahrungsreform von
1948 und der damit verbundenen Einfiihrung der Marktwirtschaft in Westdeutsch-
land werde es nun auch in Ostdeutschland zu einer rasanten Aufwértsentwicklung
kommen; in wenigen Jahren, davon waren viele {iberzeugt, werde sich die Wirt-
schaftsentwicklung im Osten der im Westen angeglichen haben. Es gab freilich von
Anfang an auch skeptischere Stimmen, die auf das Fehlen einer marktorientierten
Unternehmensstruktur sowie auf die Harten und Schwierigkeiten des zu erwartenden
Strukturwandels hinwiesen und dabei vor allem davor warnten, den Transferbedarf
zu unterschitzen, der mit der Herstellung der Wirtschafts- und Wahrungseinheit
verbunden sein wiirde. !

Eine AuBerung, die Beachtung fand, dabei aber durchweg auf Ablehnung stie3, war
der Hinweis auf die Gefahr, die neuen Bundeslinder konnten auf Dauer zum
»Mezzogiorno* Deutschlands werden.2 Diese Warnung wurde zunéchst leicht ab-
getan, denn ganz offenbar unterscheiden sich die historischen, geographischen, po-
litischen und sozialen Bedingungen im Siiden Italiens so grundlegend von denen in
Ostdeutschland, dass eine Analogie abwegig erscheint. Doch um einen derart
simplen Analogieschluss ging es bei dieser Warnung auch gar nicht. Der Hinweis
auf die Gefahr eines Mezzogiorno-Syndroms sollte vielmehr verdeutlichen, dass die
politische und wirtschaftliche Vereinigung eines Landes keineswegs zwangslaufig
dazu fiihrt, dass sich Wirtschaftskraft und Einkommen der Bevolkerung einander
angleichen, dass sich vielmehr auch ein Gleichgewicht in dauerhafter Schieflage,
dass heilt mit einem nur zum Teil durch Transfers ausgleichbaren
Wohlstandsgefille herausbilden und stabilisieren kann. Damit verbunden ist die
Erfahrung, dass auch eine interventionistische Strukturpolitik des Staates an dieser
Schieflage nichts zu dndern vermag. Sie kann vielmehr sogar dazu beitragen, die
dauerhafte Abhédngigkeit der zurlickgebliebenen Region von stindigen hohen

1 So der SACHVERSTANDIGENRAT (1990a) in einem Brief vom 9.2.1990 an den Bundeskanzler;
dazu auch SACHVERSTANDIGENRAT (1990b), Ziffer 297, S. 172.

2 STREISSLER (1990); Siebert (1992), S. 119; neuerdings auch GIERSCH/SINN (2000).
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Transfers noch zu verstirken, indem sie falsche Strukturen verhértet. Dies war als
Warnung zu verstehen, nicht als Prognose, als Warnung auch davor, iibertriebene
Hoffnungen in die Machbarkeit wirtschaftlicher Entwicklungsprozesse durch
staatliche Intervention zu setzen.

Heute, zehn Jahre nach der politischen und wirtschaftlichen Vereinigung, miissen
wir uns der Frage stellen, ob und inwieweit eine solche Warnung begriindet war.
Nun ist nicht zu verkennen, dass der wirtschaftliche Neuaufbau in den letzten zehn
Jahren in vieler Hinsicht erfolgreich war und beachtliche Fortschritte zu verzeichnen
hat. Wenn, vielfach nicht ohne Hame, an die Prophezeiung ,blithender Land-
schaften® erinnert wird, dann wird allzu leicht {ibersehen, was bereits geleistet und
erreicht worden ist. Eine neue Infrastruktur ist entstanden, die in manchen Bereichen
an Modernitét die der alten Bundesldnder sogar iibertrifft. Das Erscheinungsbild der
Stadte und Dorfer hat sich grundlegend verdndert. An die Stelle der den
Anforderungen der Mérkte nicht gewachsenen und zum grofen Teil technisch ver-
alteten Staatsbetriebe sind durch Privatisierung und Neugriindung zahlreiche neue
Unternehmen getreten, die sich in zunehmendem Malle festigen und langsam auch
auf den Exportmirkten Fuf3 fassen. Die Haushaltseinkommen und der Lebensstan-
dard der Bevolkerung bleiben nur noch wenig hinter dem Niveau im fritheren Bun-
desgebiet zuriick. Was allerdings das Bild nach wie vor triibt und vielen die Freude
an der positiven Entwicklung der Einkommen vergillt, ist die Lage des Arbeits-
marktes. Die Arbeitslosenquote lag im Jahre 1999 bei 17,6 % gegeniiber 8,8 % im
fritheren Bundesgebiet; dabei ist die in erheblichem Umfang bestehende verdeckte
Arbeitslosigkeit noch gar nicht erfasst. Zudem hat es den Anschein, dass der kon-
junkturell bedingte Riickgang der Arbeitslosigkeit in den neuen Bundeslédndern weit
zogerlicher bemerkbar wird als im fritheren Bundesgebiet.

Dass der Transformationsprozess trotz vieler positiver Resultate von einem erfolg-
reichen Abschluss weit entfernt ist, ergibt sich nicht nur aus der desolaten Lage des
Arbeitsmarktes. Das eigentlich beunruhigende Symptom ist ein anhaltendes Miss-
verhiltnis zwischen gesamtwirtschaftlicher Produktion und Absorption.3 Dies steht
in engem Zusammenhang damit, dass die an sich erfreuliche positive Entwicklung
der Haushaltseinkommen keineswegs durch einen entsprechenden Anstieg der
Produktion gedeckt wird. Die gesamtwirtschaftliche Produktion machte 1994, dem
letzten Jahr, fiir das die Verwendungsseite der Volkswirtschaftlichen Gesamtrech-
nung fiir die neuen Bundeslénder separat erfasst wurde, nur etwa zwei Drittel der
inldndischen Nachfrage aus. Nach allen Indizien ist die Differenz zwischen Pro-
duktion und Absorption seither nicht wesentlich kleiner geworden. Die Liicke wird
nur zum geringen Teil durch Kapitalimporte geschlossen, zum grofiten Teil hinge-
gen durch staatliche Transfers, die zudem iiberwiegend nicht investive, sondern
konsumtive Verwendung finden. Es gibt derzeit auch kein Anzeichen dafiir, dass
sich die Liicke durch stdrkeres Ansteigen der Produktion schlieB3t; wihrend in der

3 DIW/IFW/IWH (1999), S. 13 ff; 5. auch POHL (2000).
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ersten Hilfte der 90er Jahre die Zuwachsraten der Produktion noch deutlich tiber
denen in Westdeutschland lagen, ist dies seit 1995 nicht mehr der Fall; das Brutto-
inlandsprodukt je Einwohner liegt seither kaum verdndert bei etwa zwei Drittel des
westdeutschen Niveaus. Ebenso verharrt die Produktivitit (gemessen als Bruttoin-
landsprodukt je Erwerbstétigen) in der Hohe von ungefdhr 70 % der westdeutschen.

Man mag gegen solche Zahlenangaben einwenden, dass separate Volkswirtschaft-
liche Gesamtrechnungen fiir Ost- und Westdeutschland in methodischer und erfas-
sungstechnischer Hinsicht auf sehr problematischen Grundlagen beruhen. Aber auch
wenn man einen sehr grofen Fehlerspielraum ansetzt, bleibt das Gesamtbild
eindeutig: Die gesamtwirtschaftliche Nachfrage iibersteigt die Produktion in er-
heblichem Umfang, und die Liicke wird nur zum geringen Teil durch Kapitalimporte
gedeckt, zum weitaus groBeren Teil durch staatliche Transfers.

Angesichts solcher Befunde muss an die Warnung vor dem Mezzogiorno-Syndrom
erinnert werden. Ist das, was wir heute beobachten, nur ein Zwischenstadium auf
dem Weg zur wirtschaftlichen Konvergenz beider Teile des Landes? Oder wird be-
reits erkennbar, dass hier ein ,,Gleichgewicht mit Schieflage* entsteht, in dem die
neuen Bundeslédnder auf Dauer iiber geringere Wirtschaftskraft verfligen und auf
Transfers angewiesen bleiben. Eine eindeutige Antwort auf diese Frage kann man
heute nicht geben, weder im einen, noch im anderen Sinne.

Zu Resignation besteht freilich kein Anlass. Der Transformationsprozess ist kei-
neswegs abgeschlossen und bei einem durch ein dauerhaftes West-Ost-Gefille in der
Wirtschaftskraft charakterisierten Gleichgewicht angelangt.4 Hinter der scheinbaren
Stagnation von Produktivitit und Beschéftigung verbirgt sich ein tiefgreifender
Strukturwandel. Beachtlich sind vor allem die Produktionszuwéchse der Industrie,
verbunden mit dem Ausbau und der Festigung neu errungener Marktpositionen, auch
auf Exportmarkten. Dass die gesamtwirtschaftliche Produktion trotz der gilinstigen
Entwicklung im Verarbeitenden Gewerbe und auch im Dienstleistungsbereich nur
méBig ansteigt, liegt an dem gleichzeitigen Produktionsriickgang in der
Bauwirtschaft, also der Korrektur einer Fehlentwicklung aus den ersten Jahren nach
der Vereinigung. Aber nicht nur der sektorale Strukturwandel, auch die regionale
Differenzierung, in der sich deutlich einzelne Wachstumspole herausbilden, ldsst
erkennen, dass die Dynamik des Transformationsprozesses keineswegs erlahmt ist.
Sektoraler und regionaler Strukturwandel sind die Voraussetzungen fiir verstdrkten
Produktivititszuwachs und fir die Gewinnung neuer und gefestigter
Marktpositionen. Auf diesem Wege, und nur auf diesem, kann es gelingen, neue
Wachstumsimpulse zu wecken, die Arbeitslosigkeit abzubauen und den Transfer-
bedarf stetig zu reduzieren. Der Weg dahin ist freilich lang und schwierig, und man
muss auch mit gelegentlichen Riickschlagen rechnen. Aber das Ziel ist erreichbar;
man muss sich jedoch vor der Illusion hiiten, es sei miihelos zu erreichen, wenn nur

4 So auch POHL (2000), S. 223 ff.
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der Staat in geeigneter Weise wirtschaftspolitisch eingreife. Wirtschaftliche Dy-
namik kann nur aus der Einsatzbereitschaft und der Anpassungsfahigkeit der Biirger
erwachsen. Aufgabe der Wirtschaftspolitik ist es, die geeigneten Rahmenbe-
dingungen dafiir zu setzen, nicht mehr, aber auch nicht weniger.

Zur Wirtschaftspolitik sind zwei Fragen zu stellen. Die erste ist auf die Vergan-
genheit gerichtet: Hat es in den letzten zehn Jahren, vor allem in der Anfangsphase
des Transformationsprozesses, falsche Weichenstellungen gegeben, die zu dem
derzeit so unbefriedigenden Stand der Dinge gefiihrt haben? Die zweite, zukunfts-
gerichtete Frage lautet:

Was muss die Wirtschaftspolitik tun, damit sich der Transformationsprozess in
Richtung auf das angestrebte Ziel fortsetzt

Falsche Weichenstellungen in der Vergangenheit?

Zu der Frage nach falschen Weichenstellungen in der Vergangenheit sei eine wer-
tende und nicht néher zu begriindende Feststellung vorangestellt: Die Entscheidung,
im Jahre 1990 zundchst die wirtschaftliche und dann die politische Einheit
Deutschlands herzustellen, war keine falsche Weichenstellung. Diese Feststellung
mag heute {iberfliissig erscheinen; es sei aber daran erinnert, dass es noch nach dem
November1989 auch in Westdeutschland gewichtige Stimmen gab, die eine
Wiedervereinigung fiir politisch inopportun erkldrten.> Vor allem aber bleibt bei der
Kritik an den wirtschaftspolitischen Weichenstellungen des Jahres 1989 haufig
unausgesprochen, auf welchem anderen Weg denn die politische und wirtschaftliche
Einheit hitte hergestellt werden konnen. An Warnungen vor den hohen Kosten der
Vereinigung und den Schwierigkeiten des damit verbundenen Strukturwandels in
Ostdeutschland hat es tatsdchlich nicht gefehlt; aber die Alternative wiére der
Verzicht auf die Vereinigung gewesen. Es war richtig, diese Alternative zu verwer-
fen.

Einfiihrung der D-Mark

Die erste und wichtigste Weichenstellung zu Anfang des Jahres 1990 war das An-
gebot einer Wahrungsunion mit der DDR. Dieser Vorschlag stie damals auf Kritik,
unter anderem auch von Seiten des Sachverstidndigenrates, weil eine Wahrungsunion
mit einem Land, das eben erst im Begriff war, sich aus der sozialistischen
Wirtschaftsverfassung zu 16sen, zu schwerwiegenden Konflikten und Spannungen

5 So berichtet beispielweise die Frankfurter Allgemeine Zeitung in der Ausgabe vom 9.2.1990 unter der
Uberschrift ,.Lehnt Momper die Wiederbereinigung ab?“: ,Berlins Regierender Biirgermeister
Momper lehnt eine Wiedervereinigung Deutschlands ab. Dies hat Momper in einem Gesprich im
kleinen Kreis mit dem franzoésischen Landwirtschaftsminister Nallet in Berlin dargelegt. ... Bedau-
erlicherweise horten in der Bundesrepublik zu wenige Politiker auf die von ihm, Momper, und ,,sei-
nem Freund Lafontaine* vertretene Meinung. ... Momper vertrat weiter die Ansicht, um die Figen-
staatlichkeit der DDR zu sichern, miisse die Regierung Modrow von der Bundesregierung stabilisiert
werden. Leider geschehe das Gegenteil. ... Momper forderte den franzosischen Landwirt-
schaftsminister auf, diejenigen von dieser Einstellung des Berliner Senats zu unterrichten, die fiir die
franzosische AuBenpolitik die Verantwortung triigen.*
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zu fiihren drohte. Dieser Einwand war in der gegebenen Situation begriindet, wurde
jedoch gegenstandslos, als die Wahrungsunion zur Wahrungs-, Wirtschafts- und
Sozialunion ausgeweitet und schlieBlich die Grundlage der politischen Vereinigung
wurde.

Hingegen ist die Kritik, die sich nicht auf die Wahrungsunion an sich, sondern gegen
den dabei gewdhlten Umtausch- und Umrechnungskurs richtet, auch aus heutiger
Sicht noch relevant.6 Von der geldpolitischen Seite her war der Umtauschkurs
unbedenklich; er hat nicht, wie zeitweise befiirchtet wurde, zu einem inflationidren
Nachfrageschub gefiihrt. Bedenklich daran war jedoch der mit diesem Umtausch-
kurs verbundene reale Aufwertungseffekt, gemessen an den bis dahin fiir die DDR-
Wirtschaft mafigeblichen Exportpreisen. Diese reale Aufwertung und die damit
verbundene Einbufie an Wettbewerbsfahigkeit wird von manchen als Hauptursache
fiir das ,,Desaster” der ostdeutschen Wirtschaft angesehen.” Dies ist eine sehr ein-
seitige Interpretation, die zumindest stark zu relativieren ist. Ursédchlich fiir den
Zusammenbruch der Exportwirtschaft in Ostdeutschland war nicht in erster Linie
die Einbufie an preislicher Wettbewerbsfahigkeit, sondern das Fehlen einer den
Weltmarkten adédquaten Produktpalette, auBerdem der Verlust der bislang planwirt-
schaftlich abgesicherten Exportmérkte in den fritheren RGW-Léandern.

Es spricht wenig fiir die Vermutung, dass der Einbruch auf den Exportmérkten bei
einem anderen Umrechnungskurs wesentlich abgeschwicht worden wére. Der
Strukturwandel war unumgénglich, wobei freilich der Neuaufbau und die Umstel-
lung auf neue Mirkte durch ein hohes Kostenniveau erschwert wurden und heute
noch erschwert werden. Aber es ist zu bezweifeln, dass ein niedrigerer Umrech-
nungskurs daran etwa hitte d&ndern kdnnen. Es war von gewerkschaftlicher Seite
bereits angekiindigt, dass ein niedriger Umrechnungskurs durch entsprechend ho-
here Lohnforderungen kompensiert werden wiirde.8 Mit anderen Worten: Hitte man
bei Wahl des Umrechnungskurses die reale Aufwertung vermieden, so wire sie iiber
die Lohnpolitik herbeigefiihrt worden. Richtig ist, dass der Umrechnungskurs von
1:1 fuir die Lohnpolitik eine Ausgangsposition geschaffen hat, die der Produktivitit
in keiner Weise entsprach. Dass die Lohnpolitik dem im weiteren Verlauf nicht

6 Schon vor Bekannt werden des Plans der Bundesregierung fiir eine Wihrungsunion hat INGRID
MATTHAUS-MAIER einen Vorschlag unterbreitet, der in diese Richtung ging (,,Signal zum Blei-
ben*, in: Die Zeit, 19.1.1990, S. 23). MATTHAUS-MAIER hielt zu diesem Zeitpunkt einen Um-
tauschkurs von 1:5 fiir erwdgenswert.

7 Siehe dazu SINN/SINN (1991), S. 34 ff., insbesondere zum Aufwertungseffekt S. 46 ff.

8 Im Handelsblatt vom 1.4.1990 (S.3) wird in einem Artikel von HANS MUNDORF unter der Uber-
schrift ,,Bei einem Umtauschkurs von 2:1 wiirden die Lohne sofort verdoppelt werden* der damalige
Vorsitzende der IG Metall, FRANZ STEINKUHLER zitiert: Die IG Metall habe ein eigenes Interesse
daran, dass die DDR nicht zu einem Billiglohnland in einer Wirtschaftsgemeinschaft wiirde, da sich
dadurch die Konkurrenz zur Metallindustrie der Bundesrepublik verschiarfen wiirde. Und weiter:
,,Wenn dieses Kursverhéltnis wirklich beschlossen wird, dann haben wir als Gewerkschaften nur eine
Aufgabe: ganz massiv darauf zu dréngen, dass die Lohne dann eben so schnell erhoht werden, dass
man wieder auf das Verhiltnis von 1:1 kommt.*
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Rechnung getragen hat, ist jedoch nicht der Entscheidung {iber den
Umrechnungskurs anzulasten.

Ubernahme der westdeutschen Rechtsordnung

Mit der Vereinigung iibernahmen die neuen Bundeslédnder mit nur geringfligigen
Modifikationen die Rechtsordnung der Bundesrepublik. Damit war auf einen Schlag
die schwierige Aufgabe geldst, fiir die Transformation einen geeigneten rechtlichen
und institutionellen Rahmen zu schaffen. Auch dies war keine falsche
Weichenstellung, freilich auch keine ganz unproblematische. Denn mit der Rechts-
ordnung der Bundesrepublik {ibernahmen die neuen Bundeslinder auch deren
Schwichen und Mingel, ein wenig leistungsfreundliches Steuersystem, ein aus-
uferndes und in seiner Finanzierung nicht gesichertes System von Sozialleistungen
und vor allem eine in ihrer Rigiditidt den Anforderungen des Transformationspro-
zesses nicht angemessene Arbeitsmarktordnung. Die in diesen Bereichen ohnehin
fiir die Bundesrepublik gebotenen Reformen wurden mit der Vereinigung besonders
dringlich.? Dem hat die Wirtschaftspolitik nicht geniigend Rechnung getragen; auf
wichtigen Gebieten, vor allem bei der Arbeitsmarktordnung, tut sie es auch heute
noch nicht.

Privatisierung durch die Treuhandanstalt

Eine weitere wichtige Grundsatzentscheidung war, dass die Privatisierung der frii-
heren Staatsunternehmen durch die Treuhandanstalt ziigig vorangetrieben und schon
nach wenigen Jahren abgeschlossen wurde. Zunédchst war umstritten, ob die
Treuhandanstalt die Unternechmen privatisieren und die Sanierung dem jeweiligen
Erwerber iiberlassen solle oder ob es zweckmaéBiger sei, die Unternehmen erst zu
sanieren und sie dann zu privatisieren. Die Treuhandanstalt hat den ersten Weg
gewidhlt, den der Sanierung iiber die Privatisierung. Das war eine richtige Ent-
scheidung; denn die Aufgabe, die Sanierung der Unternehmen in eigener Regie
vorzunehmen, hitte die Treuhandanstalt organisatorisch und politisch iiberfordert. 10
Im Ergebnis wiren die alten Strukturen konserviert worden.

9 SACHVERSTANDIGENRAT (1998), Ziffer 356, S. 212; GIERSCH/SINN (2000).

10 Zur Kontroverse um Privatisierung und Sanierung s. SACHVERSTANDIGENRAT (1990b), Ziffern
516 £, S. 230, SACHVERSTANDIGENRAT (1991a), Ziffern 26-30, S. 256 ff., SACHVERSTAN-
DIGENRAT (1991b) Ziffern 485-496, S. 228ff., HAX (1992); auch heute noch wird die Treuhand-
anstalt dafiir kritisiert, dass sie der Privatisierung Vorrang vor eigenen Bemiihungen um Sanierung
gegeben hat, so jiingst von GIERSCH/SINN (2000): ,,.Der Versuch, Teile der DDR-Wirtschaft all-
mahlich an die neuen Verhiltnisse heranzufiihren und sie dadurch zu einem groBien Teil zu erhalten,
wurde nie ernsthaft unternommen. Die Treuhandanstalt war nur auf Geschwindigkeit aus und auf
wenig sonst.“ Wie eine unter politischem Druck stehende Treuhandanstalt groBe Teile der DDR-
Wirtschaft an die neuen Verhiltnisse hitte heranfiihren konnen, ohne dass dies mit strukturerhaltenden
Subventionen grofiten Ausmalies verbunden gewesen wire, bleibt dabei allerdings offen, zumal die
Autoren an anderer Stelle mit Recht betonen: ,,Uberdies kann man Biirokraten nicht zutrauen, dass sie
Kapital in die besten Verwendungen lenken. Es ist nicht ihr Geld. Die Treuhandanstalt habe, so
GIERSCH/SINN, ,,im Schlussverkauf sogar ihr Tafelsilber angeboten®. Was damit gemeint sein soll,
ist unerfindlich.
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Kritisch wird zur Privatisierung manchmal angemerkt, sie htte in stirkerem Mafle
durch eine aktive Industriepolitik begleitet werden miissen. !! Diese Kritik verkennt,
dass die Treuhandanstalt durchaus Industriepolitik betrieben hat, wenn auch wohl
nicht in dem Sinne, wie die Kritiker es sich gewiinscht hétten. Die Industriepolitik
der Treuhandanstalt bestand darin, systematisch nach Investoren zu suchen und die
Privatisierung mit Auflagen fiir Investitionen und die Schaffung von Arbeitsplédtzen
zu verbinden, eine Verfahrensweise, die ihr freilich von anderer Seite auch wieder
Kritik eingebracht hat. Die Treuhandanstalt hat allerdings keine Politik der
Strukturkonservierung betrieben, und hat auch nicht versucht, die Entwicklung in
Richtung einer bestimmten Industriestruktur zu lenken, dies vielmehr den
unternehmerischen Entscheidungen der Erwerber und damit deren Eigenverant-
wortung liberlassen. Dass es auch berechtigte Kritik an der Treuhandanstalt gibt, vor
allem an den nicht wenigen Féllen von Korruption und anderer rechtswidriger
Bereicherung, sei hier nicht bestritten. Als positive Leistung muss jedoch hervor-
gehoben werden, dass entgegen politischer Opportunitit keine Strukturkonservie-
rung betrieben und mit der Privatisierung eine wesentliche Grundlage fiir die Ent-
stehung moderner wettbewerbsfahiger Unternehmen geschaffen wurde.

Férderung dffentlicher und privater Investitionen

Die fiir den Erfolg des Transformationsprozesses unumgingliche Erneuerung des
Kapitalstocks wurde durch die Wirtschaftspolitik in zweifacher Weise gefordert,
zum einen im Infrastrukturbereich durch 6ffentliche Investitionen, zum anderen im
Bereich der privaten Unternehmen durch Investitionsforderung. Unbestritten sind
Bedeutung und Erfolg der staatlichen Infrastrukturinvestitionen. Gegen die Inves-
titionsforderung, vor allem gegen die steuerliche Forderung durch Sonderabschrei-
bungen und Investitionszulagen, hat es von Anfang an Einwendungen gegeben. Ein
gewichtiger Kritikpunkt war, dass zur Bekdmpfung der Arbeitslosigkeit die Sub-
ventionierung der Lohne und nicht Investitionsforderung der geeignete Ansatz sei,
da Investitionsforderung Anreize zur Substitution von Arbeit durch Kapital
schaffe.!2 Der Gegeneinwand war, dass die Wirtschaftspolitik nicht darauf setzen
diirfe, dass in den neuen Bundesldndern eine insgesamt weniger kapitalintensive
Wirtschaftsstruktur mit niedrigerer Arbeitsproduktivitit entstiinde als im {ibrigen
Bundesgebiet. Gegen die Einfiihrung von Lohnsubventionen sprach im iibrigen, dass
damit die Verantwortung der Tarifvertragsparteien ausgehohlt worden wére, zudem
die Schwierigkeit, einmal eingefiihrte Lohnsubventionen wieder zu reduzieren.

11 So forderte die IG Metall (1991) in ihren ,,Darmstidter Thesen® eine ,,0ffensive Industriepolitik™ und
unterbreitete einen ,,Vorschlag zur umfassenden aktiven Unternehmenssanierung mit Hilfe einer
Treuhand-Industrieholding AG*. Eine stirker strukturgestaltende Industriepolitik stand 1993 unter
dem Stichwort ,,Erhaltung industrieller Kerne* zur Debatte; dazu Bundesministerium fiir Wirtschaft
(1993), HAX (1993), KLODT/PAQUE (1993).

12° AKERLOF et al. (1991), SINN/SINN (1991), S. 143-165, GIERSCH/SINN (2000); zur Problematik
von Lohnsubventionen s. WISSENSCHAFTLICHER BEIRAT (1991), Lohn- und Arbeitsmarkt-
probleme in den neuen Bundeslindern, Abschnitt IV, sowie Sachverstidndigenrat (1991b), Ziffern
538-542, S.242 1.
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Die steuerliche Investitionsférderung war von Anfang an zeitlich begrenzt. Sie sollte
einen Anschub bewirken und konnte auch noch damit begriindet werden, dass die
investierenden Unternehmen im Anfang erhebliche Méngel der Infrastruktur in Kauf
nehmen mussten. Wesentlich war und ist die zeitliche Beschrinkung der
Investitionsforderung. Die Unternehmen sollten und sollen nicht damit rechnen
kdnnen, dass auch in Zukunft alle Investitionen in gleicher Weise subventioniert
werden; nur so kann verhindert werden, dass Strukturen entstehen, die nur mit
Subventionen auf Dauer bestehen konnen und zusammenbrechen, wenn die
Forderung entfdllt. Die Glaubwiirdigkeit der zeitlichen Begrenzung ist von mafi-
geblicher Bedeutung dafiir, dass die Investitionsforderung nicht zu Fehlentwick-
lungen fiihrt.

Aktive Arbeitsmarktpolitik

Auf die zu Beginn des Transformationsprozesses in unerwartet starkem Mafle nach
oben schnellende Arbeitslosigkeit hat die Politik mit verstirktem Einsatz der In-
strumente der aktiven Arbeitsmarktpolitik reagiert, vor allem mit Arbeitsbeschaf-
fungsmafinahmen. Eine plausible Begriindung dafiir war, auf diese Weise miisse
méglichst vielen Arbeitslosen die Mdglichkeit einer Uberbriickung der Zeitspanne
bis zur Aufnahme einer neuen Beschéftigung geboten werden.

Dabei zeigte sich aber bald, dass es zwei sehr verschiedene Vorstellungen davon
gibt, was mit aktiver Arbeitsmarktpolitik erreicht werden kann und soll. Der ur-
spriinglichen und auch heute noch offiziell vertretenen Konzeption nach dienen
MaBnahmen der Arbeitsbeschaffung und der beruflichen Weiterbildung dazu, die
Beschiftigungschancen der Arbeitslosen zu verbessern. Eine andere Vorstellung
wird selten in prononcierter Form ausgesprochen, ist aber dennoch weit verbreitet,
nicht nur in Bezug auf den Arbeitsmarkt in den neuen Bundeslédndern. Danach kann
es schon als Erfolg der Arbeitsmarktpolitik verbucht werden, wenn weniger
Personen als registrierte Arbeitslose auszuweisen sind, weil man sie zeitweilig in
offentlich subventionierten Arbeitspldtzen untergebracht hat oder ihnen berufliche
Weiterbildung ermdglicht.

Hailt man demgegeniiber an der Konzeption fest, dass aktive Arbeitsmarktpolitik sich
nicht darin erschopfen darf, offene Arbeitslosigkeit in verdeckte zu verwandeln, so
kann ihr Erfolg nur daran gemessen werden, inwieweit die Teilnahme an einer
MaBnahme die Chancen verbessert, reguldre Beschéftigung zu finden. Unter diesem
Gesichtspunkt hat es eine Erfolgskontrolle fiir die aktive Arbeitsmarktpolitik in den
neuen Bundesldndern lange Zeit iiberhaupt nicht gegeben. Was heute an Befunden
vorliegt, begriindet erhebliche Zweifel daran, dass MalBnahmen der Ar-
beitsbeschaffung und der betrieblichen Weiterbildung in den neuen Bundeslédndern
nennenswerte Erfolge bei der Uberleitung von Arbeitslosen in regulire Beschéfti-
gung aufzuweisen hat.!3 Hinzu kommt, dass Arbeitsbeschaffungsmafinahmen nicht

13 BERGEMANN/SCHULTZ (2000).
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selten privatwirtschaftliche Tétigkeit verdrangen und dass die Motivation der Teil-
nehmer, einen reguldren Arbeitsplatz anzunehmen, reduziert wird. Aktive Ar-
beitsmarktpolitik sollte investiven Charakter haben, indem sie der Erhaltung und
Entwicklung von Humankapital dient. Wird hingegen auf diesem Wege nur ver-
deckte Arbeitslosigkeit finanziert, so werden die Mittel letztlich in konsumtive
Verwendung gelenkt. Eine aktive Arbeitsmarktpolitik, die das Ziel der Humanka-
pitalbildung verfehlt, tragt mit dazu bei, dass die Transfers in die neuen Bundes-
lander, in diesem Fall die iiber den Haushalt der Bundesanstalt fiir Arbeit laufenden
Transfers, nicht der Kapitalbildung dienen, sondern in den Konsum fliefen. Auf
diese Fehlentwicklung ist schon seit ldngerem und haufig hingewiesen worden. Sie
bedarf dringend der Korrektur.

Lohnpolitik

Fiir die Lohnpolitik in den neuen Bundeslédndern war von Anfang an das Ziel mal-
gebend, das Einkommensniveau dem im fritheren Bundesgebiet anzugleichen. Dies
ist unbestritten ein erstrebenswertes Ziel. Doch muss die richtige Reihenfolge der
erforderlichen Schritte beachtet werden. Voraussetzung dafiir, dass in zwei Regio-
nen der gleiche Arbeitslohn gezahlt werden kann, ist, dass die Arbeitsproduktivitit
in beiden gleich hoch ist; andernfalls zeigen sich die Folgen bei Wettbewerbsfa-
higkeit und Beschéftigung. Dieser elementare Zusammenhang ist in den neuen
Bundesldndern nicht beachtet worden. Die zu Anfang verbreitete optimistische
Prognose, dass die neuen Bundeslédnder mit ihrer Wirtschaftskraft gegeniiber dem
fritheren Bundesgebiet bald aufholen wiirden, ist nicht in dem Sinne verstanden
worden, dass die Lohnpolitik ihren Beitrag zu diesem Autholprozess leisten miisse;
vielmehr hat die Lohnpolitik versucht, das Ergebnis des Prozesses gleich vorweg-
zunehmen. Die Folgen wurden schon bald sichtbar. Als der Aufholprozess ins Sto-
cken kam, sicher nicht nur infolge der verfehlten Lohnpolitik, war die Lohnanglei-
chung bereits weit fortgeschritten, und die Erwartung sie miisse fortgesetzt werden,
hatte sich verfestigt. Man mag zur Begriindung dieser Lohnpolitik anfiihren, dass sie
den Vorstellungen der Menschen von Gerechtigkeit entspricht; aber auch das
rechtfertigt nicht die Missachtung grundlegender 6konomischer Zusammenhénge.
Die falsche Weichenstellung in der Lohnpolitik ist um so gravierender, als die da-
durch eingeleitete Entwicklung nur noch schwer riickgdngig zu machen ist.

Aufgabe und Weg der kiinftigen Wirtschaftspolitik

Es ist wichtig, Fehler der Vergangenheit zu erkennen, weit wichtiger aber, die
richtige Politik fiir die Zukunft zu bestimmen. Das Ziel sei noch einmal herausge-
stellt: Es gilt, aus einer gesamtwirtschaftlichen Schieflage herauszukommen, in der
eine Liicke zwischen Produktion und Absorption nur durch stédndige hohe Transfers
geschlossen werden kann, zu verhindern, dass diese Schieflage sich in einem
dauerhaften Gleichgewicht verhirtet. Dies und zugleich eine durchgreifende Ver-
besserung der Beschiftigungslage kann nur auf dem Wege einer Stirkung der ost-
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deutschen Wirtschaftskraft erreicht werden. Zu vermeiden ist alles, was die Ab-
hingigkeit der neuen Bundesldnder von Transfers erhalten oder gar verstirken
konnte.

Es steht auBer Frage, dass man die Transfers nicht einfach drastisch reduzieren oder
gar ganz einstellen kann. Dies wiirde die ostdeutsche Wirtschaft, in eine tiefe Krise
stiirzen. 14 Zudem sind die Transfers zu einem groBen Teil rechtlich und institutionell
verankert, so in der Rentenversicherung und in der Arbeitslosenversicherung, aber
auch im Finanzausgleich der Lander. Dariiber hinaus ist auch eine Verlangerung des
Solidarpakts iiber das Jahr 2004 hinaus unumgénglich. Fiir die kiinftige Gestaltung
der Transfers ist von besonderer Bedeutung, dass moglichst viele Mittel in investive
Verwendungen gelenkt werden, jedoch mit der Mallgabe, dass sich daraus keine
dauerhafte Abhéngigkeit von Subventionen entwickeln darf.

Vorrangig: Ausbau der Infrastruktur

Bei der Wirtschaftsforderung kommt dem Ausbau der Infrastruktur nach wie vor der
erste Rang zu. Zwar ist in diesem Bereich schon vieles geleistet und erreicht worden,
aber es gibt immer noch Defizite. Was als wirtschaftsnahe Infrastruktur besonders
forderungswiirdig ist, darf dabei nicht zu eng ausgelegt werden. Es geht dabei nicht
nur um Verkehr, Kommunikation, Versorgung und Entsorgung, sondern ebenso um
leistungsfahige  Schulen,  Fachhochschulen, = Universititen und  For-
schungseinrichtungen. Aber auch Investitionen, die die allgemeine Lebensqualitdt
einer Region verbessern und ihre Attraktivitdt fiir qualifizierte Leistungstrdger er-
hohen, haben nicht zu unterschdtzende Bedeutung fiir die wirtschaftliche Ent-
wicklung.

Die Wirtschaftsforderung muss der Tatsache Rechnung tragen, dass es in Ost-
deutschland inzwischen eine ausgeprégte regionale Differenzierung gibt. In einzel-
nen Regionen zeigt sich heute schon ausgepriagte Dynamik; {iberwiegend jedoch
bleibt die Entwicklung eher zogerlich, wenn nicht stockend oder gar stagnierend.
Regionale Entwicklungspolitik darf sich nicht in flichendeckender Foérderung ver-
zetteln; sie muss vielmehr Schwerpunkte setzen. Schwerpunkte der regionalen
Wirtschaftsforderung sollten nicht die Regionen sein, die ohnehin schon kriftiges
Wachstum zeigen, ebenso wenig aber die am meisten zuriickgebliebenen Regionen.
Es muss vielmehr eine Auswahl von Regionen getroffen werden, die Ent-
wicklungspotential aufweisen, aber eben noch besonderer Impulse bediirfen, damit
sich dieses entfalten kann. Eine solche Schwerpunktsetzung bedeutet keineswegs,
dass schwichere Regionen vernachldssigt und der passiven Sanierung iiberlassen
werden. Die Erfahrung zeigt vielmehr, dass die von Schwerpunkten der regionalen
Forderung ausgehenden Wachstumsimpulse auf ldngere Sicht auch benachbarte
Regionen erfassen. Andererseits wird auch eine allméihliche Reduzierung der For-
derung in bereits weiter fortgeschrittenen Regionen auf Widerspruch stoen; denn
Argumente dafiir, dass eine Region Forderung immer noch braucht, lassen sich stets

14 RAGNITZ et al. (2000).
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finden. Aber es miissen auch deutliche Signale dafiir gesetzt werden, dass die
besondere Forderung einer Region diese auf mittlere Sicht unabhédngig von dieser
Forderung machen soll und nicht zur Entstehung von dauerhaft auf Subventionen
angewiesenen Strukturen fithren darf.

Die Abgrenzung der Regionen wird sich nicht immer nach Léndergrenzen richten,
auch nicht nach denen zwischen alten und neuen Bundesldndern. Am deutlichsten
zeigt sich das am Beispiel von Berlin und seinem brandenburgischen Umland. Die
noch iibliche Unterscheidung zwischen frilherem Bundesgebiet und neuen Bun-
deslidndern (einschlieBlich Ost-Berlin) ist schon deswegen obsolet, weil eine ge-
trennte statistische Erfassung der Wirtschaftskraft von Ost- und West-Berlin wenig
Sinn hat. Aber auch an anderen Orten beiderseits der alten Grenze bilden sich neue
Muster regionaler Entwicklung heraus, die der bisher gebrduchlichen Abgrenzung
nicht mehr entsprechen.

Die ostdeutschen Lénder bediirfen angesichts ihrer geringen Steuerkraft nach wie
vor der finanziellen Unterstiitzung durch den Bund und die westdeutschen Lander,
um die vor ihnen liegenden Aufgaben bewiltigen zu kdnnen. Dariiber wird im Zu-
sammenhang mit der Fortsetzung des Solidarpakts zu verhandeln sein.!5 Freilich
miissen die ostdeutschen Lander auch ihren eigenen Beitrag leisten, indem sie ihre
Ausgaben stirker von konsumtiver zu investiver Verwendung verlagern. Kritik gibt
insbesondere an den im Vergleich zu westdeutschen Landern und Gemeinden hohen
Personalbestinden. Fiir die Beteiligung des Bundes wird angesichts der
Dringlichkeit regionaler Wirtschaftsférderung die Gemeinschaftsaufgabe ,,Verbes-
serung der regionalen Wirtschaftsstruktur besondere Bedeutung haben. Hierbei
spricht nichts dagegen, dass sich die Forderung im gesamten Bundesgebiet nach den
gleichen Kriterien richtet. Im Ergebnis wiirde dies nichts daran &ndern, dass der
grofite Teil dieser Mittel in die neuen Bundesliander fliet, da es hier die meisten
Regionen gibt, die die Forderungskriterien erfiillen.

Investitionsforderung: Keine falschen Erwartungen entstehen lassen

Die Forderung von Investitionen in den Unternehmen kann heute nicht mehr damit
begriindet werden, dass damit ein Nachteilsausgleich fiir die mangelhafte Infra-
struktur geboten werden konnte. Gegen das planméBige Auslaufen der steuerlichen
Forderung (durch Sonderabschreibungen und Investitionszulagen) wird heute vor-
gebracht, dass damit die Gewinnung neuer Investoren erschwert werde. Dies trifft
sicherlich zu; aber dem ist entgegenzuhalten, dass es nicht wiinschenswerte ist, In-
vestoren zu gewinnen, die mit der Erwartung kommen, auf unbegrenzte Zeit mit
Subventionen rechnen zu kdnnen, und die mit Abwanderung drohen, wenn die
Subventionierung eingestellt wird. Solche falschen Erwartungen wiirden begriindet,
wenn es erneut zu einer Verldngerung der steuerlichen Investitionsforderung kdme.
Die Wirtschaftsforderung soll Ostdeutschland aus der Abhéngigkeit von Transfers

15 Zur niheren Begriindung POHL (2000), S. 237.
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herausbringen, nicht hingegen eine Wirtschaftsstruktur erzeugen, die diese
Abhingigkeit verfestigt.16

Die planméBige Einstellung der steuerlichen Investitionsforderung lasst die Mog-
lichkeit der punktuellen und gezielten Gewdhrung von Investitionszuschiissen im
Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe unberiihrt. Eine Form der Unternehmensforde-
rung, die auf jeden Fall erhalten bleiben sollte ist die Gewdhrung von Finanzie-
rungshilfen fiir Unternehmensgriinder. Diese Form der Forderung enthélt nur in ge-
ringem Malle Subventionen. Vor allem aber ist eindeutig, dass es sich um eine
einmalige Anschubhilfe handelt, nicht um eine Unterstiitzung auf Dauer.

Arbeitsmarktpolitik: Humankapital bewahren und entwickeln

Die Arbeitsmarktpolitik darf sich weder in den neuen Bundeslédndern noch anderswo
von der Devise leiten lassen, es sei besser, Arbeit zu finanzieren als Arbeitslosigkeit.
Dies ist eine gefdhrliche Halbwahrheit, die zum einen verschleiert, dass die Kosten
arbeitsmarktpolitischer =~ MaBnahmen die andernfalls zu  zahlende
Arbeitslosenunterstiitzung meist erheblich iibersteigen, die aber vor allem davon
ablenkt, worauf es bei der aktiven Arbeitsmarktpolitik wirklich ankommt: Human-
kapital zu bewahren und zu entwickeln. Wo dies nicht der Fall ist, iiberwiegen die
schidlichen Effekte auf den Arbeitsmarkt. Aktive Arbeitsmarktpolitik muss in Zu-
kunft generell einer objektiven Erfolgskontrolle unterworfen werden; Programme,
die den erhofften Erfolg nicht bringen, sind einzustellen. MaBgeblich fiir die Hohe
der fiir aktive Arbeitsmarktpolitik bereitgestellten Mittel diirfen nicht willkiirlich
vorgegebene Quoten sein, sondern allein, in welchem Umfang es erfolgverspre-
chende Projekte gibt. Dafiir gibt es Grenzen, sowohl von der Motivation und Eig-
nung der potentiellen Teilnehmer her als auch hinsichtlich der Verfiigbarkeit quali-
fizierter MaBnahmentréger. Alle Anzeichen deuten darauf hin, dass diese Grenzen
in den neuen Bundesldndern weit iiberschritten wurden.!7 Eine an den richtigen Er-
folgskriterien orientierte Arbeitsmarktpolitik wiirde in den neuen Bundesldndern im
Ergebnis zu einer starken Reduzierung aktiver Maflnahmen fiithren und damit auch
zum Ausweis hoherer registrierter Arbeitslosigkeit. Vermutlich wire dies politisch
inopportun, weil in der Offentlichkeit schwer zu vermitteln ist, dass es sich in
Wirklichkeit nur um die Umwandlung verdeckter in offene Arbeitslosigkeit handelt.
Man konnte fiir mehr Klarheit sorgen, wenn in der Arbeitsmarktstatistik neben der
offenen immer auch die verdeckte Arbeitslosigkeit ausgewiesen wiirde, wie dies der
Sachverstandigenrat bereits seit einigen Jahren tut.!8 Dies wiirde man auch der
[llusion entgegenwirken, arbeitsmarktpolitische Mafnahmen seien schon allein
deswegen erfolgreich, weil durch sie die Anzahl der statistisch ausgewiesenen
Arbeitslosen sinke. SchlieBlich darf es auch nicht zu der Fehldeutung kommen,
hinter der Neuorientierung der Arbeitsmarktpolitik stehe die Absicht, die Leistungen

16 S0 auch RAGNITZ (2000) und POHL (2000).
17 Siehe dazu BERGEMANN/SCHULTZ (2000) und POHL (2000).
18 SACHVERSTANDIGENRAT (1999), Tabelle 32, S. 87.
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fiir die neuen Bundesldnder zu reduzieren. Es geht vielmehr darum, die knappen
Mittel einer moglichst effizienten Verwendung zuzufiihren. FlieBen die bei der
Arbeitsmarktpolitik frei werdenden Mittel beispielsweise der regionalen Wirt-
schaftsforderung zu, so werden im Ergebnis Transfers von konsumtiver in investive
Verwendung umgelenkt: Dies kann nur erwiinscht sein.

Lohnpolitik: Fehlentwicklungen einddmmen

Die gravierende Fehlentwicklung im Bereich der Lohnpolitik liegt darin begriindet,
dass die Tarifvertragsparteien nicht bereit sind, Verantwortung fiir die Beschéfti-
gung zu libernehmen. Solange fiir die Tarifpolitik die Angleichung des ostdeutschen
Lohnniveaus an das westdeutsche im Vordergrund steht, kann es nicht zu
Tariflohnen kommen, die in Hohe und Struktur den Bedingungen des Arbeits-
marktes addquat sind. Es geht dabei nicht nur um das Missverhiltnis zwischen
Lohnniveau und Produktivitdt sondern auch um eine Lohndifferenzierung, die den
unterschiedlichen Bedingungen der einzelnen Regionen, Branchen und Unterneh-
men Rechnung trigt. Lohndifferenzierung ist auch die Antwort auf das Argument,
durch Angleichung an das westdeutsche Lohnniveau miisse der Gefahr der Ab-
wanderung qualifizierter Arbeitskréfte begegnet werden. Diese Gefahr besteht tat-
sdchlich; die daraus zu ziehende Konsequenz ist, dass hochqualifizierten und mo-
bilen Arbeitskriften entsprechend hohe Lohne geboten werden miissen, aber eben
nur diesen. Es gilt generell, dass Regionen, diec gegeniiber anderen einen wirt-
schaftlichen Riickstand aufzuholen haben, die Lohne stirker differenzieren miissen
als andere, die weiter fortgeschritten sind. Dies ist erforderlich, um hochqualifi-
ziertes und knappes Humankapital an die Region zu binden, ohne zugleich ein
Missverhiltnis zwischen Lohnniveau und Produktivitit zu erzeugen.

In jiingster Zeit ist zu beobachten, dass die Praxis der Lohnfindung sich in den neuen
Bundeslandern von der starren Tarifbindung 16st, teils dadurch, dass Unternechmen
den Tarifverbund meiden, teils auch durch allseitig stillschweigend geduldete
Verletzung von Tarifvertragen. Dies fithrt dazu, dass die Relation zwischen
Lohnhdhe und Produktivitdt sich der in Westdeutschland annédhert. Angesichts der
schon in Westdeutschland sehr hohen Arbeitslosigkeit und der noch viel héheren in
Ostdeutschland besteht aber immer noch ein Missverhéltnis. Problematisch ist auch,
dass in vielen Fillen Tariflohne rechtswidrig unterschritten werden. Abgesehen
davon, dass die Missachtung von Rechtsnormen grundsitzlich nicht zu billigen ist,
birgt diese Vorgehensweise fiir die beteiligten Unternehmen erheblichen Risiken.
Fiir gebietsfremde Investoren ist es sicherlich keine Empfehlung, wenn sie erfahren,
dass das Lohnniveau zwar hoch ist, dass sie dem jedoch durch Rechtsbruch entgehen
konnen, wenn auch nicht ohne Risiken.

Den Tarifvertragsparteien sollte diese Entwicklung eine Warnung sein; wenn sie
weiterhin so wenig Riicksicht auf die Anforderungen des Marktes nehmen wie bis-
her, riskieren sie, dass die tatsdchliche Entwicklung an ihnen vorbei geht. Die Ta-
rifpolitik kann die Fehler der Vergangenheit nicht mehr ohne weiteres riickgéngig
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machen; sie kann aber dazu beitragen, die Folgen dieser Fehlentwicklung einzu-
dammen. In der gegenwirtigen Lage ist duBBerste Zuriickhaltung bei den Tariflohnen
geboten, wobei die Differenzierung der Lohne der Lohndrift iiberlassen bleiben
kann. Dariiber hinaus miisste durch wirksame Offnungsklauseln Raum fiir weitere
Differenzierung geschaffen werden. Wenn dariiber in einem ,,Biindnis fiir Arbeit™
Konsens erzielt werden konnte, wére das ein bemerkenswerter Erfolg.

Jedenfalls muss festgestellt werden, dass die bisherige Lohnpolitik in den neuen
Bundeslandern dem Aufholprozess nicht forderlich war. Und weiterhin: Die Wirt-
schaftspolitik wird es schwer haben, den Transformationsprozess in absehbarer Zeit
zu einem erfolgreichen Abschluss zu bringen, wenn sie dabei von der Lohnpolitik
so wenig Unterstiitzung erfahrt wie bisher.

Strukturelle Reformen: Fiir Ostdeutschland besonders dringend

Reformen zur Schaffung besserer Voraussetzungen fiir unternehmerische Aktivitdt
in Deutschland werden seit langem angemahnt. Dies ist kein spezifisches Problem
der neuen Lander. Aber auf Rahmenbedingungen, die privatwirtschaftlicher Initia-
tive forderlich sind, ist Ostdeutschland noch mehr angewiesen als Westdeutsch-
land.1® Die Notwendigkeit struktureller Reformen wird heute anerkannt, auch von
der Bundesregierung.20 Eine Steuerreform, in der vorhergehenden Legislaturperiode
noch am Widerspruch der damaligen Opposition gescheitert, ist endlich zustande
gekommen, wenngleich mit unndtigen Maingeln. Insbesondere die einseitige
Begiinstigung gewinnthesaurierender Kapitalgesellschaften wird den Verhiltnissen
in Ostdeutschland nicht gerecht; hier spielen neugegriindete Unternehmen eine be-
sondere Rolle, und diese sind in besonderem Mafe auf den Zufluss von externem
Risikokapital angewiesen. Auch bei der Rentenversicherung scheut sich die Bun-
desregierung nicht mehr, neue Wege fiir eine Reform einzuschlagen, nachdem noch
zu Beginn der Legislaturperiode erste Ansétze einer Neuorientierung zunéchst
zurliickgenommen worden waren.

Allerdings bleibt der Arbeitsmarkt, ein Bereich, dessen Reformbediirftigkeit nicht
zuletzt von internationalen Organisationen immer wieder betont wird, bei den Be-
mithungen der Bundesregierung vollig ausgespart.2! Im Jahreswirtschaftsbericht
2000 werden ,,Strukturreformen auf Giiter-, Dienstleistungs- und Kapitalméarkten®
als wichtige Zukunftsaufgaben hervorgehoben; vom Arbeitsmarkt ist nicht die Rede.
Wie stark die Widerstdnde auch bei geringfligigen Ansdtzen zur Flexibilisierung
sind, wird bei den immer wieder aufflammenden Diskussionen um das La-
denschlussgesetz deutlich. Erst jetzt wieder wurde eine Initiative zur Lockerung der

19 S0 auch besonders eindringlich GIERSCH/SINN (2000).

20 Jahreswirtschaftsbericht 2000, Ziffer 12: ,,Durch ein gesamtwirtschaftlich giinstiges dynamisches
Umfeld werden in Verbindung mit strukturellen Reformen die Voraussetzungen geschaffen, dass im
Ergebnis mehr Arbeitsplatze entstehen, als wegfallen.*

21 Der Vorrang einer grundlegenden Reform des Arbeitsmarktes wird auch von GIERSCH/SINN (2000)
betont.
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Ladenschlussregelung mit der Androhung eines ,heilen Herbstes® beantwortet.
Solche Sorgen hat man in Deutschland!

Die grundlegenden Schwéchen der deutschen Arbeitsmarktordnung sind oft genug
beim Namen genannt worden:

— ein Arbeitsrecht, das nur den Schutz des Arbeitnehmers im bestehenden Ar-
beitsverhédltnis im Auge hat und sich fiir nicht zusténdig erklért, wenn von den
Auswirkungen dieses Schutzes auf Schaffung neuer Arbeitsplétze die Rede ist,

— ein Tarifvertragsrecht, das den Tarifvertragsparteien keinerlei Verantwortung fiir
die Beschiftigung auferlegt, das zwar mit der Koalitionsfreiheit begriindet wird,
jedoch der negativen Koalitionsfreiheit, der Freiheit, der Tarifbindung fern zu
bleiben, wenig Raum gibt,

— ein Sozialsystem, das bei den Arbeitsuchenden hohe Reservationslohne bedingt
und in vielen Féllen demotivierend fiir die Arbeitsaufnahme wirkt.

In den neuen Bundesldndern, wo ein tief einschneidender Strukturwandel noch lange
nicht abgeschlossen und die damit entstandene Arbeitslosigkeit bisher nur sehr
wenig zuriickgegangen ist, wirken sich Funktionsstdorungen des Arbeitsmarktes
besonders gravierend aus. Es ist kein Zufall, dass gerade in Ostdeutschland be-
sonders intensiv nach Wegen gesucht wird, sich der rigiden Reglementierung durch
die Arbeitsmarktordnung zu entziehen.

Forderung des Transformationsprozesses: Nachdriicklich und behutsam

Der Ausgangspunkt dieser Uberlegungen war die Warnung vor dem Mezzogiorno-
Syndrom, eines sich als dauerhafte Schieflage einstellenden Gleichgewichts zwi-
schen zwei Teilen eines Landes. Die gegenwértigen Befunde begriinden nicht die
Befiirchtung, ein solches Gleichgewicht habe sich bereits etabliert. Aber die Gefahr,
dass es dazu kommt, ist keineswegs gebannt. Die Wirtschaftspolitik steht vor der
schwierigen Aufgabe, den Fortgang des Transformationsprozesses in Ost-
deutschland nachdriicklich und zugleich behutsam zu fordern, nachdriicklich, wie es
der politischen Bedeutung des Problems entspricht, behutsam, damit die Hilfe auch
wirklich dazu fiihrt, dass die neuen Lander auf ldngere Sicht solcher Hilfe gar nicht
mehr bediirfen.
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Die deutsche Einheit aus der Aulenperspektive:
Die westliche Sicht

Prof. Dr. Kees van Paridon

Erasmus Universitit Rotterdam

1. Einleitung

Als ich gebeten wurde, in Berlin iiber Bilanz und Perspektiven der Deutschen Einheit
aus westlicher Sicht einen Vortrag zu halten, habe ich mich sehr geehrt gefiihlt.
Gleichzeitig habe ich mich bei der Vorbereitung oft gefragt, ob ich wirklich etwas
Neues, etwas Relevantes erzdhlen kann, denn so viel ist bereits zu diesem Thema
gesagt und geschrieben worden. Und ich habe mich auch gefragt, in welchem Sinne
Erfahrungen in den Niederlanden fiir Deutschland und die neuen Lénder wirklich
wichtig sind. Unsere eigenen praktischen Erfahrungen mit einer Wiedervereinigung
beschrianken sich nidmlich auf einen kurzen Zeitabschnitt zwischen 1815 und 1830,
als der Wiener Kongress entschieden hatte, die Niederlande und Belgien
zusammenzulegen. Die Erfahrungen des damals dynamischen Belgiens und der
erstarrten Niederlande sind meiner Meinung nach fiir das heutige Deutschland nicht
wirklich hilfreich und der Ablauf auch nicht vielversprechend: Die reicheren,
siidlichen Niederlande entschieden im Jahre 1830, sich von den ndordlichen
Niederlanden zu trennen.

Mein Beitrag handelt von bestimmten Aspekten der Wirtschaftspolitik: Was be-
deutet eine effektive, ausgewogene und iliberzeugende Wirtschaftspolitik, welche
Erfahrungen haben wir damit in den Niederlanden in den letzten Jahren gemacht,
und welche Lehren sind daraus vielleicht fiir Deutschland und die neuen Bundes-
lander zu ziehen? Ich habe dieses Thema auch gewéhlt, weil ich in Deutschland eine
gewisse Gelassenheit in Bezug auf die Wirtschaftsentwicklung der neuen Bun-
deslédnder spiire. Bund und Lédnder haben fast alles versucht, um die heutige
Wirtschaftsentwicklung der neuen Bundeslédnder zu verbessern, sehr viel subven-
tioniert und noch mehr investiert, und doch geht es nicht wirklich aufwérts. Ein
anderer, vielleicht aber falscher Eindruck ist, dass die Wirtschaftspolitik im brei-
testen Sinne bisher zu sehr die Zusammenarbeit mit anderen wichtigen Akteuren
gesucht hat. Bund und Léander, Arbeitgeber und Arbeitnehmer, die Arbeitsverwal-
tung usw., sie alle haben zwar den Versuch unternommen, ihren Beitrag zu leisten.
Von einer engen Zusammenarbeit, von einer Abstimmung jeder Politik zum ge-
meinsamen Ziel, ist aber bis heute nicht so viel zu spiiren gewesen. Vielleicht konnen
die niederlandischen Erfahrungen hiermit dazu beitragen, die politische Gestaltung
und ihre Durchfiihrung zu verbessern und so mehr Dynamik und Zuversicht zu
schaffen.
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Aber zunéchst noch einige Bemerkungen zur heutigen Wirtschaftslage in den neuen
Bundesldndern. Seit 1990 wurde in diesem Bereich sehr viel erreicht. Auch in die-
sem Teil Deutschlands gibt es wieder Freiheit und Demokratie. In wirtschaftlicher
Hinsicht hat sich vieles getan: Nach dem Einbruch von 1991/92 hat es wieder ein
betrachtliches Wachstum gegeben, so dass das Bruttosozialprodukt der neuen Bun-
desldnder heute das Niveau der ehemaligen DDR weit tlibersteigt. Jeder Einwohner
hat heutzutage ein hoheres reales Einkommen, eine schonere Umwelt, eine viel
bessere Verkehrs- und Kommunikationsinfrastruktur, und es gibt viel mehr Mog-
lichkeiten fiir diese Biirger, ihre eigenen Féhigkeiten optimal zu nutzen. Es gibt
allerdings auch noch eine Menge Probleme. Das weitaus grofSte Problem ist die hohe
Arbeitslosigkeit. In der DDR war die Erwerbstitigkeit gezwungenermallen sehr
hoch, fast 90 %. Trotz der niedrigen Arbeitsproduktivitdt konnte man so doch noch
ein beachtlich hohes Pro-Kopf-Einkommen erwirtschaften. Zur Relativierung der
Arbeitslosenziffern muss allerdings darauf hingewiesen werden, dass die Zahl der
Arbeitsplitze, je Einwohner gerechnet, in den neuen Bundesldndern heute dhnlich
hoch ist wie in den alten Bundeslindern und beinahe so hoch wie in den
Niederlanden. Die Erwerbsneigung der Bevdlkerung und damit das Arbeitsangebot
ist in den neuen Bundeslédndern hingegen noch immer viel hdher. Damit ist man von
der Vollbeschiftigung noch sehr weit weg. So lange dieses Problem nicht geldst ist
— entweder durch Schaffung vieler neuer Arbeitsplitze oder durch niedrige
Erwerbstétigkeitszahlen, solange wird es in den neuen Bundesldndern ein Gefiihl
von Zweitrangigkeit, von Nutzlosigkeit geben, und es besteht die Gefahr, dass
radikale Elemente diese Unzufriedenheit fiir eigene Ziele auszunutzen versuchen.

Dazu kommt noch etwas anderes. Viele ehemalige DDR-Biirger haben damals die
Konsummadglichkeiten in der Bundesrepublik zwar aus dem Fernsehen gekannt, aber
nicht gespiirt, dass dieser Reichtum nur moglich war, weil eine soziale
Marktwirtschaft immer mit einer gewissen Unsicherheit umgeben ist. Wirtschafts-
entwicklung bedeutet nicht nur die Verbreitung neuer Produkte, neuer Technologien
und neuer Sektoren und demzufolge eine groBere Produktivitdt, hdhere Léhne und
oft auch mehr Arbeitsplétze, sondern gleichzeitig den Zerfall anderer Sektoren und
Betriebe, die Abwertung von Wissen und Erfahrung, und dadurch den Ausfall von
Arbeitsplitzen. Es ist diese Kombination von Rise and Decline, von Aufstieg und
Zerfall, die zu Wachstum und Produktivititsverbesserung fiihrt. Strukturelle
Verédnderungen sind fiir das Wirtschaftswachstum unentbehrlich. Und gerade diesen
Aspekt der Verdnderungen, der Risiken, hatten die DDR-Biirger in 40 Jahren Sozia-
lismus nie kennen lernen konnen. Alles war organisiert, reglementiert, festgelegt,
und man hatte ein in diesem Sinne unbesorgtes Leben, wenn man sich hieriiber nicht
aufregte. Fiir den kapitalistischen Westen hingegen war gerade dieser Drang zu
Verdnderungen charakteristisch, wie schon SCHUMPETER betont hat. Ohne
Verdnderung, ohne immanente Unsicherheit gibt es kein Wachstum und keinen
Reichtum. Dieser strukturelle Unterschied in Wirtschaftsauffassung und Ge-
sellschaft hat sicherlich nach der Wiedervereinigung zu der hohen Arbeitslosigkeit,
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der Vernichtung von Arbeitspldtzen und einer Art von Lethargie in Ostdeutschland
beigetragen. Auch auBerhalb der Wirtschaft wurde jeder Eigeninitiative in der DDR
entschlossen entgegengetreten. Das erkldart zum Teil auch die Abwesenheit einer
Biirgerklasse mit einer klaren gesellschaftlichen und politischen Orientierung.
Stattdessen spiirt man eine politische Apathie, die nur sehr langsam zu &ndern ist.
Diese Faktoren erschweren die heutige Situation der neuen Bundesldnder zusitzlich.
Auch deswegen ist es wichtig, eine ansprechendere Wirtschaftspolitik zu
entwickeln, um neuen Elan zu schaffen.

2. Elemente einer effektiven, ausgewogenen und iiberzeugenden Sozial-
und Wirtschaftspolitik

Ich unterscheide sechs Elemente einer effektiven, ausgewogenen und iiberzeugen-

den Sozial- und Wirtschaftspolitik, ndmlich:

Gute Kenntnisse der Wirtschaftslage und entscheidender Entwicklungen

Eine richtige Einschétzung zukiinftiger Entwicklungen;

Richtige Kenntnisse der Wirtschaftstheorie und ihrer Entwicklungen;

Eine addquate Beratung und Vorbereitung von effektiven und ausgewo-

genen Mallnahmen;

5. Eineiiberzeugende Abstimmung der Politik, wenn méglich und sinnvoll, mit
anderen wichtigen Akteuren und

6. Eine effektive Umsetzung dieser Politik.

bl ol e

Natiirlich ist dieses bekannt und wird auch praktiziert, sowohl bei uns in den Nie-
derlanden als auch in Deutschland. Einen groBen Unterschied zwischen beiden
Léndern sehe ich aber bei der Politikberatung und bei der Frage der Abstimmung
zwischen den jeweiligen Akteuren. Bei der Wirtschaftsberatung in den Niederlanden
nimmt das CPB, das niederldndische Biiro filir wirtschaftspolitische Analysen, eine
fithrende Stellung ein. Seine Analysen und Modellauskiinfte tragen dazu bei, dass
Diskussionen iiber politische Verdnderungen relativ pragmatisch und energisch
ablaufen und dass ideologische Unterschiede nicht zu einer gegenseitigen Blockade
fithren. Fiir die Beratungen iiber drastische politische Verdnderungen, zum Beispiel
in den Bereichen Arbeitsmarkt und Soziale Sicherheit, sollte auch der
Wissenschaftsbeirat zur Regierungspolitik genannt werden. Weit bekannter ist das
niederldndische Modell hinsichtlich der Abstimmung der Regierungspolitik mit
anderen wichtigen Spielern, das sogenannte Poldermodell. Diese beiden Elemente,
Beratung und Abstimmung, sind wichtig fiir die gemeinschaftliche Konsensfindung.
Jede politische Verdnderung bringt nicht nur Vorteile, sondern auch Kosten und
Nachteile mit sich, wie zum Beispiel weniger Lohn oder weniger Lohnwachstum,
weniger Subventionen, Arbeitsplatzverluste, mehr Wettbewerb usw., oft fiir
bestimmte, relativ kleine Gruppen, wiahrend die Vorteile — weniger Steuern, weniger
Regulierung, mehr Wettbewerb, mehr Wachstum — oft nicht nur nicht sehr deutlich
sind, sondern erst langfristig eintreten und die Einkommen fiir viele Menschen nur
leicht verbessern. Diese Bilanz — hohe und deutliche Kosten fiir eine kleine Gruppe,
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kleine und weniger deutliche Vorteile flir die Mehrheit — macht es oft schwer, eine
durchgreifende Wirtschaftspolitik zu realisieren und macht daher die Beratung und
Abstimmung besonders wichtig.

3. Sozial- und Wirtschaftspolitik in den Niederlanden

Ich mochte Thnen anhand der niederldndischen Erfahrungen eine solche Wirt-
schaftspolitik verdeutlichen. Es ist den Niederlanden nach dem Zweiten Weltkrieg
zweimal gelungen, eine schwere Wirtschaftskrise zu tiberwinden. Das erste Mal war
unmittelbar nach dem Krieg wahrend des Wiederaufbaus der Wirtschaft, das zweite
Mal war Anfang der achtziger Jahre. Die Wirtschaftslage in den Niederlanden war
Anfang der achtziger Jahre besonders prekédr. Ein sehr niedriges Wachstum, eine
Arbeitslosigkeit von iiber 12 %, eine Erwerbsquote (in Vollzeitbeschéftigung
umgerechnet) von 47 %, eine Offentliche Ausgabenquote von 67 % und ein
Haushaltsdefizit von 9 % deuten an, wie schwierig die Wirtschaftslage zu jener Zeit
war. Zwar gab es dhnliche Probleme bereits seit 1974, aber bis dahin hatte man die
Augen davor verschlossen. Dazu kamen andere Entwicklungen, die ebenso wenig
positiv zu beurteilen waren. Es gab einen sogenannten negativen Kreislauf — hohe
Arbeitskosten (weil viele Leute von der sozialen Sicherheit abhingig waren),
dadurch einen starken Drang zur Produktivititsverbesserungen, demzufolge weniger
Arbeitsplitze und mehr Arbeitslose, dadurch wiederum hohere Lohnnebenkosten
und damit hohere Arbeitskosten, dadurch sinkende Gewinne, weniger Investitionen
und erneut weniger Arbeitspliatze usw. Hinzu kam, dass sich auch die Einstellung
der Menschen der Arbeit und der sozialen Sicherheit gegeniiber gedndert hatte.
Waihrend die Leute sich frither dafiir schimten, Sozialhilfe zu empfangen, sprach
man jetzt vom sogenannten kalkulierenden Biirger und von einer neuen
Freizeitgesellschaft. Drittens wurde die niederldndische Gesellschaft mit einer
Tendenz zur Individualisierung und Emanzipation mit einschneidenden Folgen fiir
Arbeitsmarkt und Gesellschaft konfrontiert. Viertens wurde deutlich, dass es im
Industriebereich immer weniger Arbeitsplidtze geben wiirde. Die Zukunft lag im
Dienstleistungsbereich, mit Schwerpunkten auf Flexibilitit und Ausbildung.
SchlieBlich wurden auch die Konsequenzen der Internationalisierung immer deutli-
cher spiirbar, die dazu fiihrten, dass Fragen der Wettbewerbsfdhigkeit immer
wichtiger fiir Wachstum und Beschéftigung wurden.

Zugleich wurde auch deutlich, dass die traditionelle keynesianische Orientierung der
Wirtschaftspolitik nicht mehr in der Lage war, diese Probleme zu 16sen — im
Gegenteil, sie war Teil der Probleme. Man war zunédchst zuriickhaltend gegeniiber
alternativen Ansétzen, wie einer starkeren Angebotsorientierung. Dazu kam, dass
man anfinglich vor den politischen Konsequenzen von Einsparungen im Staats-
haushalt, einer Lohnkiirzung und einem Ende der Subventionspolitik zuriickschrak.
Als aber die Probleme dann immer gréfer wurden, gab es am Ende keinen Ausweg
mehr. Es musste etwas geschehen.
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1983 kam dann ein rigorose Kursidnderung. Es gab das sogenannte Abkommen von
Wassenaar, in dem Lohnzuriickhaltung fiir unbestimmte Zeit und mehr Flexibilitdt
zum Erhalt der Arbeitspldtze vereinbart wurde. Die Regierung schlug einen drasti-
schen Sparkurs ein, u.a. mit MaBnahmen wie realen Kiirzungen der Beamtengehélter
von 3 % und der Sozialleistungen. Die Subventionspolitik wurde beendet, es gab
Ansitze der Deregulierung, Anderungen im Arbeitsmarktbereich und auf dem
Gebiet der sozialen Sicherheit. 1991 gab es dann drastische Anderungen bei be-
stimmten Sozialleistungen, speziell beim Invaliditdtsgesetz. Danach war es moglich,
in anderen Bereichen (Ladenschluss, Kartellamt, weitere Deregulierung) vieles zu
andern.

Natiirlich gab es viele Diskussionen und Widerstand gegen diese Wirtschaftspolitik,
aber am Ende konnte diese doch verwirklicht werden. Hilfreich dabei war, dass die
Regierung anhand der Modellrechnungen des CPB zeigen konnte, dass diese
MaBnahmen effektiv und zugleich relativ gut ausgewogen waren. Seit 1983 hat es
fiinf Koalitionsregierungen mit sehr unterschiedlicher Zusammensetzung gegeben,
die im Grof3en und Ganzen alle die gleiche Wirtschaftspolitik verfolgt haben. Auch
der Rolle der Tarifparteien kommt dabei grole Bedeutung zu. Es gelang der Regie-
rung, auch anhand der genannten Modellrechnungen, die Tarifparteien dazu zu
bringen, die Politik der Lohnzuriickhaltung zu akzeptieren. Das Abkommen von
Wassenaar war ein Vertrag zwischen den zentralen Arbeitgeber- und Arbeitneh-
merverbanden, mit Leitlinien fiir die sektoralen Tarifverhandlungen. Die Tarifpar-
teien bemiihten sich mit diesem Vertrag nicht nur um die Insider, diejenigen mit
einem Arbeitsplatz, sondern auch um die Outsider. In allen Sektoren wurden diese
Leitlinien 1983 und in den folgenden Jahren dann iibernommen. Diese Abstimmung
war sehr wichtig, denn durch die Kooperationsbereitschaft der wichtigsten Akteure
wurde auch der Bevdlkerung deutlich gemacht, dass diese schmerzlichen
MaBnahmen notwendig waren. Das war wesentlich, denn es dauerte zehn Jahre,
bevor die Bevolkerung die positive Wende zu spiiren begann und mehr Zuversicht
zeigte. Danach freilich schuf diese Stimmungsénderung ihre eigene Dynamik.

Heute gibt es wieder ein relativ hohes Wachstum, das Bruttosozialprodukt pro Kopf
ist von 95 % des durchschnittlichen EU-Niveaus 1983 auf 113 % im Jahr 1999
angestiegen, die 6ffentliche Ausgabenquote ist von 67 % auf 47 % gesunken, es gibt
heute beim Budget einen Uberschuss von 1 %, die offizielle Arbeitslosenquote
betrdgt 3 %, das sind heute 2 Millionen Arbeitsplatze mehr als damals, und die
Erwerbstitigkeit (in Vollzeitbeschéftigung umgerechnet) ist von 47 % damals auf
58 % heute gestiegen. Das grofite konjunkturelle Problem ist gegenwértig vielmehr
ein Mangel an Arbeitskriften. Allerdings gibt es zugleich verhéltnisméBig viele
Personen, die wegen ihres Alters, einer unzureichenden Ausbildung oder ihrer
Erwerbsunfahigkeit, teilweise aber auch wegen relativ geringer Einkommensanreize
sich auf dem Arbeitsmarkt nicht mehr bewerben. Dadurch ist die tatséchliche
Arbeitslosigkeit weit hoher und liegt bei etwa 15 %. Bisher ist es nur teilweise
gelungen, die neuen Arbeitsplitze durch diese Arbeitslosen zu besetzen. Das hohe
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Inaktivitdtsniveau, die vielen Sozialleistungsempfanger zwischen 15 und 65 Jahren
bilden ein grofies Strukturproblem, das die Niederlande bisher noch nicht gemeistert
haben.

Diese kurze Beschreibung macht deutlich, dass es auch heutzutage in einer offenen,
innerhalb der EU integrierten Wirtschaft, und mit einem fixierten Wechselkurs,
damals in DM, moglich ist, eine eigenstindige Wirtschaftspolitik mit positiven
Ergebnissen durchzufiihren. Dabei war die Bevdlkerung bereit, auch negative
Konsequenzen — Lohnzuriickhaltung, drastische Einsparungen, Anderungen bei der
sozialen Sicherheit usw. — zu akzeptieren, obgleich zu Anfang die positiven Aus-
wirkungen noch nicht absehbar waren. Die Tarifparteien und auch die offizielle
Beratung sind hier hilfreich gewesen. Diese Erfahrung hat freilich dazu gefiihrt, dass
die Niederlande heute einer europdischen Beschéftigungspolitik mit einer gewissen
Skepsis gegeniiberstehen. Man vertritt die Meinung, dass die Lander oder eben be-
stimmte Regionen ihre Institutionen und Gesetze selbst so dndern sollten, dass da-
durch neue Arbeitspldtze geschaffen werden konnten.

4. Die neuen Bundeskinder: Eine doppelte Umwandlung

Die Wirtschaftsprobleme der neuen Bundesldnder sind nur teilweise mit denen in
den Niederlanden zu vergleichen. Ahnlich in beiden Léndern ist die Umwandlung
von einer Industrie- zur Dienstleistungsgesellschaft. Wahrend die Niederlande sich
schon immer mehr auf Dienstleistungen — Handel, Transport, Finanzdienstleistun-
gen usw. orientiert hatten (und dadurch diese Umwandlung vielleicht auch einfacher
meistern konnten) — waren die Bundesrepublik und die ehemalige DDR stark
industrieorientiert. Immer wieder war es in der Vergangenheit damit gelungen, die
Wirtschaft wieder anzukurbeln und ausreichend Arbeitsplédtze zu schaffen. Heute
leben wir aber in einer Phase, in der die Industrie zwar kaum wachst, trotzdem aber
neue Arbeitsplitze schafft. Diese sind nur noch im Bereich der Dienstleistungen zu
erwarten. Beide Teile Deutschlands ringen mit dieser Umwandlung, die alten wie
die neuen Bundesldnder. In einer Dienstleistungswirtschaft geht es um ein anderes
Wissen, andere Erfahrungen, Kapazititen, Einstellungen und auch andere Flexibi-
litditsanforderungen. Diese stimmen nur teilweise mit denen im Industriebereich
tiberein. So sieht sich auch Westdeutschland heute nicht nur mit vielen Arbeitslosen
konfrontiert, sondern gleichzeitig mit offenen Stellen, die nur — man vergleiche die
aktuelle Diskussion um die Green Card — mit Ausldndern zu besetzen sind.

Diese Umwandlung ist an sich schon eine gewaltige Herausforderung, wie die alten
Bundesliander in den vergangenen Jahren gezeigt haben. Zugleich aber wird der
Osten Deutschlands seit 1990 noch mit einer zweiten Transformation konfrontiert,
nimlich dem Ubergang von der Plan- zur Marktwirtschaft. Wie schon erwihnt, war
eine Anti-Risiko-Haltung in der DDR ein wichtiger Uberlebensfaktor. Mit der
Wihrungs-, Wirtschafts- und Sozialunion musste man sich mit einem Schlag ein
ganz neues Verhalten aneignen und danach handeln, ndmlich mit Eigeninitiativen
und Risikobereitschaft. Dabei wurde man zugleich in fast allen Bereichen mit neuen
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Regeln, Gesetzen und Verordnungen konfrontiert. AuBerdem wurde die Pri-
vatisierung von vielen gefiirchtet. Die DDR-Biirger miissen das Gefiihl gehabt ha-
ben, in einer Zeitmaschine zu reisen: Mit einem Schlag waren sie von einer tradi-
tionellen, erstarrten Gesellschaft und Wirtschaft in ein relativ dynamisches, hoch-
entwickeltes Land mit unbekannten Institutionen, Gesetzen und Brauchen katapul-
tiert worden. Man darf sich nicht wundern, dass viele Leute nach den ersten frohen
Konsumerfahrungen grof3e Miihe hatten, sich in diese neue Umgebung einzufinden.

Wenn man diese Aspekte beriicksichtigt, muss man sagen, dass die Wirtschaftspo-
litik fiir die neuen Lander im technischen Sinne am Ende doch eine positive Bilanz
bietet. Es ist viel geredet worden {iber den Wechselkurs, iiber die Treuhandanstalt,
iiber die Investitionsforderung, iiber Infrastrukturinvestitionen und iiber die Fi-
nanztransfers. Natiirlich sind auch Fehler begangen worden, aber meiner Meinung
nach hat es in diesen Bereichen keine wirklich realistische Alternative gegeben.
Grof3e Fehler aber hat man in psychologischer Hinsicht gemacht. In Westdeutsch-
land hat man die Wiedervereinigungsstimmung der Bevolkerung nicht ausreichend
genutzt, um von Anfang an eine bessere Grundlage fiir die Finanzierung der Wie-
dervereinigungskosten zu schaffen. Parteipolitischen Argumenten hat man vor einer
wirtschaftlich und gesellschaftlich besseren Beteiligung der Bevolkerung der alten
Bundesldnder den Vorrang gegeben. Noch schmerzhafter waren die psychologi-
schen Aspekte der Ubertragung der Politik auf die neuen Bundeslinder. Indem man
von ,blithenden Landschaften® und schneller Einkommensangleichung sprach, hat
man den DDR-Biirgern den Eindruck vermittelt, dass die Wiedervereinigung schnell
und glatt verlaufen wiirde, ohne grof3e Probleme. Damit hat man die oben genannten
Umwandlungen und die Unerfahrenheit und Unsicherheit der Bevdlkerung
gegeniiber der Marktwirtschaft viel zu wenig beriicksichtigt. Die tiefe Enttduschung
nach dem schweren Einbruch der Beschaftigungssituation lasst sich damit deutlich
erkldren. Zugleich gibt es Anlass zur Hoffnung in diesen Bereich. Die Rundreise des
Bundeskanzlers im August 2000 durch die neuen Bundeslinder bietet ein
ausgezeichnete Moglichkeit, um gerade in psychologischer Hinsicht eine Anderung
zu erreichen. Es wére eine gute Sache, wenn die Bundesregierung diese Chance
nutzt, den Menschen den neuen Aufschwung ein Stiick néher zu bringen, nicht nur
zum Wohl der Ostdeutschen, sondern auch vieler anderer in Europa.

Noch eine letzte Bemerkung zum Thema Psychologie und Wirtschaftspolitik. Fast
in allen Transformationsldndern in Mitteleuropa hat man sich zum Thema Verén-
derung die Frage gestellt: Big Bang oder Gradual Change? Was ist besser: Ein
schneller Ubergang zu einer Marktwirtschaft, mit einer schnellen Privatisierung,
mehr Wettbewerb, auch von ausldndischen Unternehmen, und notfalls mit vielen
Konkursen, mit vielleicht mehr Wachstum, aber auch mit einer hohen Arbeitslo-
sigkeit, oder ist doch eine langsamere Angleichung besser, mit einem ruhigen
Ubergang zu neuen Regeln und Gesetzen, mit einer langsameren Privatisierung, mit
vielleicht weniger Wachstum in den ersten Jahren, aber vielleicht auch mit einer
giinstigeren Arbeitsmarktentwicklung? Durch die Entscheidung fiir eine schnelle
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Wihrungs-, Wirtschafts- und Sozialunion ist diese Frage hier in Deutschland ohne
grole Diskussion beantwortet worden. Mit der Wéhrungs-, Wirtschafts- und
Sozialunion bekamen die neuen Lénder nicht nur die DM, sondern auch das ganze
Netz der Gesetze und Regulierungen der alten Bundesrepublik und, nicht zu
vergessen, der Europdischen Union. Es hat mich immer gewundert, dass es in
Deutschland eigentlich keine Diskussion iiber diesen Aspekt der Wirtschaftsunion
gegeben hat. In den Verhandlungen mit den mitteleuropéischen Staaten iiber die
Mitgliedschaft in der Européischen Union, aber auch im Falle von Griechenland,
Portugal und Spanien, sind zwei der wichtigsten Punkte der Umfang des acquis
communautaire und die Ubergangsfrist fiir die Ubernahme und die Anwendung der
EU-Richtlinien. Auch hier hat man diesen Aspekten von Anfang an mehr Nachdruck
geben kdnnen, um dadurch der Bevolkerung deren Bedeutung deutlicher zu machen.

Aber auch die Landesregierungen haben Chancen verpasst. Natiirlich, sie haben
nach Kriften zu den gewaltigen Verdnderungen und zum Wiederaufbau der Wirt-
schaft und Gesellschaft beigetragen. Aber auch auf dieser Ebene hat man den psy-
chologischen Aspekt der Wirtschaftspolitik weitestgehend vernachlédssigt. Man hat
nicht oder nicht scharf genug auf die Tarifvereinbarungen und die Lohnentwicklung
reagiert, obwohl schnell deutlich wurde, dass eine solche Lohnentwicklung zwar
eine wiinschenswerte Einkommensverbesserung mit sich bringt, aber doch unsozial
sein wiirde, weil sie einen weiteren Riickgang der Beschéftigung nach sich ziehen
wiirde. Es gab spéter Reaktionen. Allméhlich hatten die Gewerkschaften akzeptiert,
dass die Angleichung in den neuen Bundeslédndern zeitweilig verschoben wurde und
dass geringere Lohnsteigerungen akzeptabel waren. Fiir viele Betriebe waren auch
diese Tarifvereinbarungen nicht tragbar. Immer mehr Unternehmen in den neuen
Bundeslandern stiegen aus ihren Arbeitgeberverbdnden aus, um so die Moglichkeit
zu haben, niedrigere Lohne zu zahlen und dadurch bessere Chancen auf die
Erhaltung der existierenden Arbeitspldtze zu erlangen.

Vielleicht ist es zu niederldndisch gedacht, aber in den Niederlanden hitte die Re-
gierung solche Reaktionen fiir einen Versuch genutzt, einen Pakt zu schlieBen, bei
dem — falls moglich — die Tarifparteien und andere wichtige Akteure in einer be-
stimmten Region, einem Sektor oder Land durch ein Gesamtpaket — Lohnzuriick-
haltung, Teilzeitarbeit, Teilfriihverrentung, Steuerdnderung, Flexibilisierung — an
der Gestaltung einer effektiven und ausgewogenen Politik beteiligt worden wéren.
Effektiv, weil damit die Chance auf Erhalt oder sogar Zunahme der Arbeitsplétze
erhoht worden wire. Ausgewogen, weil damit die Einkommensfolgen fiir Er-
werbstdtige und Sozialleistungsempfianger hétten gemindert und auf einen gréBeren
Kreis hétte verteilt werden kénnen. So weit ich das verfolgt habe, hat man eine sol-
che Strategie in Ostdeutschland nicht angewandt. Allgemeiner betrachtet beriihrt es
mich, dass in den vergangenen Jahren die Landesregierungen angesichts der
schwierigen Wirtschaftslage nicht immer alles versucht haben, in diesem Bereich
einen Durchbruch zu realisieren. Vielleicht wartete man auf eine Initiative auf
Bundesebene, vielleicht fiirchtete man die politischen Folgen einer Strategie mit
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MaBnahmen wie Lohnzuriickhaltung, vielleicht hatte man die Hoffnung aufgegeben,
dass es noch moglich wire, fiir alle Arbeitslosen wieder neue Arbeitsplitze zu
schaffen. Die hohe und andauernde Arbeitslosigkeit sind meiner Meinung nach aber
Grund genug, auch heute noch iiber eine aktivere Politik nachzudenken.

5. Politische Vorschlige

In meiner Sichtweise ist die Arbeitslosigkeit, also das Unvermodgen, geniigend Ar-
beitsplatze fiir all diejenigen zu schaffen, die arbeiten wollen, noch immer das grofite
Problem der neuen Bundesldnder. Obwohl ich mich zuriickhaltend duflern mochte,
mochte ich IThnen zwei politische Strategien vorstellen, dieses Problem zu 16sen. Die
Strategien habe ich die Weiter-so-Strategie und die Neue-Aufschwung-Strategie
genannt. Nachfolgend mdchte ich beide Strategien kurz skizzieren.

5.1 Die Weiter-So-Strategie

Bei der ersten Strategie bliebe alles so wie es ist. Die heutige Sozial- und Wirt-
schaftspolitik wird auf allen Ebenen fortgesetzt. Es gibt einen neuen Solidarititspakt,
der Finanzausgleich bleibt, wie er bisher war, und es gibt weitere Investitionen in
die Infrastruktur in den neuen Landern. Die Strategie beruht auf der Hoffnung, dass
sich in einigen Jahren das Wirtschaftswachstum der neuen Lander selbst tragen wird,
dass das Exportwachstum auf hohem Niveau bleibt, dass die Talfahrt im Bau ein
Ende hat, und dass es noch mehr Initiativen gibt, selbst ein Unternehmen zu griinden.
Dadurch kann man mit hoherem Wachstum, weniger Arbeitslosen und einer
besseren Finanzlage der Lander und Gemeinden rechnen. Obwohl es noch ldngere
Zeit dauern wiirde, wiirde die Kluft zwischen alten und neuen Bundeslindern
allméhlich kleiner. Nach 10, 15 Jahren wire die Wiedervereinigung dann auch in
dieser Hinsicht vollendet. So wiinschenswert eine solche Strategie auch sein mag, es
gibt erstens keine Garantie, dass dies in wenigen Jahren gelingen wird. Zweitens
muss man damit rechnen, dass die finanziellen Zuschiisse von Bund und Lindern
eher kleiner als groer werden. Drittens gibt es Anlass zu der Beflirchtung, dass eine
weitere Subventionierung bestimmter Aktivitidten zu einer Gewohnung fiihrt, die
spiter wieder schwer zu beseitigen ist. Viertens muss man sich fragen, ob die
Stimmung in den neuen Landern noch genug Zeit 14sst fiir ein solches Warten. Wenn
man zu lange wartet, konnten andere die Initiative ergriffen haben. Aus diesen
Griinden bin ich kein Befiirworter einer solchen Weiter-So-Strategie.

Bei dieser Strategie konnte es vielleicht hilfreich sein, eine realistische Einschétzung
iiber die Chancen zur Wiedereingliederung bestimmter Arbeitslosen in den
Arbeitsmarkt zu geben. Wie in den Niederlanden und auch in den alten Bundeslidn-
dern gibt es auch in den neuen Bundesldndern eine groflere Gruppe meist dlterer,
schlecht ausgebildeter Arbeitnehmer, die fiir den ,,normalen® Arbeitsmarkt nicht
ausreichend qualifiziert sind. Viele Arbeitslose iiber 50 miissen moglicherweise
dazu gerechnet werden. Nun kann man die Meinung vertreten, dass es notwendig
wire, die Arbeitslosigkeit auf allen Ebenen zu verringern und dass es Chancen fiir
alle Arbeitslosen gibt, so auch fiir diese Leute. Wenn es dann aber doch nicht gelingt,
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die Arbeitslosigkeit wirklich erheblich zu reduzieren, ist die Enttduschung umso
grofer. Eine solche Enttduschung, so scheint mir, wiirde nicht zu einer
Stimmungsverbesserung in den neuen Bundesldndern beitragen. Darum konnte ich
mir vorstellen, dass bestimmte Gruppen nicht mehr zu den Arbeitslosen gerechnet
werden. Nur noch diejenigen mit einer berechtigten Chance auf Riickkehr auf den
Arbeitsmarkt wiirden dann mitgezahlt. Dadurch wiirde akzeptiert, dass die anderen
Arbeitslosen keine echte Chance mehr haben. Daten {iber die Erwerbstétigkeit nach
Altersgruppen zeigen, dass die Erwerbstitigkeit in den neuen Landern flir die
Altersgruppen bis 45 leicht hoher ist als in den alten Bundesldandern. In den Alters-
gruppen dariiber hingegen éndert sich die Situation. So ist die Erwerbstétigkeit der
60 bis 65jdhrigen in den neuen Bundeslidndern viel geringer (10 %) als in den alten
(21 %). 20 % der Arbeitslosen in den neuen Léndern sind zwischen 55 und 65 Jahre
alt. Die oben erwihnte doppelte Umwandlung — von Plan zu Markt, von Industrie zu
Dienstleistung — hat gerade in diesen Altersgruppen viele Menschen in eine
aussichtslose Lage gebracht. Ihre eigene Leistungsfahigkeit ist weit geringer als die
geforderte Produktivitit. Es ist nicht zu erwarten, dass Menschen in dieser
Altersgruppe noch in der Lage sind, ihr Ausbildungsniveau zu verbessern. In diesem
Falle wire es vielleicht menschlich und gesellschaftlich besser zu akzeptieren, dass
eine Riickkehr in den Arbeitsmarkt nicht gelingen kann und nach Moglichkeiten fiir
eine andere gesellschaftliche Beteiligung zu suchen. Leider hat diese Anpassung
nicht nur Vorteile. Sie ist finanziell kostspielig. Die Frage ist, ob Wirtschaft und
Gesellschaft in der Lage sind, diese Kosten, die auch heute schon entstehen, iiber
einen ldngeren Zeitraum aufzubringen. Hohere Kosten konnten das
Arbeitsplatzangebot negativ beeinflussen, was wiederum den negativen Kreislauf
stimuliert. Hinzu kommt, dass diese Anpassung eigentlich nur eine Atempause
schafft. Im Laufe der Zeit wird die Nachfrage nach Arbeitsplatzen wieder zunechmen
und die alten Probleme wieder auftreten.

5.2 Die Neue-Aufschwung-Strategie

Die Weiter-So-Strategie erweckt den Anschein der Gelassenheit: ,,Wir haben alles
versucht, aber es ist uns bisher nicht gelungen, die Wirtschaftslage wirklich zu
verbessern. Nun konnen wir nur noch hoffen, dass es besser wird*. Die hohe Ar-
beitslosigkeit und die triibe Stimmung in den neuen Léndern geben mir aber Anlass,
auch eine aktivistische Strategie zu skizzieren. Bei dieser Strategie ist das vorrangige
Ziel, die Zahl der Arbeitsplitze mit der relativ hohen Erwerbsneigung der
ostdeutschen Bevolkerung in Einklang zu bringen. Fiir die Verwirklichung eines
solchen Ziels, namlich der Vollbeschiftigung, werden fiir die neuen Bundeslédnder
viele zusétzliche Arbeitspldtze bendtigt. Diese Neue-Aufschwung-Strategie impli-
ziert ein breites und tiefgreifendes Mainahmenpaket, um dieses Ziel zu erreichen.
Dabei gehe ich davon aus, dass es einen neuen Solidarpakt geben wird und dass auch
die Investitionen und Transfers auf dem heutigen Niveau fortgesetzt werden.

Wichtige Bestandteile einer solchen Strategie sollten sein:
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a)

b)

70

Eine bessere Abstimmung der Wirtschaftspolitik scheint mir sehr hilfreich. Man
sollte dariiber nachdenken, wie zum Beispiel Regierung und Tarifparteien ge-
meinsam eine effektive, ausgewogene und iiberzeugende Politik skizzieren, ab-
stimmen und durchfiihren kénnen. Dabei sollten die Tarifparteien diejenigen
Punkte in die Tarifvertrdge aufnehmen, fiir welche sie verantwortlich sind oder
auf welche sie einen bestimmenden Einfluss haben. Die Regierung sollte versu-
chen, durch Modellrechnungen den Tarifparteien und der breiten Offentlichkeit
zu zeigen, welche positiven Effekte durch eine solche Politik zu erwarten sind.
Auch kann sie, im Falle einer Lohnzuriickhaltung, vielleicht durch kompensie-
rende Mallnahmen, zum Beispiel im Steuerbereich, oder durch bestimmte Re-
gulierungen, gewisse negative Einfliisse mildern oder beseitigen.

Natiirlich weiB ich, dass man mit einer solchen Politikgestaltung in Deutschland
wenig Erfahrung hat und dass diese eben in bestimmten Bereichen der normalen
Praxis widerspricht, zum Beispiel im Bereich der Tarifautonomie. Ich denke aber,
dass die niederldndische Praxis den deutschen Gewohnheiten néher steht, als die
Deutschen selbst glauben. Obwohl vielleicht der Eindruck vorherrscht, dass die
niederldndische Regierung einen starken Einfluss ausiibt, wurden die Gespriache
zwischen Regierung und Tarifparteien meistens nur zum Informationsaustausch
genutzt. Es ist dann die Verantwortung der Tarifparteien, in ihren Abkommen den
gesellschaftlichen Konsequenzen Rechnung zu tragen.

Dazu kommt noch etwas. Die Schaffung des integrierten Marktes innerhalb der
Européischen Union und der Start der Europdischen Wirtschafts- und Wéh-
rungsunion haben in den vergangenen Jahren fiir mehr Wettbewerb innerhalb der
EU gesorgt. Meiner Meinung nach wird diese Entwicklung dazu beitragen, dass
die Abstimmung von Wirtschafts- und Sozialpolitik auf einer nationalen, fiir
groBBe Lander jedoch auch auf einer regionalen Ebene immer wichtiger wird. Da-
durch kann man den unterschiedlichen Wirtschaftsstrukturen, Bevolkerungs-
entwicklungen und Sozialstrukturen besser Rechnung tragen. Folglich wird eine
eigenstandige Wirtschaftspolitik der neuen Lander immer wichtiger.

Wie gesagt findet heutzutage in den modernen Wirtschaften, auch in Deutschland,
eine Umwandlung von der Industrie- zur Dienstleistungsgesellschaft statt. Gerade
fiir Deutschland ist diese Umwandlung schwer. Die Industrie war in der alten
Bundesrepublik und der DDR das Herz der Wirtschaftsstruktur. Auch die ganze
Gesellschaft war stark industriell gepragt. Bis zum heutigen Tag ist der Anteil der
Industrie am Bruttosozialprodukt oder an der Erwerbstitigkeit in Deutschland
aullerordentlich hoch. Natiirlich ist der Versuch notwendig, die Erwerbstatigkeit
in der Industrie zu erhohen, aber meiner Meinung nach wire es schon eine
Herausforderung, die heutige Zahl zu erhalten. Auch fiir Deutschland liegt die
Zukunft der Wirtschaft im Dienstleistungsbereich. Die Politik, auch hier in den
neuen Bundeslindern, sollte sich mehr als bisher darauf orientieren. Wenn man
die verschiedenen Malnahmen betrachtet, dann spiirt man noch stark den
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Wunsch, die Industrie zu erhalten und zu wenig die Herausforderung, wie man
sich am besten auf eine Dienstleistungsgesellschaft vorbereiten kann. Zu lange
daran festzuhalten, fiihrt aber am Ende wieder in eine Enttduschung.

¢) Mein Eindruck ist, dass Deutschland iiber ein dichtes Regulierungsnetz verfiigt.
Warum sollte man nicht in bestimmten Sektoren oder Regionen Experimente
fordern? So scheint es mir sehr wichtig, in den neuen Léndern bestimmte Formen
von Deregulierung anzustreben, zum Beispiel im Bereich Jungunternehmer und
Raumordnung. Wenn dies nicht gelingt, dann hat man nichts verloren. Wiirde dies
wirklich erfolgreich sein, dann kdnnte man dieses Experiment auf Landes- oder
sogar auf Bundesebene ausdehnen.

d) Eines der auffilligen Merkmale des niederldndischen Arbeitsmarktes ist der
Umfang der Teilzeitarbeit. Dadurch war es mdglich, mehr Menschen einen Ar-
beitsplatz zu geben. Auf dem Papier konnte das auch fiir die neuen Bundeslédnder
relevant sein. Der Erfolg einer solcher Teilzeitstrategie ist aber vollig von den
Unternehmern und Arbeitnehmern abhdngig. Wenn diese Akteure keine
Teilzeitarbeitsplétze anstreben, wird es nicht gelingen. Auch in den Niederlanden
ist dieses Wachstum ohne politischen Einfluss zustande gekommen. Die
Regierung unterstiitzte diese Entwicklung, beschrinkte sich jedoch auf eine
Korrektur der Nachteile einer Teilzeitstelle durch bestimmte Regulierungen. Erst
seit dem 1. Juli 2000 gibt es die gesetzliche Moglichkeit zur Teilzeitarbeit, aber
ich erwarte nicht, dass noch viele neue Teilzeitarbeitspldtze dazu kommen. Die
Tarifparteien, unterstiitzt von Bundes- und Landerregierungen, sollten dariiber
nachdenken, auf welche Weise sie eine solche Teilzeitstrategie fordern kdnnten.
Ich nehme an, dass, dhnlich wie in den Niederlanden, auch hier die Diskussion
tiber eine bessere Verteilung der Arbeit und der Familienpflege zwischen Mann
und Frau in den vergangenen Jahren zugenommen hat. Teilzeitarbeit ermdglicht
einfache Losungen. Fiir Unternehmen ist relevant, dass in der Teilzeitarbeit
Erwerbstétige produktiver sind und dass der Betriebsprozess viel flexibler zu
gestalten ist.

e) SchlieBlich, Lohnzuriickhaltung zdhlt zu den wichtigsten Mallnahmen eines sol-
chen Pakets. Die Erfahrungen in den Niederlanden zeigen, dass es am Ende eine
positive Bilanz gab. Natiirlich waren viele Leute anfangs nicht von dieser Idee
begeistert. Zugleich war es auch vielen Leuten deutlich, dass etwas geschehen
musste. Durch Lohnzuriickhaltung blieben Arbeitsplitze in offenen Sektoren er-
halten, aber zugleich ermdglichte sie auch die Schaffung neuer Arbeitsplitze in
den abgegrenzten, arbeitsintensiveren Dienstleistungsbereichen. Diese erste
Steigerung der Beschiftigung und Stabilisierung der Arbeitslosigkeit fithrte dazu,
dass eine weitere Erh6hung der Lohnnebenkosten vermieden werden konnte und
der zunehmende Vertrauensverlust bei Verbrauchern und Unternehmen gestoppt
wurde. Die Regierung unterstiitzte diese Entwicklung mit entsprechenden
Steueranpassungen, so dass das Realeinkommen vieler Menschen nicht sank. Als
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diese Wende einmal gelungen war, setzte ein positiver Kreislauf ein: Mehr
Erwerbstétige, spdter dann auch weniger Arbeitslose, dadurch niedrigere
Lohnnebenkosten und niedrigere Arbeitskosten fiir die Unternehmen bei
gleichzeitig hoheren Realeinkommen. Das schlief8lich hat zu einem zunehmenden
Vertrauen in der Bevolkerung und zu mehr Wachstum beigetragen.

Einige Bemerkungen dazu: Erstens sind die positiven Effekte leider nicht direkt
spiirbar. In den Niederlanden hat es auch einige Jahre gedauert, tatsdchlich etwa
zehn Jahre, bevor die Bevolkerung bemerkte, dass es wirklich mehr Arbeitsplitze
und eine Einkommensverbesserung gab. Zweitens sorgte, obwohl die reale
Einkommensentwicklung fiir jede Person relativ stagnierte, der Anstieg der
Arbeitsplitze dafiir, dass immer mehr Menschen ein Einkommen erhielten, die
frither gar keines oder ein niedriges Einkommen hatten. Drittens wurde diese
Lohnzuriickhaltungsstrategie hdufig kritisiert, gerade auch hier in Deutschland,
weil die positiven Effekte nur auf Kosten ausldndischer Arbeitspldtze moglich
seien. Dagegen kann vorgebracht werden, dass das Exportwachstum der Nie-
derlande im Zeitraum 1983-1999 etwas geringer war als das deutsche, und auch,
dass die meisten neuen Arbeitspldtze im Dienstleistungsbereich entstanden sind,
also in relativ geschiitzten Sektoren. (Nebenbei bemerkt gibt es heute nicht mehr
Arbeitsplitze im Offentlichen Dienst als 1983). Und viertens, neben Lohnzu-
riickhaltung ist Lohndifferenzierung notwendig, um der unterschiedlichen sek-
toralen oder betrieblichen Produktivitits- und Wachstumsentwicklung besser
Rechnung zu tragen. Gibt es eine solche Differenzierung in den neuen Léndern
nicht, dann muss man befiirchten, dass viele hochproduktive, hochqualifizierte
Arbeitnehmer nach Westdeutschland auswandern.

Natiirlich verstehe ich, dass eine LohnermaBigungsstrategie in den neuen Léndern
nicht einfach ist. Der Widerstand wird gro3 sein, aber wenn es gelingt, in
Zusammenarbeit mit den Tarifparteien einen iiberzeugenden politischen Vor-
schlag zu machen, mit Aussicht auf eine Verbesserung der Wirtschaftslage auf
etwas langere Sicht, dann wird damit ein wichtiger Beitrag zur Wirtschaftser-
holung geleistet. Man muss deutlich machen, dass Lohnzuriickhaltung nicht
immer weniger reales Einkommen bedeutet — es geht um das Verhiltnis zwischen
Produktivitdtswachstum und Lohnentwicklung, und dabei spielt auch das
Steuersystem eine wichtige Rolle —, aber auch, dass ohne irgendwelche Formen
von Lohnzuriickhaltung die Arbeitslosigkeit normalerweise nicht schnell ab-
nehmen wird. Gleichzeitig mochte ich anmerken, dass viele Menschen oft ver-
niinftiger sind, als Politiker und vielleicht auch Wirtschaftswissenschaftler glau-
ben. Ich denke, dass die Bevolkerung der neuen Bundesldnder eine gemaBigtere
aber stindige Lohnverbesserung bevorzugt, wenn man deutlich macht, welche
Arbeitsmarktkonsequenzen zu erwarten sind. Die Erfahrungen in den Betrieben,
in denen man sich von den Tarifvereinbarungen verabschiedet hat, machen dies
deutlich.
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6. Fazit

Ich habe versucht, Thnen in diesem Beitrag eine AuBlenperspektive auf die deutsche
Einheit zu geben. Ich habe mich dabei auch bestimmter niederlédndischer Erfahrun-
gen bedient. Hoffentlich habe ich Ihnen deutlich gemacht, dass es auch in einer Zeit
der Internationalisierung, des Technologiewettlaufs, der Globalisierung, Di-
rektinvestitionen, Européischer Integration und eine Européischer Wahrungsunion,
auf nationaler Ebene doch mdglich ist eine Wirtschafts- und Sozialpolitik umzuset-
zen, bei der Wachstum, offentliche Ausgaben und Erwerbstitigkeit sich giinstig
entwickeln konnen und die Bevolkerung die Zukunft eher als Chance denn als Be-
drohung sieht. Ich wiirde die These unterstiitzen, dass gerade in dieser Zeit der
Globalisierung und internationalen Verflechtung die nationale oder vielleicht eben
mehr die regionale Wirtschaftspolitik von noch entscheidender Bedeutung geworden
ist fiir die Wettbewerbsfahigkeit eines Landes oder einer Region.

Vor allem die neuen Bundeslédnder sehen sich mit dramatischen Entwicklungen
konfrontiert. Ich habe diese angedeutet, mit einer doppelten Umwandlung, von Plan-
zu Marktwirtschaft und von Industrie- zu Dienstleistungsgesellschaft. Seit 1990 hat
sich schon vieles verbessert, aber deutlich wird, dass es noch sehr viele Probleme
gibt. So wie dies in der Raumfahrt geschieht — mit der ersten Stufe einer Rakete
erreicht man eine Umlaufbahn um die Erde, und dann fliegt man mit einer zweiten
Stufe weiter zum Mond oder Mars —, so ist es hoffentlich auch mit den neuen
Bundeslidndern. Vieles ist seit 1990 erreicht worden; nun ist eine neue Initiative
erforderlich, um die heutige Situation zu durchbrechen. Ich habe dargestellt, welche
Elemente aus niederlédndischer Sicht Teil einer solchen Politik sein sollten, wobei
ich versucht habe, nicht nur praktische Empfehlungen zu geben, sondern auch
deutlich zu machen, dass fiir eine effektive, ausgewogene und liberzeugende Politik
eine engere Zusammenarbeit mit anderen Akteuren eine conditio sine qua non ist.
Damit sollte ein zweiter Wachstumsschub der neue Bundeslander moglich und eine
blithende Zukunft erreichbar sein.
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Ostdeutschland — Polen
Zwei Transformationsansitze — zwei Entwicklungswege*

Dr. Jan Szomburg
Pridsident des Danziger Institut fiir Marktwirtschaft

Einfiihrung

Die Transformation Ostdeutschlands kann nicht direkt mit dhnlichen Prozessen in
anderen, frither kommunistischen, Landern verglichen werden. Ein Vergleich wie er
beispielsweise zwischen Polen und Tschechien oder Ungarn iiblich ist, erscheint im
Falle des Transformationsprozesses Ostdeutschlands inaddquat. Entsprach dieser
doch nicht nur einer Logik zur Uberwindung des Kommunismus, sondern auch einer
Logik der Vereinigung, wobei dem =zuletzt genannten Ziel eine vorrangige
Bedeutung zukam. Der Weg der Transformation und Entwicklung Ostdeutschlands
musste also zwangslaufig anders als in den iibrigen Reformstaaten verlaufen. Den-
noch sind Vergleiche moglich und durchaus angebracht, jedoch sollte bei der end-
giiltigen Einschédtzung vorsichtig vorgegangen werden und — zumindest teilweise —
ohne die Wirkung jener separaten Einheitslogik aus den Augen zu verlieren.

1. Konvergenzebenen — was entscheidet iiber die Entwicklung?

Wenn wir die Konvergenz zwischen Ost- und Westdeutschland ansprechen, denken
wir zugleich an mehrere Kategorien bzw. Vergleichsebenen, und zwar an:

— Einkommen und Lebensniveau der Bevolkerung,
— Produktivitit,
— Standort- und Entwicklungsbedingungen.

Langfristig gesehen spielt die Letztere die entscheidende Rolle. Bei einer genaueren
Betrachtung konnen Faktoren, die iiber die Attraktivitit eines Standortes ent-
scheiden, in ,harte” und ,,weiche* aufgeteilt werden. Zu der ersten Gruppe gehdren
z. B. die technische Infrastruktur, die Lage, das Klima, die Umwelt und natiirliche
Ressourcen, zu der zweiten dagegen u.a. das Human- und Sozialkapital, die Le-
bensqualitit, ein spezifisches Milieu und der Genius Loci. Wie wir sehen, lédsst sich
ein Teil dieser Faktoren nur schwer von der Politik beeinflussen bzw. nur in langen
Zeitabschnitten gestalten.

Fassen wir den Nachholbedarf Ostdeutschlands gegeniiber den alten Bundeslédndern
noch breiter, dann stellt sich fiir uns die Frage: Was ist letztendlich fiir eine
langfristige Entwicklung entscheidend? In der Wirklichkeit von heute handelt es sich
hier vor allem um zwei Faktoren:

Ubersetzung: PIOTR ZWAK.
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— die institutionelle Ordnung!
und
— das Human- und Sozialkapital.2

Das Finanzkapital ist zur Zeit von sekunddrer Bedeutung. Wo das Human- und
Sozialkapital von einer sehr hohen Qualitit sind und wo auch die institutionellen
Rahmenbedingungen giinstig gestaltet werden (z. B. Steuern), dorthin fliet auch das
Finanzkapital.

Die Frage der technischen Infrastruktur kann wiederum weitgehend von den
»Kriften des Marktes™ gelost werden, teilweise auf dem Wege von private-public
partnership.

Wenn man heute fragt, was fiir die Entwicklung, die Uberwindung von Unter-
schieden und fiir die Konvergenz am wichtigsten ist, dann muss man zweifelsohne
auf das hinweisen, was als Human- und Sozialkapital bezeichnet wird. Ein Faktor,
der mit der Kultur, der Mentalitit und dem Wertsystem der jeweiligen Gesellschaft
eng verkniipft ist. Grund dafiir ist die Tatsache, dass die jeweilige institutionelle
Ordnung von kulturellen und mentalen Fundamenten einer Gemeinschaft abgeleitet
wird. Jene bestimmt wiederum die formellen sowie informellen Spielregeln, nach
denen sie funktionieren soll. Umfangreiche Transferleistungen konnen zwar die
Qualitdt des Humankapitals positiv beeinflussen — z. B. seine formellen Qualifika-
tionen verbessern — dndern jedoch nichts an dem Wertsystem, am Verhaltensmuster,
am Unternehmensgeist sowie die Risiko- und Innovationsfreudigkeit. Wobei auch
der Wille, formelle Qualifikationen zu erwerben — oder generell, zum Lernen — durch
eine kulturelle und mentale Beschaffenheit des Sozialkapitals bedingt ist3.

Einen praktischen Beweis fiir die entscheidende Rolle, die das Human- und Sozial-
kapital spielt, bildet Polen, das als Sieger aus dem ersten Jahrzehnt der Transfor-
mationsprozesse in den fritheren kommunistischen Léndern hervorgegangen ist.
Wenn man im Jahr 1990 Politiker und Biirger Westeuropas gefragt hitte, welchem
von diesen Staaten sie die groBBten Chancen einrdumen, hétte kaum jemand auf Polen
gesetzt. Wahrscheinlich hitte es auch in den meisten Antworten nicht unter den drei
filhrenden Landern rangiert. Die Wirklichkeit sollte jedoch alle eines anderen
belehren. Trotz einer relativ schwierigeren Ausgangssituation, Hyperinflation und
einer sehr hohe Auslandsverschuldung (vgl. Abbildung 1), weist Polen das mit

1 Nach D. NORTH: formelle und informelle Spielregeln inklusive einer Anreizstruktur. D. C. NORTH:
Institutions, Institutional Change and Economic Performance, Cambridge, Cambridge University
Press 1990.

2 Vgl.: J. S. COLEMAN, Social Capital in the Creation of Human Capital in: Social Capital — A
Multifaced Perspective, Ed. P. Dasgupta, I. Serageldin The World Bank, Washington, D. C. 2000.

3 ebenda
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Abstand hochste Wachstum auf und erreichte 128 % des Standes des BIP aus dem
Jahr 1989 (Ungarn nur 104 % und Tschechien lediglich 95 %).4

Abbildung 1:
Index des BIP 2000, nach EBRD
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Wie konnte ein solches Ergebnis erreicht werden, zumal Tschechien und Ungarn ein
viel groferes Vertrauen unter auslandischen Investoren genossen und gerade in diese
Lander zunéchst relativ viel hohere Investitionsmittel flossen? Die einzige Erklarung
liefert der Charakter des Human- und Sozialkapitals, der vom Unternehmensgeist,
Wissensdrang und der Stérke der Zivilgesellschaft gepragt war.

2. Die Uberwindung des Kommunismus — Hiufung von Herausforde-
rungen und Transformationsmiidigkeit.

In keinem der fritheren kommunistischen Lindern scheinen die Menschen heute
— 10 Jahre nach Beginn der Transformation — gliicklich zu sein. Die Stimmungslage
ist iiberall gleich schlecht. Die Zahl der Menschen, die absolut zufrieden sind, liegt
in allen Reformstaaten unter zehn Prozent. Hierbei stehen folgende Faktoren im
Vordergrund:

— empfundene Instabilitdt und Verunsicherung (sogar im Mittelstand),

4 Angaben nach EBRD (2000).
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— Frustration und Unzufriedenheit, obwohl es den meisten Menschen
materiell viel besser geht als in Zeiten des Kommunismus (eine Art
soziale Schizophrenie),

— Gefiihl der Ungerechtigkeit wegen ungleicher Chancen
in den Bereichen,

— Einkommen, Privatisierungsvorteile, Wohnort, usw.,
— Gefiihl mangelnder Qualifikationen Arbeitsmarktdruck.

Zum Teil erinnert diese Stimmungslage an Gefiihle, die in Westeuropa im Zusam-
menhang mit der Globalisierung wach werden. Unbestreitbar ist aber, dass sich
Lénder, die den Kommunismus gerade hinter sich gelassen haben, in einer ungemein
schwierigeren Situation befinden, weil sie mit vier, duBlerst schwierigen, Her-
ausforderungen konfrontiert werden:

— Systemwandel — die neue marktwirtschaftliche Ordnung (Spielregeln),

— Wirtschaftstransformation (dynamische Verdnderungen in den einzel-
nen Sektoren, Unternechmen usw.),

— Globalisierung und europidische Integration (Verschéirfung der Kon-
kurrenz),

— Technologische Revolution (besonders im IT-Bereich).

Auch wenn nur die zwei zuletzt genannten Probleme auch die Menschen im Westen
Europas beriihren, fiihren sie trotzdem bei ihnen zu groBen Spannungen, Angsten
und Frustrationen. Fiir die Biirger der Reformstaaten liegt die Schmerzgrenze noch
viel tiefer. Sie unterliegen einem beispiellosen Druck der Verdnderungen und sind
gezwungen, binnen kurzer Zeit vollig neue Qualifikationen und Verhaltensweisen
zu verinnerlichen. Das, was in Westeuropa im Laufe von 2 oder gar 3 Jahrhunderten
(Regeln der Marktwirtschaft) bzw. in mehreren Jahrzehnten (strukturelle
Verdnderungen) einstudiert und verbessert wurde, muss in den ehemals
kommunistischen Staaten in nur wenigen Jahren umgesetzt werden. Dabei gibt es
keine Schonfrist, keine Mdglichkeit, diesen Lern- und Anpassungsprozess auf
Jahrzehnte zu strecken, keine Ruhepause, irgendwo ,,abseits des Weges®. Die von
der EU vorgegebenen Konditionen sind ziemlich brutal und nach Ma@stdben der
Menschen in Westeuropa sicher undenkbar. Den Reformstaaten bleibt jedoch nur
die Flucht nach vorn, trotz hoher sozialer Kosten. Die Européische Union bedeutet
fiir die Lander Mittelosteuropas und des Baltikums eine strategische Entscheidung.
Niemand mdochte das Risiko eingehen und in der gegeniiber russischen Einfliissen
offenen Zone stecken bleiben.

Die Menschen in Ostdeutschland wurden Verdnderungen ausgesetzt, die einen be-
sonders dynamischen Charakter hatten. Parallel dazu erfolgte jedoch eine bei-
spiellose Abfederung der materiellen Folgen dieses Wandels in Form von immensen
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Transferleistungen von auflen. Kein anderes postkommunistisches Land ist in den
Genuss von nur einem Hundertstel dieser Leistungen gekommen. So bekam z. B.
Polen binnen 10 Jahren Hilfen in einer Gesamthdhe von rund 2 Mrd. Euro (aus dem
Phare-Programm) — wovon nur ein geringer Teil fiir soziale Maflnahmen bestimmt
war.

Weiterhin gilt es zu bedenken, dass nach einer Zeit von mehr als 50 Jahren die
kollektive Erinnerung an die Marktwirtschaft in den betroffenen Landern eher
schwach ausgeprégt war. Die Folge ist eine gewisse iiberall feststellbare Transfor-
mationsmiidigkeit.

Hinzu kommt, dass die an den kommunistischen Egalitarismus gewdhnten Men-
schen die Einkommensunterschiede, mit denen sie zunehmend konfrontiert werden,
nur schwer verkraften konnen, zumal die durchschnittlichen Einkommen eher
niedrig sind. Im Endeffekt ist eine Art gesellschaftlichen Schizophrenie beobacht-
bar: Materiell geht es den meisten Menschen heute besser, trotzdem glauben sie fest
daran, dass man in ,,fritheren Zeiten®, in der Zeit des Kommunismus, besser leben
konnte.5

3. Ausgangspunkt — wesentliche Unterschiede trotz vorhandener
Ahnlichkeiten.

Das kommunistische System fiihrte in allen Léndern zu &hnlichen Problemen:
niedrige Effektivitét, strukturelle Fehlentwicklungen, Defizitwirtschaft. Auch deren
Wirkung auf die Mentalitit der Menschen fiel sehr dhnlich aus: Es verleitete zur
Passivitdt, machte vom Staat abhédngig, verstirkte egalitire Erwartungshaltungen
usw.

Trotzdem gab es auch erhebliche Unterschiede zwischen den einzelnen Landern. Die
o6konomischen Differenzen hatten, wie sich zeigen sollte, keine groBeren Kon-
sequenzen, auch wenn nicht vergessen werden darf, dass sich Polen, allein wegen
der Hyperinflation (im Herbst 1989 lag die Inflationsrate bei 40 % pro Monat) und
einer sehr hohen Verschuldung gegeniiber dem Ausland, in einer viel schwierigeren
wirtschaftlichen Lage befand als der Osten Deutschlands. Tatsdchlich wichtig waren
jedoch Unterschiede im Bezug auf das Human- und Sozialkapital.

In dem sogenannten sozialistischen Lager galt Polen als die ,,Baracke®, in der die
groBten Freiheiten herrschten (und die auch am widerspenstigsten war). Die Men-
schen machten hier in den 80er Jahren vollig andere Erfahrungen als die Biirger der
fritheren DDR. Im August 1980 erkdmpften die Polen durch Streiks die Zulassung
der unabhidngigen Gewerkschaft Solidarnosc, die kurz darauf rund 10 Mio.
Mitglieder zdhlte. Auf diese Weise ist im alten System eine Bresche geschlagen
worden, deren Folgen selbst durch die Verhdangung des Kriegsrechts und das Verbot

5 In Polen war im Jahr 2000 mehr als die Hilfte der Bevolkerung der Auffassung, dass das Leben vor
1989 besser war.
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der Solidarnosc, die 16 Monate spédter folgten, nicht mehr wettgemacht werden
konnten.

Der legal tdtigen Solidarnosc ist ferner die Abschaffung der zentralen Wirtschafts-
planung bereits im Jahr 1981 zu verdanken — knapp 10 Jahre vor dem Zusammen-
bruch des kommunistischen Systems. Seit diesem Zeitpunkt funktionierten die
Staatsunternehmen nach einem System, das mit der Formel ,,3 x S“ beschrieben
wurde: Selbstdndigkeit, Selbstverwaltung und Selbstfinanzierung. Infolgedessen
konnten die Direktoren von Staatsunternehmen und ihre demokratisch gewihlten
Betriebsrite bereits in den 80er Jahren {iben, wie wirtschaftliche Entscheidungen in
ihren Betrieben selbststindig zu treffen sind, auch wenn diese Ubungen in einem
nach wie vor kiinstlichen makrodkonomischen Umfeld (in der sogenannten Defi-
zitwirtschaft) verliefen.

In fast allen der mehr als 8.000 Unternehmen im Lande wurde eine Betriebszeitung
herausgegeben, zunichst legal und spiter, nach dem Verbot der Solidarnosc, im
Untergrund. Das sogenannte unabhédngige Verlagswesen war sehr stark — Tausende
von Menschen schliipften in die Rollen von Redakteuren, Herausgebern und Dru-
ckern. Auf lokaler und nationaler Ebene gab es Netzwerke, die Familienangehdrige
von verfolgten Gewerkschaftern unterstiitzten.

In der zweiten Hélfte der 80er Jahre setzte sich ein neuer Unternehmergeist durch,
der den Staat als alleinigen, monopolistischen Arbeitgeber abldsen sollte. Im Zuge
dieser Entwicklung entstanden u. a. zahlreiche Boutiquen, die auch von DDR-Biir-
gern gern besucht wurden.

Hunderttausende von Polen reisten in dieser Zeit auch ins Ausland, betrieben den
sogenannten Handelstourismus oder nahmen eine Saisonarbeit auf. Fern der staat-
lichen Kuratel entwickelte sich auch ein freies kulturelles Schaffen (das auch von
den nach Polen reisenden DDR-Eliten in Anspruch genommen wurde).

Zusammenfassend darf also durchaus gesagt werden, dass die 80er Jahre in Polen
von kreativen Aktivititen, die von vielen Menschen an der Basis vorgenommen
wurden, gekennzeichnet waren. Durch die Griindung zahlreicher Sozial- und
Kommunikationsnetzwerke wurde auch der Aufbau der Zivilgesellschaft intensiv
vorangetrieben. Hier handelte es sich im gewissen Sinne um ein breit angelegtes
Planspiel, das der Erprobung einer freien Gesellschaft und einer freien Wirtschaft
diente, die natiirlich erst im Jahr 1989 verwirklicht werden konnten.

Im Unterschied dazu verbrachten die Menschen im Osten Deutschlands die 80er
Jahre vollig anders — passiv und ohne die eigene Aktivitét positiv erfahren zu diirfen.
Somit war im Jahre 1989, an der Schwelle zur Transformation, die Situation in Polen
und in Ostdeutschland im Bezug auf das Human- und Sozialkapital grundlegend
unterschiedlich und in dieser Hinsicht war Polen seinem westlichen Nachbarn weit
voraus. Tausende von erfahrenen Mitarbeitern der Betriebsrite, vertraut mit den
Grundproblemen ihrer Betriebe, konnten von nun an professionell auf eigene
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Rechnung wirtschaften. Die auf dem Markt erforderlichen Qualifikationen, das
Wissen um den Markt, die unternehmerische Mentalitét, die Akzeptanz des Marktes
sowie eine institutionelle Flexibilitdt, all das, zusammen mit der bereits vorhandenen
Zivilgesellschaft, war zu diesem Zeitpunkt in Polen viel stirker und deutlicher
ausgepragt.

Damit liegen die Wurzeln der positiven Entwicklung der 90er Jahren in dem, was
ein Jahrzehnt zuvor aufgebaut und was auch in zahlreichen Nischen in den fritheren
Jahren geschaffen wurde. Die Quelle der Erfolge liegt also nicht im Umfang von
Investitionen, deren relative Hohe kaum grofer war als in Ungarn bzw. in
Tschechien, sondern in der Qualitit des Human- und Sozialkapitals. Die 80er Jahre
markieren in Polen eine gewisse Ubergangsphase von der sozialistischen Wirt-
schaftsweise zur Marktwirtschaft. Eine Etappe, die es so in Ostdeutschland nicht
gegeben hat.

Wenn man ferner nach den Ursachen fiir die Produktivititsliicke und Unterschiede
hinsichtlich der Standort- und Entwicklungsbedingungen zwischen West- und Ost-
deutschland fragt, dann ist gleichzeitig auch nach der Kultur und Mentalitdt der
Bevolkerung der neuen Lénder zu fragen, also nach dem Wertesystem, dem Weltbild
und den Verhaltensmustern.

Wie grof3 ist in dieser Gesellschaft die Akzeptanz fiir die marktwirtschaftliche
Ordnung:

— fuir den Wettbewerb?
— fiir Unterschiede im Einkommen, Vermogen, Lebensstil?
— fiir den individuellen Ehrgeiz, Initiative, Erfolg und Misserfolg?
— fur die Risikofreudigkeit?
— fiir andere Kulturen (des Geschéftspartners)?
Wie groB ist die Lern- und Wissbegierde sowie die Innovationseinstellung?

Vieles deutet darauf hin, dass die Einfithrung des westdeutschen Modells, wie auch
der Verlauf der Transformation, von der ostdeutschen Gesellschaft als sozialer und
kultureller Schock empfunden wurde. Das Hauptproblem war dabei, dass die Regeln
der Marktwirtschaft nicht zur ostdeutschen Kultur und Mentalitét passten.

Bei der Einschitzung der Entwicklungschancen Ostdeutschlands wurde im Jahre
1990 dieses mental-kulturelle Element von vielen Vertretern der politischen Elite in
den alten Bundesldndern unterschitzt. Vielmehr hofften viele auf eine Neuauflage
der Erfolge, die sich nach den Reformen Ludwig Erhards nach 1948 einstellten und
bedachten dabei nicht, dass die Liicke in der kollektiven Erinnerung an die
Marktwirtschaft damals lediglich 9 Jahre betrug, wéhrend sie im Falle Ost-
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deutschlands bis 1990 auf 50 Jahre angewachsen ist. Dariiber hinaus war die preu-
Bische Tradition, welche die sozialistische Ordnung ideell stiitzte, fiir die Wende zur
Marktwirtschaft auch nicht gerade forderlich. Obwohl der Marshall-Plan sich
gegeniiber den 1.800 Mrd. DM, die binnen 10 Jahre (1991-1999) von den alten an
die neuen Lander geflossen sind, eher bescheiden ausnimmt, brachte er viel deutli-
chere Ergebnisse. Wiahrend also der Marschall-Plan die Rolle dessen spielte, was
gewdhnlich als Anschubfinanzierung bezeichnet wird, kann in den meisten Féllen in
Ostdeutschland von einer Dauerfinanzierung bzw. einer Transferabhédngigkeit
gesprochen werden.

Zu Beginn der Transformation bestanden deutliche Unterschiede zwischen Ost-
deutschland und Polen auch im Hinblick auf Erwartungen der Gesellschaft (Schema
1): wihrend sie zu diesem Zeitpunkt in Ostdeutschland materiell geprégt waren,
hatten sie in Polen einen cher freiheitlichen Charakter und beeinflussten spater den
Spielraum in der Sozial- und Wirtschaftspolitik. Paradoxerweise beobachten wir
heute, nach 10 Jahren, quasi eine Umkehr dieser Erwartungen. In Polen dominieren
heute materielle Erwartungen, wihrend sich gleichzeitig in Ostdeutschland eher
immaterielle (Identitét) abzeichnen.

4. Der Mechanismus der Verinderungen: Marktwirtschaft von oben
versus Marktwirtschaft von selbst.

Die Art, wie die institutionelle Marktordnung in den neuen Landern und in Polen
eingefiihrt wurde, war grundsétzlich unterschiedlich. Im ersten Fall handelte es sich
um eine automatische, einmalige Ubertragung der gesamten Gesetzgebung
Westdeutschlands auf Ostdeutschland sowie um eine separate, vom Staat bestimmte,
Transformationspolitik. Im Falle Polens fand dagegen eine stufenweise Schaffung
neuer Regelungen sowie um eine Gestaltung der Transformationspolitik unter
starker Beteiligung — besonders in der ersten Phase — der Solidarnosc, der Lobby der
Betriebsrite und einer unabhiingigen Offentlichkeit (Zivilgesellschaft) statt. Die
Ubertragung westdeutscher Gesetze und Institutionen, iiber Nacht, war sehr leicht
zu bewerkstelligen, entpuppte sich jedoch als eine Falle. Auf diese Weise wurden
soziale Verpflichtungen geschaffen, mit denen die ostdeutsche Wirtschaft einfach
tiberfordert war. Ein Zustand, an dem sich bis zum gegenwirtigen Zeitpunkt nichts
gedndert hat und auch in absehbarer Zukunft zeichnen sich auch keine
Moglichkeiten zur Losung dieses Problems ab. Die grolen materiellen
Moglichkeiten, die damit den Biirgern in Ostdeutschland (insbesondere Rentnern)
eroffnet wurden und die zu einem dynamischen Wachstum des Lebensstandards
fithrten, konnten jedoch das Gefiihl ,,des Diktats von oben” und der Entfremdung
nicht verhindern. Die Ubertragung der Gesetze, insbesondere im sozialen Bereich,
eines hochentwickelten Landes auf eines, das nur mittelmaBig entwickelt war, fiithrte
ferner zu chronischen Problemen in den Bereichen Produktivitit und Wett-
bewerbsfahigkeit. Aufgrund der Einheitslogik lie} sich jedoch eine solche Situation
wahrscheinlich nicht vermeiden.
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In Polen wurden die neuen Regeln in den Jahren 1990-1993 durch die von der So-
lidarnosc getragenen Regierungen eingefiihrt. Sie wurden sowohl durch ,,das Stre-
ben nach Freiheit und Unabhéngigkeit* — sie entsprangen dem Widerstand gegen
das kommunistische System — als auch durch ihren gewerkschaftlich — sozialen
Nihrboden legitimiert. Thre soziale Basis bestand in den zahlreichen Anhdngern und
Mitgliedern der Gewerkschaft Solidarnosc. Dadurch kam es zu der paradox
anmutenden Situation, dass in Polen, einem Land, in dem die Einfliisse der Ge-
werkschaften am stdrksten waren, die radikalste makrodkonomische Therapie (man
kann sogar von einer Schocktherapie sprechen) angewandt wurde. Ihr Ergebnis war
nicht nur ein Anstieg der Arbeitslosigkeit — die auch in Ostdeutschland zu be-
obachten war — sondern auch ein vierjéhriger Riickgang der Reallohne (anders als in
Ostdeutschland). Dariiber hinaus haben die Polen in kurzer Zeit % ihrer Ersparnisse
verloren. Trotz fehlender ,, Abfederung® (sprich: Transferleistungen) fand diese
Rosskur eine gesellschaftliche Akzeptanz und die 1 Mrd. USD, die der IWF fiir den
Stabilitdtsfonds zur Verfiigung gestellt hatte, musste gar nicht angetastet werden.

Die Philosophie der Mitgestaltung der Transformation fand ihren deutlichsten Nie-
derschlag in der Gestaltung der Privatisierung. Einen Vergleich von Privatisie-
rungswegen in Polen und in Ostdeutschland umfasst das Schema 2. Nach einer
zehnjdhrigen Phase (seit 1981), in der die ,,3 x S, d. h. die Selbsténdigkeit, Selbst-
verwaltung und Selbstfinanzierung von den Staatsbetrieben in der Praxis erprobt
werden konnten, verstanden sich ihre Belegschaften und Leitungen im Jahr 1990
quasi als Eigentiimer. Der nun eingeschlagene Weg er6ffnete ihnen zusitzlich noch
die Moglichkeit der Mitentscheidung bei der Privatisierung, um deren Notwendig-
keit ein weitgehender Konsens herrschte. In der Praxis wurden alle Beschliisse iiber
Privatisierung mit Zustimmung der sogenannten ,Insider” getroffen (Betriebsréte
und Betriebsleitungen). Dadurch konnte verhindert werden, dass der ohnehin
umstrittene und politisch sensible Privatisierungsprozess nicht zum Gegenstand
groferer sozialer Konflikte wurde. Das konnte nicht nur durch das Recht auf Mit-
sprache, sondern auch durch konkrete materielle Vorteile bei der Privatisierung er-
reicht werden. Im Endeffekt ist es gelungen, eine auf mehreren Spuren verlaufende
Strategie (,,multitrack approach), unter Anwendung mehrerer Methoden umzuset-
zen. Somit gibt es in diesem Privatisierungsprozess Tendenzen, die uns an die Té-
tigkeit der Treuhandanstalt erinnern (Verkauf an strategische Investoren), wie auch
eine ganze Reihe von konkreten Fillen, wo nach britischem Muster aus der Zeit von
M. Thatcher verfahren wurde (Intial Public Offering). Die Mehrheit kleiner und
mittlerer Unternehmen wurde an die Mitarbeiter geleast. Im Endeffekt handelte es
sich hierbei um einen Verkauf auf Raten an Gesellschaften, die durch die
Belegschaften und das Management griindetet wurden. Mehr als 500 Firmen wurden
auf dem Wege einer unentgeltlichen Biirgerprivatisierung (an 26 Mio. Polen) unter
Beteiligung von Mittlerinstitutionen (Nationale Investmentsfonds) verduBert.

Das Mitspracherecht, das den Betriebsrdten und -leitungen bei der Privatisierung
ihrer Unternehmen gewéhrt wurde, sollte sich spéter teilweise als zweischneidiges
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Schwert erweisen. So konnte in manchen Féllen keine Einigung auf die optimale
Methode erzielt werden und die Privatisierung folglich gebremst. Im Zusammen-
hang mit diesen Schwierigkeiten ist es im Jahr 1996 zu einer Transaktion gekom-
men. Die ,Insider” verzichteten auf ihr Mitspracherecht und die Mitarbeiter beka-
men im Gegenzug einen Anteil von 15 Prozent an Aktien ihrer Unternehmen.

Im Verlauf der Transformation ist das Gefiihl der Biirger den Transformationspro-
zess aktiv mitzugestalten deutlich zuriickgegangen. Die zweite Welle grofer insti-
tutioneller Reformen, die im Jahr 1999 von der aktuellen, aus der Solidarnosc her-
vorgegangenen, Regierung umgesetzt wurden, umfasste die Dezentralisierung, mit
der Errichtung selbstverwalteter Regionen und Landkreise, die Bildungsreform, die
Gesundheitsreform (Schaffung von Krankenkassen) und die Rentenreform (Ein-
filhrung eines Kapitalsystems). Diese MaBlnahmen sind von der Bevolkerung nicht
mehr positiv aufgenommen worden. Das Gefiihl der Mitgestaltung ist dem der
Uberforderung gewichen. Die Legitimitit der Solidarnosc reichte noch aus, um diese
Reformen einzufiihren, jedoch nicht mehr, um die Menschen fiir sie zu gewinnen
(zumindest vorldufig). Als Ergebnis beobachten wir eine dhnliche Interpretation der
Spielregeln wie in Ostdeutschland — als von oben diktiert.6

Allerdings doch mit einem Unterschied. Die polnische Gesetzgebung hatte die
Wirtschaftswissenschaften nicht aus den Angeln gehoben und schuf auch keine
Abhiéngigkeit von externen Transferleistungen.

5. Vermischte Logik der ostdeutschen Entwicklung — ein mittelmifig
und falsch entwickeltes Land geht den Weg eines Hochlohnlandes.

Abgesehen von den bereits genannten Ursachen wurde in Ostdeutschland, mit seiner
nur mittelméBig und dazu noch falsch entwickelten Wirtschaft, im Jahre 1990 die
Politik der hohen Ldohne nahezu sofort iibernommen (wahrscheinlich war eine
andere Entscheidung gar nicht moglich), was ebenfalls prompt zum Verlust der
Wettbewerbsfahigkeit der Unternehmen fiihrte. Infolge hoher steuerlicher Anreize
setzte nun eine sechsjdhrige Investitionsphase mit kapitalintensiven Technologien
an. Trotz einer umfangreichen Erneuerung des Sachkapitals, hat sich jedoch die Lage
auf dem Arbeitsmarkt nicht entspannt (eine Folge von kapitalintensiven und
arbeitssparenden Technologien). Die Konvergenz der Arbeitsproduktivitit stagniert
seit ein paar Jahren auf dem Niveau von 60 % - 70 % der Produktivitit West-
deutschlands. Die bereits erwdhnte Entwicklung auf der Grundlage von kapitalin-
tensiven Technologien und exogener Investitionsphilosophie ist zu einer Falle ge-
worden, auch wenn andere Optionen als wenig realistisch einzustufen sind. Die
Produktivitdtsliicke ist auf verschiedene Faktoren zuriickzufiihren — wie auch in
Berichten von deutschen Wirtschaftsforschungsinstituten eingehend beschrieben
wurde — doch kommt der Frage des Human- und Sozialkapitals sowie den ,,weichen*
Standortfaktoren die entscheidende Bedeutung zu. Das Sachkapital, die Infrastruktur

6 Anfang 2000 wurde die Transformation von nur 8 % der Bevolkerung akzeptiert.
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und die Einkommen sind in Ostdeutschland eher westdeutsch oder westeuropéisch
orientiert, wiahrend sowohl die Kultur und Mentalitdt als auch das Human- und
Sozialkapital eher osteuropdischen Charakter besitzen. Es ist zu bedenken, dass sich
die ,eher Ostlichen Produktivitits- und Entwicklungsfaktoren nur in lingeren
Zeitabschnitten verdndern lassen, die sich mindestens auf eine bzw. zwei
Generationen erstrecken.

Am Anfang erdffneten sich vor dem Prozess der Transformation, theoretisch ge-
nommen, drei Entwicklungswege (vgl. Schema 3):

— Entwicklungsweg mit Lohnen als Wettbewerbsfaktor,

— Entwicklungsweg auf der Grundlage von wissensintensiven
Technologien, der insbesondere eine Entwicklung der
Dienstleistungen bedeuten wiirde,

— Entwicklungsweg auf der Grundlage von kapitalintensiven
Technologien und Massenproduktion.

Der erste Weg, den iibrigens die anderen fritheren kommunistischen Lander einge-
schlagen haben, war angesichts des ,,Zaubers* der Einheit und einer institutionell —
gesetzlichen Barriere, die Ubernahme westlicher Arbeitsmarktprinzipien, nicht
praktikabel. Der zweite kam dagegen wegen der Beschaffenheit des Humankapitals
nicht in Frage. Praktisch umgesetzt wurde also der dritte Weg, der noch zusitzlich
durch die Priorititensetzung der staatlichen Forderung verstdrkt wurde, die vor allem
auf Investitionen in das Sachkapital zielten. Das musste im Endeffekt zu einer
dauerhaften, hohen Arbeitslosigkeit fiihren und der Entwicklung einen vor allem
exogenen Charakter verleihen. In den letzten Jahren ist eine bestimmte Verbesserung
der Lage der ostdeutschen Wirtschaft zu beobachten: die Lohne werden etwas
stirker den herrschenden Bedingungen angepasst, einheimische Firmen (u. a. als
Folge der Riickkehr der ,,Auswanderer*) gewinnen an Kraft und die Entwicklung
bekommt zunehmend einen ,,organischen* Charakter. Die Zukunft bringt jedoch
neue Herausforderungen und Schwierigkeiten. Perspektivisch zeichnen sich neue
Spannungen ab — siche Schema 4.

Neben der Transformation sind noch drei weitere Herausforderungen zu beobachten,
die sich allerdings auf ganz Deutschland beziehen. Es handelt sich dabei um:

— Globalisierung und die daraus folgende Verschirfung
des Wettbewerbs,

— neue Technologien (new economy),
— Alterungsprozess der Gesellschaft.

Als Antwort auf diese Herausforderung werden neue Spielregeln im sozialen wie im
o6konomischen Bereich folgen miissen, die den Markt aufwerten und dem gesamten
System mehr Flexibilitdt und einen stirker motivierenden Charakter verleihen
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werden. Konkret bedeutet das eine Korrektur (Beschrinkung) des Sozialstaates, eine
Rentenreform, eine Flexibilisierung des Arbeitsmarktes und eine groere finanzielle
Selbstiandigkeit der Lénder. Diese Reformen, die den Standort Deutschland
wettbewerbsfahiger gestalten sollen, werden hochstwahrscheinlich den Dissens
zwischen der institutionellen Ordnung, die sich zukiinftig noch stirker am Markt
orientieren wird, und der ostdeutschen Kultur und Mentalitdt vertiefen. Die in
diesem Bereich stindig beobachtbare positive Evolution (Generationswechsel,
Riickkehr friiherer ,,Auswanderer* usw.) wird dies kaum verhindern kénnen. Eine
am Markt orientierte Korrektur des ,,deutschen Modells*, wie sie sich bereits sowohl
in der Gesetzgebung, als auch im sozialen und wirtschaftlichen Alltag vollzieht und
die im Grunde genommen im Interesse der neuen Lénder liegt, wird kurz- und
mittelfristig die obenerwédhnte mental — kulturelle Dissonanz noch verstirken. Sie
wird auch zu Spannungen fithren, die vor dem Hintergrund des Abbaus von
Transferleistungen und der Senkung der Zahlungen im Rahmen des Lénderfi-
nanzausgleichs entstehen werden.

Hinzu kommen zwei weitere Herausforderungen, denen Westdeutschland besser
gewachsen sein diirfte als Ostdeutschland. Die erste besteht in der notwendigen
Aufnahme neuer Technologien und dem Wechsel zur Entwicklung auf der Grund-
lage von Wissen und Humankapital. Diese Prozesse werden in den alten Bundes-
landern schneller verlaufen als in den neuen. Neben einem intensiven, staatlichen
Interventionismus, gibt es kaum weitere Indizien fiir eine andere Entwicklung. Die
zweite Herausforderung bildet der Alterungsprozess der Gesellschaft und die damit
verbundene notwendige Aufnahme von Einwanderern. Diese Frage stellt sich
vielleicht noch nicht heute in ihrer ganzen Schirfe, an Wichtigkeit biifit sie dennoch
nicht ein. Die potentielle Fahigkeit zur sozial und wirtschaftlich aktiven Aufnahme
von Einwanderern, ist in den alten Landern ebenfalls héher als in den neuen Landern.
Die Gefahrdungen fiir die Konvergenz Ostdeutschlands im néchsten Jahrzehnt
werden zusammenfassend im Schema 5 dargestellt. Vor dem Hintergrund aller
Faktoren und Voraussetzungen ist es kaum anzunehmen, dass die Pro-
duktivitdtsliicke und Standortunterschiede zwischen Ost- und Westdeutschland in
den néchsten 10 Jahren beseitigt werden. Ein Umdenken beim Thema Konvergenz
scheint aus folgenden Griinden notwendig. Erstens kann ein realer Wandel des
Human- und Sozialkapitals sich nicht nur iiber eine, sondern auch iiber zwei oder
sogar drei Generationen erstrecken. Und zweitens kann sich der Osten Deutschlands
zu einer Gegend entwickeln, wie etwa die Regionen an der polnischen ,,Ostwand®,
also zu einem Gebiet, wo das historische Kulturerbe (im Falle Polens aus der Zeit
des russischen Teilung) die Entwicklungsmdglichkeiten dauerhaft negativ
beeinflusst. Unangebracht sind dagegen Vergleiche zwischen Ostdeutschland und
dem italienischen Mezzogiorno — derartige Kontraste und Entwicklungshemmnisse
wird es mit Sicherheit nicht geben.

Die grofiten Chancen fiir Ostdeutschland liegen in der Osterweiterung der EU. Lei-
der wird diese Chance manchmal — selbst von renommierten Einrichtungen wie dem
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ifo Institut und seinem Préasidenten — als Gefahr dargestellt. Das scheint eine der
groften Fehleinschitzungen zu sein. Es ist auch eine krasse Form von defensivem
und zugleich unrealistischem Denken im Bezug auf die Moglichkeiten und
Richtungen einer kiinftigen Entwicklung dieser Lander.

Und schlieBlich sollte man die sich abzeichnende Notwendigkeit eines neuen An-
satzes in der Frage der Konvergenz bzw. einer rdumlich ausgewogenen Entwicklung
nicht unerwéhnt lassen. Dieses Paradigma steht der deutschen Kultur, die einen
,solidarischen® Charakter hat, sehr nahe und spiegelt sich auch im Grundgesetz
wider. Der Druck der Globalisierung wird jedoch eine kritische Uberpriifung dieses
Axioms erzwingen, und zwar nicht nur in der Konstellation zwischen Deutschland
West und Ost, sondern auch allein in Westdeutschland. Die Entwicklung in
Richtung: mehr Anreize und mehr Wettbewerb wird auch im Bezug auf Kommunen
und Lander Anwendung finden miissen. Der Abbau des Landerfinanzausgleichs ist
einer der wichtigsten Schritte in diese Richtung. Im Endeffekt wird es in ganz
Deutschland starkere rdumliche Unterschiede als bisher geben (Stand-
ortbedingungen, Produktivitits- und Lebensbedingungen). Auch innere Migrati-
onsbewegungen werden verstarkt beobachtet werden kdnnen. Durch einen stirkeren
Wettbewerb zwischen den einzelnen Regionen und eine erhdhte Mobilitét der
Produktionsfaktoren wird schlieBlich auch die Kraft der deutschen Wirtschaft stei-
gen. Dadurch kann man u. a. Agglomerationseffekte und Skalenertrige besser nut-
zen. Wihrend es also mit den Konvergenzperspektiven fiir ganz Ostdeutschland
nicht zum Besten steht, kann nicht ausgeschlossen werden, dass ein oder zwei der
neuen Lander die deutschen Durchschnittswerte durchaus erreichen und zu neuen
deutschen Wachstumspolen werden.

6. Fazit aus zwei Transformationen — nahezu alles ist anders.

Schema 6 zeigt eine Zusammenstellung der wichtigsten Charakteristika der Trans-
formationen in Ostdeutschland und in Polen. Es ist erkennbar, dass nahezu alles
anders gemacht wurde. Auch die Ergebnisse fallen unterschiedlich aus. Auf der Ma-
kroebene funktioniert die polnische Wirtschaft deutlich besser. (vgl. Abbildung 2).
Das gegenwidrtige, ,,natiirliche” Wachstum liegt bei rund 5 % und es darf — trotz
eines Leistungsbilanzdefizits von 7 % des BIP7 in den laufenden Handelsumsétzen
— als ,,selbsttragend bezeichnet werden. In Ostdeutschland wachst die Wirtschaft
deutlich langsamer und ist in einem sehr hohen Mafle von Transferleistungen aus
dem Westen abhéngig. Beiden gemeinsam sind dagegen Probleme im Bereich so-
zialer Dienstleistungen. In Polen folgen sie aus der Spannung zwischen einer in der
Tat vorhandenen Wettbewerbsfahigkeit und Produktivitit der Wirtschaft und einem
breiten Umfang und niedrigen Effektivitit des 6ffentlichen Dienstleistungssektors
(inkl. Gewohnheiten der Menschen), was durchaus als Erbe der kommunistischen

7 Im Jahr 2000 zeichnete sich hier eine deutlich riickliufige Tendenz ab.
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Ara zu bezeichnen ist.8 In Deutschland stellt sich dagegen ein noch viel groBeres
Problem in Gestalt der Kluft zwischen der Produktivitit und Wettbewerbsfahigkeit
der Wirtschaft Ostdeutschlands und der sozialen Gesetzgebung, die von
Westdeutschland, einem hochentwickelten Land, iibernommen wurde.

Abbildung 2:
Wachstum des BIP gegeniiber dem Vorjahr
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Das Erscheinungsbild mikrodkonomischer Fundamente sieht in beiden Landern
ebenfalls sehr differenziert aus. Einerseits befindet sich die polnische Wirtschaft
nach wie vor zu 25 Prozent im Besitz der 6ffentlichen Hand, auf der anderen Seite
scheint hier das Potential einheimischer Firmen besser entwickelt zu sein. Die Mo-
dernisierung des Sachkapitals ist dagegen mit Sicherheit in Ostdeutschland viel
weiter vorangeschritten. Nicht anders sieht es mit der technischen Infrastruktur aus,
wo in Polen noch ein enormer Nachholbedarf besteht.

Die polnische Transformation ist bisher zu einer Erfolgsstory geworden, die jedoch
mit sehr hohen sozialen Kosten bezahlt wurde. Sowohl in der Wirtschaft, als auch
im offentlichen Bereich sind noch weitere Modernisierungsmafnahmen notwendig.
Auf dem Weg zum Erfolg miissen die bisherigen Wettbewerbsvorteile — darunter
niedrigere Lohne — mit neuen Chancen gekoppelt werden, die in der sogenannten
neuen Wirtschaft auf der Grundlage von Kreativitdt und Humankapital zu suchen
sind. Eine unabdingbare Voraussetzung fiir den Erfolg ist jedoch ein rascher und
nach giinstigen Konditionen gestalteter EU-Beitritt. Das Beispiel Ostdeutschlands

8 Seit 1999 unterliegt dieser Bereich tiefgreifenden Reformen, die jedoch nach wie vor unzureichend
sind und der Anteil von 43 % offentliche Ausgaben am BIP bilden fiir die Wirtschaft eine immer noch
viel zu hohe Belastung.

87




IWH

bedeutet ein Memento, dass eine Integration, in der die wirtschaftliche Realitét
missachtet wird, entweder in unnétig hohe Transferleistungen, oder in den Zu-
sammenbruch der Wirtschaft miindet. Beide Szenarien liegen weder im Interesse
Deutschlands und der gesamten EU, noch im Interesse Polens.

Die Chancen fiir Ostdeutschland liegen in der Anpassung des Human- und Sozial-
kapitals, in der Osterweiterung der Européischen Union, in der Reindustrialisierung
und schlieBlich in einer stirkeren Flexibilitdt des Arbeitsmarktes.
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		Ostdeutschland

		

		Polen



		sehr hoher makroökonomischer Druck – Konkurenzfähigkeitsverlust, drohende Massenkonkurse

		1. 

		anfangs auch hocher makroökonomischer Druck, vorläufig vermindert durch Wechselkurs und Zollbarrieren



		„quasi-einheimisches” Kapital aus Westdeutschland vorhanden

		2.

		kein einheimisches Kapital



		sehr schwache Position von Insideren (Belegschaft, Management)

		3.

		sehr kräftige Position von Insideren (Belegschaft, Betriebsräte, Gewerkschaften, Management)



		fehlendes Eigentumsgefühl unter Belegschaften (fehlende Selbstverwaltungstradition, felhende Tradition von „3xS”)

		4.

		Nach Zehn Jahren der „3xS” Formel (Selbständigkeit, Selbstverwaltung, Selbstfinanzierung) Gruppeneigentumsgefühl unter Belegschaften



		Privatisierung haupsächlich auf dem Wege der Kapitalmethode

		5.

		verschiedene Privatisierungsmethoden



		Privatisierung von oben ohne Zustimmung der Belegschaften

		6.

		Bis 1996 Privatisierung mit Zustimmung der Belegschaften 



		keine Privatisierungsvorteile für Belegschaften

		7.

		Privatisierungsvorteile für Belegschaften



		zeitliche Konzentration (hohe Kapazitäten, kein Widerstand der Belegschaften)

		8.

		zeitliche Streckung (kleinere Kapazitäten, Widerstand der Belegschaften)
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Die ostdeutsche Wirtschaft im sich erweiternden Europa

Prof. Dr. Hermann Ribhegge

Europa-Universitit Viadrina, Frankfurt/Oder
L. Vorbemerkungen

Sichtet man die Literatur! zur Osterweiterung der Europédischen Gemeinschaft, so
stellt man einige grundlegende Gemeinsamkeiten in den Arbeiten fest. Es dominiert
in ihr eine Makroperspektive. In der Analyse der wirtschaftlichen Effekte der
Osterweiterung werden primér die Auswirkungen der Osterweiterung fiir den ge-
meinsamen Markt analysiert. Mit der Perspektive eines grolen Wirtschaftsraumes
ist es nicht iiberraschend, dass in dem Grofteil der Arbeiten nur marginale Effekte
der Osterweiterung auf dem Giiter- und Arbeitsmarkt der EU prognostiziert werden,
da die Beitrittskandidaten im Verhéltnis zur Europdischen Gemeinschaft kleine
Volkswirtschaften darstellen.

In den Arbeiten zur Osterweiterung wird auf die unterschiedlichen regionalen
Auswirkungen nur wenig eingegangen. Sieht man von regionalspezifischen Unter-
suchungen wie der Wirtschaftskammer Osterreich (1999) ab, so ist der Grundtenor
der Analysen, dass sich die Auswirkungen der Osterweiterung im wesentlichen auf
die Bundesrepublik Deutschland und Osterreich konzentrieren und dort eben keine
zu vernachlédssigende Effekte wie in den anderen Mitgliedsstaaten der EU auftreten
werden.

In diesem Beitrag wird eine grundlegend andere Perspektive in Weiterfiihrung eines
Ansatzes von RIBHEGGE (1998) gewihlt. Ausgehend von der These des
»Wettbewerbs der Regionen™ werden die spezifischen Auswirkungen der Oster-
weiterung auf die neuen Bundesldnder behandelt.2 Entsprechend wird die Situation
in West- und Ostdeutschland gegeniibergestellt. Nicht nur die Néhe zu den Bei-
trittskandidaten rechtfertigt diese regionalpolitische Perspektive, sondern auch die
spezifischen Sorgen und Angste, die die Biirger der neuen Bundeslinder mit der
Osterweiterung verbinden. Besonders die Furcht, dass durch die Osterweiterung und
die Integration der Arbeitsmérkte die schon heute zu hohe Arbeitslosigkeit weiter
steigen wird, prigt die Diskussion. Hinzu kommt ein weiterer Aspekt, der fiir
Westdeutschland relativ unbedeutend ist. Es geht um die Auswirkungen der
Osterweiterung der EU auf die Forderpolitik der EU. Zur Zeit ist Ostdeutschland
anders als Westdeutschland uneingeschrénkt Ziel 1 — Gebiet. Diese Einordnung ist
durch die Agenda 2000 bis zum Jahr 2006 abgesichert. Aber Ostdeutschland muss
davon ausgehen, dass es nach der Vollmitgliedschaft der Beitrittskandidaten zu einer

1 Aus der Vielzahl von Arbeiten seien erwihnt: BAUER/ZIMMERMANN (1999), BOERI/ BRUCKER
(2000), KEUSCHNIGG/KEUSCHNIGG/KOHLER (1999), KOHLER (2000).

2 FEine ausfiihrliche Darstellung findet man bei RIBHEGGE (2000).
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Neueinteilung der Ziel 1 — Gebiete kommen wird und es aus dieser Kategorie
herausfallen wird. Entsprechend befiirchten die ostdeutschen Lander, dass durch die
Osterweiterung sowohl die Fordermittel aus Briissel spérlicher flieBen und sie sich
vom Nettoempfanger zum Nettozahler wandeln als auch durch die dann strengeren
EU-Auflagen ihre eigenen Fordermdglichkeiten eingeschriankt werden.3

Wihrend bei den ostdeutschen Biirgern eher eine skeptische Meinung zur Oster-
weiterung vorherrscht, ist die Beurteilung der Osterweiterung unter den Okonomen,
die die positiven Wohlfahrtseffekte der Osterweiterung hervorheben, durchweg
positiv. Sie betonen die komparativen Kosten- und Spezialisierungsvorteile, die
Zunahme der Produktvielfalt sowie die Intensivierung des Wettbewerbs durch die
Marktintegration. Des weiteren wird auf die bessere Nutzung von Skalenertrigen
durch den groferen Markt und auf mogliche Agglomerationseffekte sowie
Wachstumsimpulse hingewiesen. Per saldo — unter Verwendung des Kaldor-Hicks-
Kriteriums — werden durch die Osterweiterung alle potenziell besser gestellt. Da das
Kaldor-Hicks-Kriterium nur eine hypothetische Kompensation beinhaltet, besagt
dies aber nicht, dass alle auch tatsdchlich besser gestellt werden.

Vielmehr sind bei der Offnung des Giiter- und Arbeitsmarktes immense Allokations-
und Verteilungseffekte zu erwarten, wie sie u. a. die reine AuBBenwirtschaftstheorie
aufzeigt.

Zentrale These dieses Beitrages ist die Uberlegung, dass sich in den neuen Bun-
deslédndern die strukturschwachen, weniger international wettbewerbsfahigen Re-
gionen konzentrieren. Dies soll nicht zur pauschalen These fiithren, dass Ost-
deutschland generell der Verlierer der Osterweiterung sein wird. Dagegen sprechen
schon die dynamischen Regionen im Speckgiirtel von Berlin, die Ballungsgebiete
um Dresden und Leipzig. Gezeigt werden soll aber, dass einige Probleme, die fiir
Westdeutschland nur marginale Bedeutung besitzen, in Ostdeutschland von erheb-
licher Brisanz sein werden und wirtschaftspolitischer Aufmerksamkeit bediirfen.

Die Anpassungsschwierigkeiten Ostdeutschlands und seiner Grenzregionen sind
zentraler Schwerpunkt dieser Analyse. Die Darstellung der ostdeutschen Anpas-
sungsschwierigkeiten dient aber nicht dazu, Argumente gegen die Osterweiterung
zu liefern. Dies wére nicht nur 6konomisch unsinnig, sondern wiirde von einem
politischen Einfluss der ostdeutschen Lénder in der EU ausgehen, der héchstens
ansatzweise vorhanden ist. Vielmehr soll aufgezeigt werden, dass die Osterweite-
rung fiir die neuen Bundesldnder einen immensen Handlungsbedarf beinhaltet und
dass dieser Anpassungsprozess von ihnen allein nicht bewéltigt werden kann.

Ein grundlegendes Dilemma der ostdeutschen Léander liegt darin, dass sie im Ver-
gleich zu Westdeutschland nicht so international wettbewerbsfahig sind. Dass solch
eine Asymmetrie zwischen Ost- und Westdeutschland existiert, kann man an

3 Die negativen Auswirkungen, die sich aus der Osterweiterung fiir die regionale Wirtschaftsforderung
durch die EU fuir die ostdeutschen Lénder ergeben, untersucht detailliert WEIMANN (2000).
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folgenden drei Indikatoren festmachen. Die Arbeitsproduktivitit und die Lohn-
stiickkosten stellen sich in den neuen Bundesldndern wesentlich ungiinstiger als in
Westdeutschland dar. Die Exportquote der neuen Bundeslénder ist wesentlich nied-
riger als in den alten Bundesldndern. Vergleicht man die RCA —Werte Ost- und
Westdeutschlands, so stellt man fest, dass Produkte wie Investitionsgiiter, Giiter mit
hoher Qualitdt usw., die international besonders wettbewerbsfihig sind, in
Westdeutschland relativ mehr produziert werden als in Ostdeutschland. All dies
spricht dafiir, dass die Anpassungsschwierigkeiten der ostdeutschen Wirtschaft bei
der Osterweiterung der EU wesentlich gravierender als die der westdeutschen sein
werden.

Warum aber stellen sich zehn Jahren nach der Wiedervereinigung die Produktions-
bedingungen in Ostdeutschland im Vergleich zu Westdeutschland immer noch re-
lativ ungiinstig dar, und warum sind die neuen Bundeslinder so wenig wettbe-
werblich fiir die Osterweiterung der EU gewappnet? Betrachtet man die immensen
West-Ost-Transfers in der Bundesrepublik, so miisste man eigentlich einen immen-
sen Wachstumsschub erwarten, wenn man diese finanzielle Hilfe in Ostdeutschland
effizient genutzt hétte. Nun zeigt sich aber, dass sich die Kapitalausstattung der
ostdeutschen Unternehmen auch heute immer noch schlechter als in West-
deutschland darstellt. Geht man von einer neoklassischen Produktionsfunktion aus,
so hat die mit der schlechten Kapitalausstattung einhergehende relativ héhere Ar-
beitsintensitit in Ostdeutschland zur Folge, dass die Arbeitsproduktivitdt entspre-
chend niedriger als in Westdeutschland ist. Die ungiinstige Kapitalausstattung ist
nach BOSS/ROSENSCHON (1996) u. a. darauf zuriickzufiihren, dass die Transfers
tiberwiegend in den konsumtiven Bereich geflossen sind. Der hohe Anteil an kon-
sumtiver Verwendung der Transfers hat nicht nur den Spielraum fiir private und 6f-
fentliche Investitionen, die notwendige Bedingung fiir eine gute Exportbasis sind,
reduziert, sondern auch preisliche Anreize fiir den relativ hohen Anteil der Pro-
duktion lokaler Giiter geschaffen, die aufgrund extrem hoher Transportkosten, vor
dem internationalen Wettbewerb abgeschottet sind.4 Der relativ hohe Anteil der
Produktion lokaler Giiter fiihrt automatisch dazu, dass sich die Unternehmen sehr
stark auf ihre regionalen Absatzmédrkte konzentrieren und die globalen Absatz-
chancen eher vernachlédssigen. Diese Konzentration auf lokale Giiter ist u. a. Kon-
sequenz des unzureichenden Angebots an qualitativ hochwertigen Giitern in Ost-
deutschland, mit denen man Markteintrittsbarrieren weltweit iiberwinden kann
(siche obigen Hinweis auf RCA — Werte). Aufgrund ihrer unzureichenden Wettbe-
werbsfahigkeit haben sich die ostdeutschen Unternehmen zu stark auf eine reine
Nischenstrategie konzentriert, um sich vor dem internationalen Wettbewerb zu
schiitzen.

4 Siche hierzu im einzelnen SCHMIDT (1996).
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Die internationale Wettbewerbsfahigkeit wird heute immer mehr durch die Aus-
stattung mit Humankapital bestimmt. Hier liegen aber immense Defizite in Ost-
deutschland im Vergleich zu Westdeutschland vor.5 Zum einen ist das Forschungs-
potential zu Beginn des Transformationsprozesses mehr oder weniger weggebro-
chen, wie dies u. a. HORNSCHILD/SCHERZINGER (1995) nachweisen. Zum an-
deren haben sich im Transformationsprozess viele Qualifikationen entwertet, was zu
einer weiteren Reduzierung des Humankapitalbestandes fiihrte. Besonders negative
Effekte auf den Humankapitalbestand gehen von der hohen Langzeitarbeitslosigkeit
aus, die in den neuen Bundeslindern wesentlich hoher als in den alten
Bundeslandern ist. Verstirkt wird dieser Dequalifizierungsprozess durch das
unzureichende Angebot an qualifizierten betrieblichen Ausbildungspldtzen sowie
durch die ungebrochene Abwanderung junger qualifizierter Arbeitskréfte aus
strukturschwachen Regionen.

All diesen negativen Entwicklungstendenzen kann man entgegenhalten, dass Ost-
deutschland bei der Osterweiterung einen strategischen Vorteil gegeniiber West-
deutschland besitzt: die Grenzndhe. Dieser Standortvorteil relativiert sich aber
schnell, wenn man an die unzureichende Grenzabfertigung an der EU-AuB3engrenze
zu den Beitrittskandidaten denkt.

Wihrend in den Handelsbeziehungen der EU zu den Léndern der Dritten Welt der
interindustrielle Handel dominiert, entfaltet innerhalb der hochentwickelten Indust-
riestaaten der intraindustriclle Handel eine besondere Dynamik. Nach Welfens
(1995) vollzieht sich der intraindustrielle Handel aber grofteils in multinationalen
Unternehmen. Die ostdeutsche Wirtschaft ist aber nach RAGNITZ (1996) durch
einen groflen Anteil von kleinen und mittleren Unternechmen (KMUs) geprégt.6
Multinationale Unternechmen mit Sitz in Ostdeutschland existieren nicht. Um in den
intraindustriellen Handel integriert zu werden, miissen die ostdeutschen KMU's
erhebliche Markteintrittsbarrieren iiberwinden. Der intraindustrielle Handel
vollzieht sich tiber fest etablierte Netzwerke, in denen sich unter den Teilnehmern
ein besonderes Vertrauensverhéltnis aufgebaut hat, und so die Akteure ihre spezifi-
sche Reputation im Verband erworben haben. Uber dieses Sozialkapital verfiigen
die relativ jungen KMUs in Ostdeutschland nicht. Und das Sozialkapital, das im
RGW aufgebaut worden ist, ist weitgehend im Transformationsprozess entwertet
worden und schafft den ostdeutschen Unternechmen keinen Wettbewerbsvorteil ge-
geniiber den westdeutschen.

5 Entsprechend sieht das BMBF (2000, 41) die unzureichende Integration der neuen Bundeslinder in
die weltweite Arbeitsteilung in ,,einem geringen Anteil forschungs- und wissensintensiver Wirt-
schaftszweige, dem geringen Industriebesatz und einer geringen Anzahl an forschenden Unterneh-
men*.

6 Nach Berechnungen von HUBNER (2000, 7) stehen 100 industriellen ostdeutschen GroBbetrieben
rund 1820 westdeutsche gegeniiber.
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Der relativ geringe Absatz ostdeutscher Unternehmen im Vergleich zu westdeut-
schen Unternehmen bedingt, dass die ostdeutschen KMUs Technologien mit relativ
niedrigen Fixkosten, aber relativ hohen variablen Kosten wihlen. Bei niedriger
Stiickzahl ist dies die kostengiinstigere Technologie im Vergleich zu der von vielen
westdeutschen groBen Unternehmen gewéhlte Technologie relativ hoher Fixkosten
und relativ niedriger Grenzkosten. Die von ostdeutschen Unternehmen gewéhlte
Technologie stellt sich aber im nachhinein als wettbewerbshinderlich dar, wenn
ostdeutsche Unternehmen im Exportgeschéft erfolgreich sein wollen, da jenseits
einer kritischen Stiickzahl die Durchschnittskosten hoher als bei einer von Anfang
an auf Massenproduktion ausgerichteten Technologie sind. Von daher haben die
KMUs in Ostdeutschland aufgrund ihrer Kleinheit einen technologischen Nachteil,
der umso bedeutsamer ist, je hoher die Kosten der Technologieumstellung sind.

Wenn sich die ostdeutschen KMUs nicht auf ein reines Exportgeschift beschrianken
wollen und ihre Marktbeziehungen im Ausland intensivieren wollen, so verlangt die
erforderliche MarkterschlieBung im Ausland Direktinvestitionen. Sieht man sich die
Auslandsinvestitionen der ostdeutschen Unternehmen an, so sind diese im Vergleich
zu Westdeutschland recht gering.

Gerade im dynamischen Dienstleistungssektor sind zur auslidndischen Markt-
erschlieBung Direktinvestitionen notwendig, da viele Dienstleistungen (Banken,
Versicherungen usw.) auch heute noch im wesentlichen lokale Giiter darstellen.
Diese Chancen konnen aber ostdeutsche KMUs nur unzureichend realisieren, da sie
aus einer Vielzahl von Griinden nicht in der Lage sind, die notwendigen
Direktinvestitionen zu tatigen.?

Zum einen ist bei dem Grofteil der ostdeutschen KMUs die Kapitaldecke relativ
kurz, so dass Auslandsinvestitionen oft an der Finanzierungsfrage scheitern. Insbe-
sondere fehlt den Unternehmen der lange Atem, um unvermeidliche Defizite in der
Anlaufphase zu finanzieren. Aufgrund der ungiinstigen Gewinnsituation als auch
aufgrund der niedrigen Riicklagen sind die Unternehmen auf relativ schnell zu rea-
lisierende Gewinne aus und gezwungen, auf erst langfristig rentable Direktinvesti-
tionen zu verzichten. Zum anderen verhalten sich KMUs meist risikoaverser als
grofle Unternehmen, da sie nicht so leicht ihr Risiko diversifizieren konnen. Hinzu
kommt eine gewisse Skepsis gegeniiber Geschiftspartnern aus den Beitrittsldndern.
Die Kooperationsbereitschaft ist — vielleicht auch aufgrund persénlicher Vorurteile —
relativ gering. Dieses personale Element hat in biirokratischen Einrichtungen wie
GrofBunternehmen nicht den Stellenwert, da dort mehr formalisierte und relativ un-
personliche Beziehungen vorherrschen. Gerade im Bereich der internationalen

7 Diese Argumente sind zum Teil auch relevant, wenn es um die Erklirung der Innovationsschwiche
der ostdeutschen Wirtschaft geht. Nach Berechnungen des BMBF (2000, i) entfiel auf KMUs mit
weniger als 500 Beschiftigten in Ostdeutschland 65 % der FuE-Aufwendungen (Westdeutschland
15 %). Zu den spezifischen Innovationshemmnissen von KMUs siehe auch BMBF (2000, 57 f).
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Handelsbeziehungen besitzen so die westdeutschen GrofBunternehmen einen im-
mensen Vorteil gegeniiber ostdeutschen KMUs. Sie konnen fiir das Auslandsge-
schift ohne Schwierigkeiten qualifiziertes Management engagieren,8 wahrend bei
den ostdeutschen KMUs das Auslandsgeschéft mangels Sprachkompetenz und un-
zureichender Auslanderfahrung oft scheitert.

II. Migrationsvolumen und -struktur der Osterweiterung

1. Angste und Sorgen

Wihrend durch die Assoziierungsabkommen die Beitrittskandidaten schon iiber die
Grundfreiheiten des freien Giiter- und Kapitalverkehrs verfiigen kdnnen, kommen
mit der Vollmitgliedschaft die Dienstleistungs- und die Niederlassungsfreiheit (Li-
beralisierung des Arbeitsmarktes) hinzu. Der so entstehende integrierte Arbeits-
markt wird zu Migrationbewegungen fithren, deren Ausmalf unterschiedlich einge-
schitzt wird.

Einerseits wird u. a. darauf hingewiesen, dass durch die Osterweiterung im Wesent-
lichen die schon heute existierende meist illegale Beschéftigung nur legalisiert wird,
so dass sich die zusétzliche Migration stark relativiert. Des Weiteren wird aus der
Perspektive der gesamten Europédischen Gemeinschaft darauf hingewiesen, dass die
Migrationeffekte aus der Makrosicht marginal sind. Andererseits befiirchten viele
Grenzregionen, wie Ost-Osterreich, Bayern, Sachsen, Brandenburg und
Mecklenburg-Vorpommern erhebliche negative Auswirkungen fiir ihren Arbeits-
markt. Diese Befiirchtungen werden noch dadurch verstérkt, dass diese Grenzregi-
onen durch relativ hohe Arbeitslosigkeit gekennzeichnet wird. Entsprechend be-
fiirchten sie, dass es durch die Offnung des Arbeitsmarktes fiir billige mittel- und
osteuropdische Arbeitskrifte zu einem Verdringungswettbewerb kommt und die
schon zu hohe Arbeitslosigkeit weiter ansteigt. Insbesondere befiirchtet man, dass
gerade die gering qualifizierten Arbeitskréfte besonders unter diesem Verdrin-
gungswettbewerb leiden werden. Des Weiteren ist man besorgt, dass es zu einem
verstirkten Prozess des Lohndumping und zu einem ruindsen Wettbewerb der
Lohnunterbietung und letztlich zu einer reinen Ausbeutung der Arbeitskrifte ohne
signifikanten positiven Beschéftigungseffekt kommt. Entsprechend werden von den
Betroffenen Ubergangsregelungen fiir den Arbeitsmarkt und Zugangsbe-
schrankungen fiir mittel- und osteuropéische Arbeitskréfte gefordert.

Es ist sinnvoll zu fragen, mit wie viel Migranten bei der Liberalisierung des Ar-
beitmarktes durch die Osterweiterung zu rechnen ist. Betrachtet man das empirische
Material zur europdischen Migration, so stellt man einerseits fest, dass es eine grofie
Anzahl von empirischen, methodisch recht unterschiedlichen Arbeiten (Be-

8  Dies zeigt sich z. B. bei den polnischen Absolventen der wirtschaftswissenschaftlichen Fakultit der
Europa-Universitit, die zu einem GroBteil nach ihrem Diplom von groen Unternehmen beschéftigt
werden, die sich in Polen engagieren.
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fragungen, Simulationsstudien usw.) gibt, dass aber die quantitativen Schlussfolge-
rungen sehr stark divergieren, so dass die empirische Basis zur Abschétzung der
Wanderungsstrome recht schwach ist. Dennoch lédsst sich aus den empirischen
Arbeiten ein gewisser Konsens herauskristallisieren.

Die Migrationeffekte der Osterweiterung sind fiir die Gesamtheit der EU-Mitglied-
staaten marginal und vernachlissigbar. Insgesamt rechnen BOERI/BRUCKER
(2000) mit ungefahr 335.000 Personen, die in die bisherigen Mitgliedsstaaten der
EU jahrlich zuwandern. Davon sind cirka 35 % Arbeitnehmer. Dabei konzentriert
sich die Wanderung im Wesentlichen auf die beiden Lénder Bundesrepublik und
Osterreich. Auch wenn diese Migration keinen gravierenden Einfluss auf den deut-
schen Arbeitsmarkt hat, rechnen BOERI/BRUCKER (2000) aber damit, dass die
Wanderung einen ,,spiirbaren Einfluss auf die Regionen an der unmittelbaren Grenze
zu den MOEs* bewirkt. Fiir die Grenzregionen kommen zur Zuwanderung noch die
Pendlerbewegungen hinzu, deren quantitatives Ausmall noch schwerer abschétzbar
1st.

2. Determinanten und Auswirkungen der Migration

Um das Ausmal} der Migration zu bestimmen, sollte man nicht allein auf die empi-
rischen Arbeiten zuriickgreifen, die mit der grundlegenden Schwiche verbunden
sind, dass sie letztlich modifizierte Trendextrapolationen darstellen und in der Ver-
gangenheit kein Migrationsprozess von dhnlicher Dimension vorlag.

Von daher ist es sinnvoll, auf theoretische Uberlegungen einzugehen und zu fragen,
was die Determinanten der Migration sind. Dabei haben sich folgende Deter-
minanten herauskristallisiert. Eine entscheidende Determinante ist der Einkom-
mensunterschied zwischen Aufnahme- und Abgabeland. Vergleichen wir die Ein-
kommenssituation zwischen den jetzigen EU-Mitgliedsstaaten und den Beitritts-
kandidaten, so stellen BOERI/BRUCKER (2000) Pro-Kopf-Einkommensunter-
schiede in der Relation von 10:1 zu laufenden Wechselkursen fest. Berticksichtigt
man, dass die Lebenshaltungskosten in den Beitrittslindern systematisch niedriger
sind, so kommt man in Kaufkraftparitdten gemessen immer noch zu einer Relation
von 3:1. Dies spiegelt ein gravierendes Einkommensgefille wider, das es in diesen
Ausmal bisher bei keiner Erweiterungsrunde der EU gegeben hat.

Hinzu kommt, dass diese Einkommensdifferentiale nach dem Beitritt nicht in ab-
sehbarer Zeit entscheidend abgebaut werden. Von daher ist es naiv zu glauben, dass
der einkommensbedingte Wanderungsdruck in den MOE-Staaten ein rein
temporéres Phanomen darstellt. Aus der Perspektive der neuen Bundesldnder rela-
tiviert sich aber diese pessimistische Perspektive. Da es immer noch erhebliche

9 Einen umfassenden Uberblick iiber die unterschiedlichen Schitzungen zum Migrationspotential und
der groBen Varianz in den Ergebnissen findet man bei HONEKOPP (1999, 15 f). Ein Horrorszenario
zeigt SINN (2000a, 5) unter Verweis auf eine englische Studie auf. Danach werden 6 % aller Polen,
16 % aller Bulgaren und 27 % aller Ruménen bei der Osterweiterung ihr Heimatland verlassen, so
dass insgesamt 11 Millionen Migranten die zehn Beitrittskandidaten verlassen werden.
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Einkommensunterschiede zwischen West- und Ostdeutschland — insbesondere bei
den Bruttoeinkommen, nicht so bei den Transfers — gibt, stellt fiir die Migranten
Westdeutschland die wesentlich attraktivere Aufnahmeregion dar. Da sich die Ein-
kommensnivellierung zwischen Ostdeutschland und den Beitrittskandidaten auch
noch in absehbarer Zeit schneller als zwischen Westdeutschland und den Beitritts-
kandidaten vollzieht, wird das Migrationsproblem in den neuen Bundesldndern
— sieht man von den Pendlerbewegungen ab — nicht so gravierend sein, wie dies oft
in Ostdeutschland befiirchtet wird. Fiir Migranten ist nun mal Ostdeutschland, sieht
man von Ballungszentren wie Berlin, Dresden usw. ab, nicht die erste Wahl.

Dass Ostdeutschland fiir Migranten wenig attraktiv ist, wird noch deutlicher, wenn
wir uns der zweiten Determinante der Migration, der Unterschiede in den Arbeits-
losenraten, zuwenden, die wohl noch bedeutsamer als die erste ist. Der Druck zur
Abwanderung ist besonders gro3, wenn Arbeitskrifte entlassen werden und vor Ort
keine Beschéftigung finden. Vergleichen wir die Arbeitslosenraten in West- und
Ostdeutschland und beriicksichtigen wir die fiir Ostdeutschland besonders hohe
versteckte Arbeitslosigkeit, so stellen wir ein erhebliches Ost-Westgefille fest.

Diese erheblichen Unterschiede in den Arbeitslosenzahlen haben zur Folge, dass
Ostdeutschland ein wenig attraktiver Adressat fiir Migranten ist, auch wenn die
raumliche Nédhe zu den MOE-Staaten gegeben ist.

Dies stellt sich aber anders dar, wenn es um Pendlerbewegungen im Grenzgebiet
geht. Hier ist eine gewisse Dynamik zu erwarten.

Gerade die Diskussion tiber die Ausldnderfeindlichkeit in Ostdeutschland hat deut-
lich gemacht, dass fiir Migranten ostdeutsche Regionen wenig anziehend sind, so
dass die angebliche Gefahr von aus dem Osten einstrémenden Massen von Ar-
beitskriften gerade fiir Ostdeutschland mehr auf irrationalen Angsten als auf einem
rationalem Kalkiil beruhen.

Eine weitere Determinante der Migration sorgt dafiir, dass sich die Migrationsstrome
nicht auf Ostdeutschland und seine Ostlichen Grenzgebiete konzentrieren.
Migrationsstrome sind sehr stark pfadabhéngig. Migrationsentscheidungen iiber den
Bestimmungsort der Migration werden unter hohen Informationsdefiziten getroffen.
Man weill relativ wenig iiber den potenziellen Arbeitsplatz im moglichen
Aufnahmeland. Deshalb ist man bei seiner Entscheidung sehr stark auf informelle
Informationskanile angewiesen. Wichtige Informationstrager sind dabei diejenigen,
die schon frither migriert sind und zu Besuch oder aus anderen Griinden u. U.
kurzfristig in ihr urspriingliches Heimatland zuriickgekehrt sind. Sie haben die
Neigung, ihre neue Wirkungsstitte relativ positiv darzustellen, um ein gewisses
Anschen als erfolgreicher Migrant im Heimatland aufzubauen. Diese informellen
Informationsnetzwerke lassen die  Attraktivitit des einmal gewdhlten
Migrationsziels in einem besonders positiven Licht erscheinen. Des Weiteren wer-
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den sich Migrationskandidaten eher fiir die Regionen entscheiden, fiir die sie aus-
reichende Informationen besitzen. Dass Migrationsprozesse kumulative Entwick-
lungen vollziehen, liegt auch darin, dass sich in der neuen Wahlheimat soziokultu-
relle Netzwerke herausbilden, die diesen Standort besonders fiir Zuziigler attraktiv
erscheinen lassen. Zum einen findet man die soziale Néhe zu ehemaligen Mitbiirgern
der eigenen Kultur, und zum anderen erleichtern diese den Integrationsprozess und
helfen, Anfangsschwierigkeiten zu {iberwinden.

Betrachtet man die etablierten Netzwerke von Migranten, so fiihrt Ostdeutschland in
dieser Beziechung ein Schattendasein.

Als letzte Determinante der Migration sind die Handelsbarrieren bei Giitern und
Dienstleistungen anzufiihren. Je hoher die Barrieren sind, umso schwieriger ist es
fir die Beitrittskandidaten, den Faktor Arbeit iiber den Export arbeitsintensiver
Produkte und Dienstleistungen anstelle der direkten Migration zu transferieren. Je
stirker die Handelsbarrieren sind, umso stirker ist entsprechend der Migrati-
onsdruck. Da mit der Vollmitgliedschaft der Beitrittskandidaten im gemeinsamen
Markt die letzten Handelsbarrieren — und dies gilt besonders fiir den arbeitsintensi-
ven landwirtschaftlichen Bereich — wegfallen, wird der Migrationsdruck abnehmen,
sofern die Beitrittskandidaten — und das ist das entscheidende Problem — bei den
arbeitsintensiven Giitern und Dienstleistungen tatséchlich wettbewerbsfahig sind.
Sind sie das aber nicht, so wird die Liberalisierung auf dem Giitermarkt den
Migrationsdruck eher noch verschérfen. Gerade die westlichen (und noch starker die
nicht so relevanten stlichen) Grenzregionen der Beitrittskandidaten sind mit ihrer
landlichen Struktur relativ wenig international wettbewerbsfahig, so dass sich im
Grenzbereich durch die Handelsliberalisierung der Migrationsdruck eher erhoht.

Die Moglichkeit, den Faktor Arbeit iiber arbeitsintensive Giiter zu exportieren,
macht deutlich, dass die Strategie, den deutschen Arbeitsmarkt mittels Ubergangs-
regelungen und einer Beschridnkung in der Freiziigigkeit abzuschotten, wenig er-
folgreich sein wird.

Bisher haben wir uns im Rahmen der Osterweiterung auf eine Variante der Freizii-
gigkeit beschrinkt — die Arbeitnehmerfreiziigigkeit — und andere wichtige Varianten
vernachléssigt. Durch die Vollmitgliedschaft erhalten die Beitrittskandidaten neben
der Arbeitnehmerfreiziigigkeit die Niederlassungs- und die Dienstleistungsfreiheit.
Letztere ist schon durch die Assoziierungsabkommen bei denjenigen
Dienstleistungen realisiert, die handelbar sind, die also keine personlich vor Ort zu
erbringenden Dienstleistungen darstellen.

Die zusitzlich gewonnene Freiheit fiir Dienstleistungen hat erhebliche Relevanz bei
der Erstellung von lokalen (nichthandelbaren) Dienstleistungen, die besonders im
Handwerk erbracht werden und die meist sehr arbeitsintensiv sind. Diese Freiheit
bei den lokalen Dienstleistungen hat fiir die ostdeutschen Lander einen wesentlich
hoheren Stellenwert als fiir Westdeutschland. Zum einen ist der Anteil lokaler Giiter
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und Dienstleistungen in Ostdeutschland — wie schon ausgefiihrt — relativ hoch. Zum
anderen ist die Erstellung von lokalen Dienstleistungen besonders fiir Pendler
attraktiv, so dass sich diese Aktivitdten auf den grenznahen Bereich konzentrieren
werden.

All dies wird zu einer erheblichen Wettbewerbsintensivierung im Bereich lokaler
Giter und Dienstleistungen fiihren und das Handwerk in Ostdeutschland, dem eine
erhebliche beschiftigungspolitische Schliisselstellung zukommt, stark unter Druck
setzen.

Folgende Uberlegungen werden entsprechend vom Handwerk zur Freiziigigkeit
angestellt: 10 Geht es um die Arbeitnehmerfreiziigigkeit, so wird diese vom Hand-
werk im Prinzip als positiv angesehen. Wéhrend die ausldndische Konkurrenz in den
MOE-Léandern auf billigere Arbeitskrifte zuriickgreifen konnte, stand diese
Maglichkeit dem deutschen Handwerk aufgrund der Werksvertragskontingente usw.
nur beschrankt zur Verfiigung. Von daher verschafft die Arbeitnehmerfreiziigigkeit
dem Handwerk den Zugriff auf billigere Arbeitskréfte, was positiv gesehen wird.
Natiirlich kdnnen diese Arbeitnehmer nicht im Gastland zu MOE-Lohnen entlohnt
werden. Wenn aber der Arbeitgeber nicht tarifvertragsgebunden ist, da er — wie in
Ostdeutschland typisch — nicht im Arbeitgeberverband ist, kann er den Lohn frei mit
den Migranten aushandeln. Anders ist dies bei den Sozialabgaben. Fiir die gilt das
deutsche  Sozialrecht. Insgesamt sehen die Handwerker durch die
Arbeitnehmerfreiziigigkeit ihre eigene Wettbewerbsposition gestdrkt, da sie durch
sie kostenméBig entlastet werden und die Position der inldndischen Arbeitnehmer
geschwicht wird.

Schon kritischer beurteilt das Handwerk die Niederlassungsfreiheit. Durch sie erhoht
sich der Wettbewerb unter den Anbietern, da die Zuwanderung Selbstindiger das
Angebot fiir die Konsumenten erweitert. Da aber das Handwerk stark reguliert ist
und auch Ausldnder den nationalen Regulierungen unterliegen, kommt es hier zu
keinen Wettbewerbsverzerrungen. Insbesondere fordert das Handwerk, dass der
GroBle Befdhigungsnachweis weiter giiltig ist, durch den eine starke Markteintritts-
barriere geschaffen wird.

Die Niederlassungsfreiheit fiihrt auch deshalb zu keinen Wettbewerbsverzerrungen,
da die ausldndischen Arbeitgeber Arbeitskrifte nur zu Konditionen des deutschen
Arbeits- und Sozialrechts beschéftigen diirfen. Fiir sie gelten im Prinzip die gleichen
Lohn- und Lohnnebenkosten, Lebenshaltungskosten sowie Umweltanforderungen.
Sie unterliegen der deutschen Gewerbeordnung.

Besonders kritisch wird aber die Freiheit bei lokalen Dienstleistungen gesehen.
Diese Dienstleistungen werden meist von Pendlern oder Arbeitskréften, die nur
voriibergehend in der Bundesrepublik beschiftigt sind, erbracht. Bei diesen lokalen

10 Entsprechende Uberlegungen findet man auch bei der Wirtschaftskammer Osterreich (1999) fiir das
oOsterreichische Grenzgebiet.
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Dienstleistungen ergeben sich bei der vollkommenen Freiziigigkeit erhebliche
Wettbewerbsverzerrungen, wie das Berliner Beispiel im Bausektor gezeigt hat.
Auslandische Arbeitgeber, deren Beschiftigte nur voriibergehend in der Bundesre-
publik beschéftigt sind, unterliegen nicht dem deutschen Arbeits- und Sozialrecht,
sondern dem ihres Heimatlandes. Wenn ausldndische Unternehmen iiberwiegend
Pendler beschiftigen, sind die Lebenshaltungskosten ihrer Arbeitnehmer niedriger,
so dass sie nicht nur niedrigere Lohnnebenkosten, sondern auch niedrigere Lohne
tragen miissen. Daraus ergeben sich erhebliche Wettbewerbsvorteile fiir auslandi-
sche Anbieter von lokalen Dienstleistungen, die im Grenzgebiet die deutschen An-
bieter in existentielle Schwierigkeiten bringen kénnen. Diese Schwierigkeiten wer-
den umso gravierender sein, je stirker die Arbeitnehmerfreiziigigkeit eingeschrénkt
und die Dienstleistungsfreiheit ausgeweitet wird.

1L Wirtschaftspolitische Konsequenzen der Osterweiterung

Als Fazit der obigen Uberlegungen kénnen wir schlussfolgern, dass die Osterwei-
terung der EU zu ganz unterschiedlichen Interessenlagen flihrt. Fiir die grof3e
Mehrheit der EU-Mitgliedstaaten ist die Osterweiterung aus wirtschaftspolitischer
Sicht — nicht aus der der Perspektive des EU-Haushaltes — kein zentrales Problem.
Vollig anders stellt sich die Situation in den Regionen an der EU-AuBlengrenze zu
den Beitrittskandidaten dar. Fiir sie ist die Osterweiterung ein zentrales Anliegen.
Dies gilt sowohl fiir die Migrationsstrome, die groe Teile Deutschlands und
Osterreichs betreffen, als auch fiir die sich im Grenzgebiet konzentrierenden
Pendlerbewegungen.

In der politischen Diskussion des durch die Osterweiterung geschaffenen inte-
grierten Arbeitsmarktes steht die Forderung nach Regulierung der Zuwanderung
durch Ubergangsregelungen im Vordergrund. Abgesehen davon, dass diese Regu-
lierung innerhalb der EU nur schwer durchsetzbar ist, ist auch ihre Effizienz zu be-
zweifeln. Wichtiger als Beschrankungen der EU-Vorschriften sind Aktivititen der
EU zur Minderung des Wanderungsdrucks in den Beitrittslandern. Besondere Be-
deutung kommt dabei dem acquis communautaire zu. Wahrend man einerseits zum
Schutz des deutschen und dsterreichischen Arbeitsmarktes Ubergangsregeln fordert,
ist man andererseitens der EU nur wenig bereit, Ubergangsregeln fiir die Bei-
trittskandidaten bei dem Gemeinschaftsrecht zuzulassen. Je konsequenter aber das
Gemeinschaftsrecht angewendet wird, umso groBer ist der Wanderungsdruck in den
Beitrittsldndern. Dies zeigt sich z. B. an den Umwelt- und Qualititsstandards der
EU, die die Beitrittslander nur schwer erfiillen kdnnen. Wenn diese konsequent
angewandt werden, so miissen viele Unternechmen, die in absehbarer Zeit die Nor-
men nicht erfiillen kénnen, schlieBen. Dies wiirde den Strukturwandel erheblich
verschirfen und zu einer hoheren Arbeitslosigkeit filhren, die den Migrationsdruck
erhoht. Insbesondere sollten Ausnahmeregeln bei den Beihilfen der Beitrittsldnder
fir ihre strukturschwachen Unternehmen gewéhrt werden, auch wenn dies zu
Wettbewerbsverzerrungen fithrt. Insbesondere sollte die EU die Beitrittskandidaten
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nicht von den direkten Agrarbeihilfen ausschlieBen, wie dies die Agenda 2000 vor-
sicht. Dem Agrarsektor kommt in den Beitrittslindern eine strategische Bedeutung
zu. Dies gilt besonders fiir Polen mit einem Beschéftigtenanteil von 25 %. In diesem
Sektor ist schon heute die Arbeitslosigkeit recht hoch.

Betrachtet man die in der Agenda vorgesehenen Strukturhilfen und ihre Verteilung,
so hat man den Eindruck, dass es mehr um Besitzstandswahrung als um echte Hilfen
fir die Beitrittslander geht. Es muss aber gesagt werden: Je besser seitens der EU
den Beitrittsldndern bei ihrer Strukturanpassung geholfen wird, umso geringer ist
der Migrationsdruck.

Grundlegend ist die weitere Forderung des Aufbaus Ost. In vielen Bereichen exis-
tiert immer noch ein erheblicher Nachholbedarf in Ostdeutschland, auch wenn einige
Regionen den Anschluss an Westdeutschland realisiert haben. Hervorzuheben sind
die immer noch immensen Defizite Ostdeutschlands im Infrastrukturbereich. Dies
geht von der Verkehrsinfrastruktur bis hin zum Bereich der Ausstattung im
Hochschulbereich.

Besondere Bedeutung kommt dem Ausbau der Grenziiberginge zu. Auch wenn
diese in einigen Jahren wegfallen, so ist es doch notwendig, die Verkehrsverbin-
dungen zwischen Deutschland und Polen gerade an der Oder auszubauen. Dies ist
besonders deshalb notwendig, da sich der West-Ost-Giitertransfer im wesentlichen
auf den Grenziibergang in Frankfurt (Oder) konzentriert.

Bei der Diskussion der Auswirkung der Osterweiterung auf die neuen Bundeslénder
findet man immer wieder zwei diametral widerspriichliche Positionen: Die eine
fatalistische Position besagt, wir haben keine Chance gegen das Lohndumping des
Ostens nach der Erweiterung. Bei dieser resignierenden Position fordert man in
erster Linie Ubergangsregelungen, Einschrinkung des Wettbewerbs und staatliche
Hilfe von aullen, sei es des Bundes oder der EU.

Die andere Position versteht Ostdeutschland als Tor des Ostens!!. Wird dieses Tor
erst einmal gedffnet, dann wird es allen besser gehen. Man muss nur abwarten. Beide
Extrempositionen sind fatal, setzen sie doch auf eine Eigengesetzlichkeit der
Osterweiterung, die sowohl im Positiven wie im Negativen nicht beeinflussbar ist,
so dass die Osterweiterung als ein Schicksalsschlag mystifiziert wird.

Diese deterministische Einstellung ist aber verheerend. Inwieweit sich die Oster-
weiterung fiir die ostdeutsche Wirtschaft und ihre Grenzregionen positiv auswirkt,
bestimmen letztlich die ostdeutschen Akteure in Wirtschaft und Politik selbst. Sie
entscheiden durch ihr Handeln, ob die Osterweiterung eine Erfolgsstory wird oder
nicht. Um aber die Osterweiterung gezielt beeinflussen zu kénnen, muss man die
Stirken und Schwichen Ostdeutschlands kennen. Diese sollen in diesem Beitrag

11 In Anlehnung an BURDA (2000, 83) kann man die beiden Positionen als Schreckens- bzw. als Traum-
szenario bezeichnen.
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sowohl fiir den Giiter- als auch den Arbeitsmarkt aufgezeigt werden. Dabei soll ge-
zeigt werden, dass die Osterweiterung fiir Ostdeutschland und besonders fiir ihre
Grenzgebiete, die ja immer noch nicht ihren Transformationsprozess nach der
Wiedervereinigung abgeschlossen haben, eine wesentlich groere Herausforderung
als fiir Westdeutschland darstellt.
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Die ostdeutsche Wirtschaft im sich erweiternden Europa

Dr. Jiirgen Riedel*
ifo Institut fiir Wirtschaftsforschung Dresden

1. Einleitung

Nach dem Fall der innerdeutschen Grenze und dem dadurch ausgeldsten 6konomi-
schen Umbruch in den ostdeutschen Landern steht nun im Rahmen des européischen
Integrationsprozesses der Fall der Grenze zu Polen und Tschechien auf der
Tagesordnung. Diese Grenzoffnung vollzieht sich allerdings weniger abrupt, son-
dern kontinuierlich. Thre 6konomischen Wirkungen werden kontrovers diskutiert,
optimistische und pessimistische Erwartungen stehen sich gegeniiber, Ambivalenz
und Unsicherheit dominieren.

Die Wirtschaftswissenschaft, insbesondere die neoklassische Theorie, ist grund-
sdtzlich eine optimistische Disziplin, weil sie davon ausgeht, dass die Dispositionen
der Marktteilnehmer dazu fiihren, dass sich Unterschiede des wirtschaftlichen
Niveaus zwischen Regionen und Nationen tendenziell ausgleichen (Konvergenz). In
diesem Sinne betonen die drei Institute DIW, IWH und IfW in ihrem ,,Issues Paper*
die Chancen der EU-Osterweiterung fiir Handel und Wissenstransfer infolge von
Fiihlungsvorteilen, die aus rdumlicher Nihe und fritheren Verbindungen resultieren,
und fordern wie schon bei der deutschen Einheit eine stirkere Orientierung der
ostdeutschen Wirtschaft auf technologieintensive innovative Aktivititen sowie
deren Exporte auf Westeuropa und Ubersee. Letzteres bedeutet allerdings, dass man
den , Fiihlungsvorteilen der rdumlichen Nahe* gegeniiber dem Lohnkostengefille
keine so groBe Bedeutung beimisst und deshalb ein Ausweichen auf Exporte in
andere Regionen postuliert.

Auf der anderen Seite weisen die Ansitze der neueren Wachstumstheorie und wirt-
schaftlichen Geografie, die nicht zuletzt auf Gunnar Myrdals ,,Okonomische Theorie
und Unterentwickelte Regionen aus den 50er Jahren zuriickgeht, dass eine
wirtschaftliche Konvergenz zwischen (Nachbar-) Regionen nicht automatisch iiber
die Marktkréfte erfolgt, sondern auch von Standortbedingungen/Potentialfaktoren)
abhingt, die politisch gestaltet werden konnen. Hier setzt das PREPARITY Pro-
gramm der EU-Gemeinschaftsinitiative INTERREG II C an, in dessen Rahmen das
ifo Institut im Auftrage des Bundesministeriums fiir Wirtschaft und Technologie ein
Forschungsprojekt zu den Auswirkungen des EU-Beitritts Polens und Tschechiens

*

Der Vortrag beruht auf Analysen, die gemeinsam mit Dr. GERHARD UNTIEDT (Gesellschaft fiir
Finanz- und Regionalanalysen, Miinster) durchgefiihrt worden sind.
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auf die benachbarten deutschen Grenzregionen durchfiihrt.! Zu diesem Thema
mochte ich Thnen einige vorldufige Ergebnisse vortragen.

Methodische Bezugspunkte der Analysen sind Ansétze der neuen Wachstumstheorie
und der 6konomischen Geografie. Als Grenzregionen werden in Abhéngigkeit von
der Datenlage zum einen die an Polen und Tschechien grenzenden deutschen
Landern und zum anderen die Kreise und Raumordnungsregionen definiert, die bis
etwa 50 km von der Grenze entfernt liegen. Entsprechend sind auch die polnischen
und tschechischen Grenzgebiete definiert. Im Folgenden werde ich zu drei Fragen
Stellung nehmen.

1. Wie haben sich in den 90er Jahren die deutschen Grenzregionen im Verhiltnis
zum Durchschnitt (Bayern zu den alten Bundesldndern; Mecklenburg-Vorpom-
mern, Brandenburg, Sachsen zu den neuen Bundeslindern) wirtschaftlich ent-
wickelt?

2. Fand in diesem Zeitraum eine Konvergenz der Volkswirtschaften Polens und
Tschechiens an das deutsche Niveau statt, und welche kiinftige Entwicklungen
(Szenarien) sind absehbar?

3. Wie sind die regionalen Potentiale und die wirtschaftliche Wettbewerbsféhigkeit
in den Grenzregionen einzuschétzen?

2. Die wirtschaftliche Entwicklung in den ostdeutschen Grenzregionen

Insbesondere die ostdeutschen Grenzregionen sind zusitzlich zu den innerdeutschen
Transformationsproblemen, die auch ein Jahrzehnt nach der staatlichen Einheit noch
nicht bewiltigt sind, von der EU-Osterweiterung betroffen.

In den Bundesldndern mit einer 6stlichen EU-Aulengrenze wurde im Jahr 1999 ein
Bruttoinlandsprodukt (BIP) von 897,7 Mrd. DM (24 % des gesamten deutschen
BIP) erwirtschaftet. Davon entfallen allerdings 70 % auf Bayern, der Rest auf
Mecklenburg-Vorpommern, Brandenburg und Sachsen. Zwischen 1991 und 1999
konnten die ostdeutschen Grenzbundesldnder ihren Anteil am gesamtdeutschen BIP
um 3 Prozentpunkte steigern. Dies entspricht dem Zuwachs in den neuen Bun-
deslidndern insgesamt. Mit Blick auf die Produktivitdt besteht zwischen den ost-
deutschen Grenzbundeslédndern und dem westdeutschen Grenzbundesland Bayern
ein ausgeprédgter Unterschied (ca. 2:3). Allerdings wurden in den ostdeutschen
Grenzbundesldndern mit 77 % gegeniiber 1991 erheblich stirkere Produktivitdts-
fortschritte als in Bayern (13 %) realisiert. Die sektorale Aufteilung der wirtschaft-
lichen Aktivitdten, gemessen an den Erwerbstitigen, zeigt betrdchtliche Abwei-
chungen zwischen den Grenzbundeslédndern und dem gesamtdeutschen Durchschnitt
wie auch zwischen den ostdeutschen und bayerischen Grenzregionen. Wegen der zu
erwartenden Anderungen in der EU-Agrarpolitik mit Subventionsverlusten fiir die

1 Dabei handelt es sich um ein internationales Forschungsprogramm, bei dem das ifo Institut mit dem
Osterreichischen Institut fiir Wirtschaftsforschung WIFO in Wien (transnationaler Koordinator) und
dem ISDEE in Trieste/Italien zusammenarbeitet.
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bisherigen Mitgliedsstaaten werden die Grenzbundeslander auf Grund des hoheren
Anteils an Erwerbstdtigen in der Land- und Forstwirtschaft stirker als die {ibrigen
Lénder betroffen sein. Fiir die ostdeutschen Lénder wird sich dariiber hinaus
besonders im Baugewerbe eine starke Konkurrenz auf dem Arbeitsmarkt und damit
ein zusétzlicher Anpassungsdruck ergeben.

In den neuen Bundesldndern hat sich die Erwerbstétigkeit zwischen 1991 und 1999
massiv reduziert. Zwischen der Entwicklung in den Grenzregionen und Ost-
deutschland insgesamt kann jedoch kein signifikanter Unterschied festgestellt wer-
den. Dies gilt auch fiir die Arbeitslosenquote ebenso wie fiir die Bevolkerungsent-
wicklung.

Die Bruttowertschdpfung pro Erwerbstétigen der ostdeutschen Grenzregionen liegt
am unteren Rand. Die niedrigsten Werte weisen die Grenzlandkreise im norddstli-
chen Mecklenburg-Vorpommern und im siidwestlichen Sachsen auf. Die Kreise mit
niedriger wirtschaftlicher Wertschopfung haben auch hohe Arbeitslosenquoten.

Zusammenfassend ergibt sich auf Grund der Indikatoren fiir die Grenzregionen ein
heterogenes Bild. Insgesamt ist die Wirtschaftskraft regional sehr breit gefachert,
und die transformationsbedingten Anforderungen in den Regionen Ostdeutschlands
konnten, wie die Streuung der Indikatoren zeigt, unterschiedlich bewéltigt werden.

3. Die wirtschaftliche Entwicklung in den Beitrittsliindern Polen und
Tschechien und deren Grenzregionen

Nach betrdchtlichen Einbriichen zu Beginn der Reformphase haben sich die
Volkswirtschaften der beiden Betrittslander wieder erholt, auch wenn sich das BIP-
Wachstum gegen Ende der 90er Jahre verlangsamt hat. Dabei wird deutlich, dass
Polen, das grofere Beitrittsland (starke Landwirtschafts- und Bergbausektoren) mit
einem niedrigeren BIP pro Kopf als Tschechien, rascher Tritt gefasst und hohere
Wachstumsraten erzielt hat. Tschechien hingegen, ein Land mit einer alten Indu-
strietradition und relativ hohem BIP pro Kopf hat offensichtlich groBBere Reform-
probleme und musste in den letzten Jahren Wachstumseinbuflen hinnehmen.

Der beobachtete Konvergenzprozess wird sich nach vorliegenden Prognosen unab-
héngig von einem EU-Beitritt der beiden Lander bis 2005 weiter fortsetzen, bei
einem solchen allerdings beschleunigen. Nach Prognosen wird sich das BIP real von
1998 bis 2010 in Polen ohne einen EU-Beitritt bis 2005 um 81 % und im Bei-
trittsszenario um 96 % erhohen, wihrend fiir Tschechien Steigerungen von 55 %
bzw. 65 % errechnet worden sind. Damit wird das obige Einkommensgefille, das
zwischen Tschechien bzw. Polen und den deutschen Nachbarbundesldndern besteht,
zwar eingeebnet aber nicht beseitigt. Fiir den europédischen Kontext und auf der
Grundlage der Messgrof3e Kaufkraftparitéten, zeigen die Berechnungen, dass Polen
sich bis zum Jahre 2010 auf 65-70 % (je nach gewéhlten Szenarien und Annahmen)
an das durchschnittliche Einkommensniveau der drei Mittelmeerldnder
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Griechenland, Portugal und Spanien angenéhert haben wird, wéahrend in Tschechien
100 % bereits im Jahre 2004 erreicht sein werden.

Aus diesen Ergebnissen folgt, dass sich erstens das wirtschaftliche Gefille zwischen
den beiden Beitrittslindern und den benachbarten deutschen Bundesldndern und
Grenzregionen etwa seit Mitte der 90er Jahre verringert hat. Zweitens wird sich diese
reformpolitische Dynamik fortsetzen und stabilisieren, wobei von einem EU-Beitritt
keine schockartigen Turbulenzen bzw. Einfliisse auf das Wirtschaftswachstum fiir
Polen und Tschechien erwartet werden.

Fiir die Grenzregionen in Polen und Tschechien lassen sich folgende Schlussfolge-
rungen ziehen: Im Zuge der wirtschaftlichen Integration werden die regionalen
Disparitéten in Tschechien und Polen ansteigen. Fiir die polnischen Grenzregionen
werden mittlere Entwicklungschancen gesehen. Sie profitieren einerseits von ihrer
vorteilhaften wirtschaftsgeografischen Lage, andererseits liegen die Agglomeratio-
nen mit glinstigen Wachstumspotentialen auBlerhalb des Grenzgebietes und werden
als Investitionsstandort bevorzugt. Die Entwicklung der tschechischen Regionen
wird weiterhin durch die Attraktivitdt und dominierende Rolle der Hauptstadt be-
stimmt. Nordbéhmen wird auch in den kommenden Jahren durch Strukturprobleme
des Kohlenbergbaus geprégt sein.

4. Wirtschaftliche Wettbewerbsfihigkeit und Potentialfaktoren in den
deutschen Grenzregionen

Zur Abschitzung der Wettbewerbsfahigkeit der deutschen Grenzregionen wurden
zunéchst Potentialfaktoren ausgewéhlt und entsprechende Indikatoren fiir alle 439
Kreise Deutschlands ermittelt. Aufgabe dieser datenintensiven Untersuchungen war
die Beantwortung der Frage, welche Potentialfaktoren in welchem Ausmal fiir das
regionale Wachstum der 90er Jahre in Deutschland und damit auch in den
Grenzregionen verantwortlich waren. Dies ist besonders wichtig, wenn geklart
werden soll, welche Potentialfaktoren fiir eine kiinftige Strukturpolitik mafgeblich
sind. Die Ergebnisse lassen sich wie folgt zusammenfassen:

— Die Produktivitdt zu Beginn des Untersuchungszeitraumes ist als nicht signifikant
anzusehen. Aus der relativen Riickstdndigkeit von Regionen ergibt sich damit
kein Vorteil, der darauf hindeutet, dass es zu einer automatischen Konvergenz der
regionalen Einkommen kommt.

— Hohere Investitionen pro Kopf in den privaten Kapitalstock tragen positiv zur
Wachstumsrate der regionalen Produktivitét bei. Eine Steigerung der Investitio-
nen um 10 % erhoht die Wachstumsrate der Produktivitit um 3 %.

— Die Wachstumsrate der Produktivitét ist um so groBer (Elastizitdt 0,2), je hoher
der Anteil der Hochqualifizierten an der Zahl der Beschéftigten in einer Region
ist.

— Das regionale Nachfragepotential erweist sich als signifikant fiir das Wachstum
der betrachteten Region. Regionen, die iiber ein hohes Nachfragepotential aus den
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umliegenden Regionen verfiigen, haben ein hoheres Wachstumspotential als
periphere Regionen.

— Die Erreichbarkeit von Agglomerationen {ibt einen positiven, wenn auch relativ
geringen Einfluss auf die Wachstumsrate der Produktivitét aus.

— Der Auslandsumsatz einer Region wirkt signifikant positiv auf die Wachstums-
rate der Produktivitit.

— Die sektorale Spezialisierung einer Region ist zwar fiir das Produktivitdtsniveau
von Bedeutung, scheint aber die Wachstumsrate nicht zu beeinflussen.

— Statistisch signifikante Unterschiede zwischen Ost- und Westdeutschland in den
Ursache-Wirkungs-Zusammenhédngen konnten zwischen den Ergebnisvariablen
Wachstum und Niveau der Produktivitdt und den Potentialfaktoren nicht feststellt
werden. Das gleiche gilt fiir die Unterschiede zwischen den Grenzregionen und
den iibrigen Regionen Deutschlands.

Die Daten zum Ausstattungsgrad der Grenzregionen mit ausgewéhlten Potential-
faktoren und zur Wirtschaftskraft zeigen ein breites Spektrum sowohl unter den
Kreisen Deutschlands insgesamt, als auch vor allem unter den Grenzregionen. Die
meisten Potentialfaktoren fallen zwar zu Ungunsten der Grenzregionen aus, bei den
Investitionen und dem Anteil der Hochqualifizierten gibt es aber nur geringe
Unterschiede. Das regionale Nachfragepotential liegt in Ostdeutschland bei etwa
einem Drittel des westdeutschen Wertes, die Grenzregionen besitzen jedoch ge-
geniiber dem ostdeutschen Durchschnitt einen leicht erhohten Wert. Um eine Ag-
glomeration aus den Grenzregionen zu erreichen, wird im Durchschnitt eine lingere
Zeit bendtigt als aus den iibrigen Regionen. Der Unterschied zwischen Ost- und
Westdeutschland beim Auslandsumsatz je Beschéftigten akzentuiert sich in den
ostdeutschen Grenzregionen. Das gleiche gilt fiir den sektoralen Spezialisie-
rungsgrad.

Daraus folgt, dass die ostdeutschen {ibrigens ebenso wie die Grenzregionen im
Durchschnitt Defizite in wichtigen Potentialfaktoren fiir die regionale Wettbe-
werbsfahigkeit aufweisen, die als Schwéchen im Prozess der osteuropdischen In-
tegration zu gewichten und bei einer vorbereitenden Strukturpolitik zu beriicksich-
tigen sind. Die groe Spannweite auch in den Grenzregionen hinsichtlich der Aus-
stattung mit Potentialfaktoren zeigt aber auch, dass die Beseitigung der bestehenden
Defizite eine zwischen Regionen differenzierende Politik erfordert. Weiterhin ist zu
beachten, dass sich unter den Potentialfaktoren einige befinden, die durch politische
MaBnahmen nur sehr eingeschriankt verdndert werden kdnnen. Dies trifft vor allem
fiir das regionale Nachfragepotential und den sektoralen Spezialisierungsgrad der
Regionen zu. Beispielsweise ist das regionale Nachfragepotential in den
Grenzregionen sowohl in Ostdeutschland als auch in Bayern niedrig. Ledigleich in
der unmittelbaren Umgebung der Agglomerationen Berlin, Dresden, Chemnitz in
Ostdeutschland und Regensburg in Bayern liegt es etwas hoher. Allerdings wird es
im Zuge der EU-Osterweiterung zu einer Belebung des grenznahen Handels- und
Dienstleistungsverkehrs kommen, der auch die regionalen Nachfragepotentiale
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positiv beeinflusst. Mit einer signifikanten Anderung ist allerdings zumindest auf
absehbare Zeit nicht zu rechnen.

Besonderes Augenmerk sollte daher auf die anderen Potentialfaktoren, dass heil3t die
Angebotsseite der regionalen Wirtschaft gerichtet werden. In diesem Zusam-
menhang legen die Resultate unserer Untersuchung nahe, dass sich die Wirtschaft
wegen positiver externer Effekte in solchen Grenzgebieten, die iiber ein gewisses
Leistungspotential verfiigen, dynamischer und auch mit positiven Auswirkungen auf
die weniger begiinstigten peripheren Grenzregionen entwickeln wird. Die Stiarkung
dieser Effekte kann im Rahmen der bestehenden Struktur- und Forderpolitik durch
verdnderte rdumliche Prioritdtensetzungen erfolgen.

115



IWH

Quo Vadis Ostdeutschland
Der Aufholprozess aus Sicht der Entwicklungsokonomik

Prof. Dr. Ulrich Blum und Dipl.Kffr., Dipl.Hdl. Simone Scharfe

Lehrstuhl fiir Wirtschaftspolitik und Wirtschaftsforschung
der Technischen Universitdt Dresden

1. Der Aufholprozess des Ostens als Forschungsgegenstand

In der offentlichen Meinung Deutschlands wird seit geraumer Zeit konstatiert, der
Aufholprozess Ostdeutschlands, also die Annéherung an westdeutsche wirtschaftli-
che Verhiltnisse, sei ins Stocken gekommen. Dies wird mittels Indikatoren wie der
Angleichung des Pro-Kopf-Einkommens, der Produktivitit oder anderer allgemeiner
Sozialindikatoren verdeutlicht.

Besonders deutlich ist der Riickgang des Wachstums des realen Bruttoinlandspro-
dukts verlaufen, wie die nachfolgende Graphik zeigt.

Abbildung 1.1.1:
Entwicklung des Bruttoinlandsprodukts in Ost und West
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Quelle:  Arbeitskreis VGR der Lénder.

Ohne theoretische Basis ldsst es sich leicht zeigen, dass diese Entwicklungen kaum
sinnvoll interpretiert werden kénnen, weil sich in diesem aggregierten Bild zu viele
sehr differenzierte Einzelentwicklungen iiberlagern. Weiterhin sind auch bei dhn-
lichen Niveaus der meisten Indikatoren vollig unterschiedliche Lebensverhéltnisse
moglich, wie die Sozialindikatorenforschung eindrucksvoll belegt.
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In diesem Artikel werden wir zunéchst zeigen, wie problematisch eine simplistische
Interpretation des empirischen Befunds ist. Sodann werden wir die Theorie
bemiihen, um eine Basis fiir eine wirtschaftliche Evaluierung Ostdeutschlands zu
finden. Dabei wird deutlich, dass in groferen Wirtschaftsrdumen auch saldenme-
chanische Beschriankungen zu beachten sind, weshalb eine Darstellung und Inter-
pretation der Zahlungsbilanzen ostdeutscher Lénder erfolgt. Ein wirtschaftspoliti-
scher Ausblick schliet den Artikel ab.

2. Der empirische Befund

2.1 Transfers und Lohne

Von 1991 bis 1999 flossen 1.795 Milliarden DM an Transfers in den Osten; diese
Summe verringerte sich um 426 Mrd. DM infolge von Riickfliissen — weitgehend
steuerlicher Natur. Die Struktur der Ausgaben ist in Abbildung 2.1.1 zu finden und
zeigt eine Dominanz sozialpolitischer Ziele (knapp 700 Mrd. DM) vor investiven
Zielen (etwa 550 Mrd. DM). Hohe und Struktur der Transfers sind das eigentliche
Spezifikum Ostdeutschlands: Derartige Verlagerungen o6ffentlicher Mittel waren in
entwickelten Léndern bisher unbekannt du auch im Vergleich zu den anderen
Transformationslédndern singuldr. Die Entwicklungspolitik kennt zwar extrem hohe
Transferanteile an der Nachfrage, hier dienen sie aber weitgehend investiven Zwe-
cken. Es ist daher sinnvoll, die Transfers als eine wesentliche Gréfe zu betrachten
und zu priifen, in welcher Beziehung sie zur wirtschaftlichen Entwicklung Ost-
deutschlands stehen.

Abbildung 2.1.1:
Struktur der Transferausgaben in Ostdeutschland
- in Mrd. DM -
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Quelle: TW 25/2000.
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Es ist also die Kombination aus hoher Summe und Verwendung der Mittel, die zu
problematisieren ist, denn ein nicht unerheblicher Anteil der daraus entstehenden
Kaufkraft wandert in die lokale Nachfrage mit erheblichen Wirkungen auf das
Preisgefiige. Dies gilt gleichermalen fiir die konsumptive wie die investive Ver-
wendung. Dieser Tatbestand, u. a. thematisiert von GREINER, MAAS und SELL
(1994) unter dem Stichwort ,,East German Desease* sowie von BLUM und MENDE
(2000), erzeugt vor allem eine endogene Entindustrialisierung, die spdter noch
einmal angesprochen werden soll. Zwei Dinge machen diese Entwicklung besonders
deutlich: Die Verdnderungen der relativen Preise (also der Preise bezogen auf das
Einkommen) seit der Zeit kurz nach der Wende bis heute, die in Abbildung 2.1.2
wiedergegeben sind, zeigen, dass Preiserhdhungen vor allem bei lokalen Giitern des
taglichen Bedarfs! zu finden sind, hingegen handelbare Giiter, vor allem
Gebrauchsgiiter, dramatisch billiger geworden sind.

Abbildung 2.1.2:
Relative Preise fiir Giiter in Ostdeutschland, 1990 und 1999
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Quelle: SZ vom 1./2. Juli 2000.

Die Struktur der Giiterpreise schldgt auch auf die Lohnsituation dabei begiinstigter
Sektoren durch. Die Rangfolge der Einkommenspositionen bevorzugt, wie dies die
folgende Abbildung 2.1.3 zeigt, vor allem die Erzeuger nicht handelbarer Giiter (und
die vergleichsweise produktive Landwirtschaft).

1 Lebensmittel waren z. T. in erheblichem MaBe subventioniert, weshalb sie hier weitgehend ausge-
klammert sind.
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Abbildung 2.1.3:
Lohnpositionen in West- und in Ostdeutschland, 1998
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Quelle: TW, 1998.

2.2 Pro-Kopf-Einkommen, Produktivitit und Lohnstiickkosten

Im Jahr 1991, also dem ersten Jahr einer Bewertung der ostdeutschen Produktion
mit Wettbewerbspreisen, lag das Bruttoinlandsprodukt pro Kopf bei 31 % des
westdeutschen Niveaus, seit 1995 hat es sich — ohne groe Entwicklung — bei etwa
55 % stabilisiert. Dies spiegelt auch im Wesentlichen die Entwicklung der Produk-
tivitdt wider (von 33 % des Westniveaus auf heute 56 %), wodurch die Lohnstiick-
kosten von 151 % auf 123 % fielen.2

Diese angesichts der enormen Sozial- und Kapitaltransfers wenig erbaulichen
Durchschnittszahlen weisen weniger auf vergebliche Investitionsanstrengungen in
Ostdeutschland hin als vielmehr auf eine weite Spreizung der Produktivititen: Im-
merhin stehen die modernsten Werken in der Fahrzeug- und der Elektronikindustrie
Europas heute in Ostdeutschland.

2 TW 25/2000.
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In der Tat zeigt BLUM (1999), dass im Bereich der gewerblichen Wirtschaft die
Angleichung der Lohnstiickkosten anndhernd abgeschlossen ist. Der Produktivi-
tatsriickstand (préaziser: der Riickstand der Arbeitsproduktivitit) von etwa 30 Pro-
zentpunkten wird ausgeglichen von einem im Vergleich zum Westen geringeren
Lohnniveau und einer hdheren wochentlichen Arbeitszeit.

Problematisch sind fiir den Osten wieder die Produktivitidten im Bereich der nicht
handelbaren Giiter; vor allem im 6ffentlichen Sektor und im Verkehrsbereich, aber
auch in der Bauwirtschaft findet sich heute noch ein erheblicher Riickstand, und da
diese Sektoren hohere Anteile am Sozialprodukt erwirtschaften als im Westen,
dominieren sie die statistische Entwicklung.

Weiterhin werden die Produktivititen durch zwei Faktoren geschmilert, ndmlich
durch:

— die bei gleichen Giitern als Folge der Kosten des spiten Markteintritts im Ver-
gleich zum Westen geringeren Preise bei ostdeutschen Marken: Als Faustformel
gilt ein Abschlag von zehn Prozentpunkte — bei manchen Herstellern ist dies sogar
eine Strategie.

— Die noch unterdurchschnittliche Kapazititsnutzung: Viele ostdeutsche Werke
wurden, auch begiinstigt durch die Férderung, ,,auf Zuwachs® gebaut, so dass die
volle Produktivitit erst bei angemessener Auslastung in Zukunft zu erreichen ist.

SchlieBlich bereitet die Berechnung an sich grofe Schwierigkeiten, weil die
Kostenstrukturen ostdeutscher Betriebe nur grob bekannt sind. Das Ableiten aus
Umsatz- und Beschéftigungszahlen ist extrem fehlerbehaftet,3 und es existieren ne-
beneinander vollig unterschiedliche arbeits- bzw. kapitalintensive Produktionen. Die
hinreichende Arbeitsproduktivitit allein gewzhrt dem Unternehmen kein Uberleben,
auch die Kapitalproduktivitdit muss stimmen. Fasst man beide mittels der
Produktionselastizitidten zu totalen Faktorproduktivitit zusammen, so kann sich
dann ein verringerter Ausstofl pro eingesetzter Arbeitseinheit ergeben, wenn insge-
samt der spezifische Faktoreinsatz zu gering ist.4 Schliellich kann noch mangels
einer hinreichender Anzahl von GroBbetrieben auf fehlende economies of scale
verwiesen werden, allerdings verliert dieses Argument im neuen technologischen
Umfeld zunehmend an Gewicht (BLUM, DUDLEY 1999).

3 Dies wird anhand einer Untersuchung der Kostenstrukturen sichsischer Betriebe deutlich; vgl.
BLUM, SCHAREFE, (2000).

4 Im Bereich des Verarbeitenden Gewerbes liegt die totale Faktorproduktivitit sogar iiber der West-
deutschlands; der niedrigere Produktionsausstof3 pro Arbeiter erklért sich aus einem extrem geringen
beschiftigungsspezifischen Faktoreinsatz.
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2.3 Sektorale Dynamik

Die Entwicklung der Wirtschaft in Ostdeutschland, insbesondere der Wachstums-
einbruch ab dem Jahr 1995, ist nur vor dem Hintergrund einer im Transformati-
onsprozess ablaufenden erheblichen Umschichtung in den Wirtschaftssektoren zu
erkldren. Insbesondere die durch die Transfers aufgebldhten ,local industries”, zu
vorderer Stelle die Bauwirtschaft, stehen vor einem erheblichen Schrumpfungspro-
zess. So lag der Anteil der Wertschdpfung im Bauhauptgewerbe in Westdeutschland
im Jahr 1996 bei 5,2 % und in Ostdeutschland bei 17,3 %. Die Anteile an der
Gesamtbeschiftigung sind noch extremer: 6,6 % vs. 16,6 %. Die Expansion zu An-
fang der neunziger Jahre war stark von der Bauwirtschaft getrieben. Dass es seit den
letzten flinf Jahren keine reale Schrumpfung gibt, ist vor allem der Gesundung der
Industrie zu verdanken.

Diese sektorale Dynamik wird durch den Wettbewerb behindernde Interventionen
der Politik (Begiinstigung heimischer Hersteller in der Bauwirtschaft; fehlender
Wettbewerb im Bereich des immer noch aufgebldhten 6ffentlichen Sektors; sog.
aktive Arbeitsmarktpolitik, die aber hdufig mittelstandsfeindlich wirkt) sogar noch
verlangsamt, was kurzfristig soziale Brennpunkte entschirfen mag, die langfristig
immer noch erforderliche Anpassung verzogert.

2.4 Die Entwicklung in einzelnen Bundeslindern

Bricht man die Zahlen statt auf Branchen auf die Bundesldnder herunter, so fillt es
ebenfalls schwer, eindeutige Erfolgszahlen zu identifizieren. Hohe Wachstums-
zahlen sind in einigen neuen Bundesldndern auch einer schuldenfinanzierten Auf-
bldhung bzw. Beibehaltung des Umfangs des 6ffentlichen Dienstes geschuldet, was
die Produktivitdt anhebt und die Arbeitslosenzahlen sinken ldsst. Zu Westdeutsch-
land grenznahe Bundeslander besitzen viele Pendler, die den eigenen Arbeitsmarkt
entlasten, die Kaufkraft hingegen erhéhen.

Tabelle 2.4.1:
Wirtschaftskennzahlen ostdeutscher Bundeslénder (1999)

Land Bruttoinlandsprodukt Arbeitslosen- Landes-
pro Kopf der Wohn- | quote (Erwerbs- | schulden pro
bevolkerung (in DM) quote) Einwohner

(in %) (in DM)

Brandenburg 30.600 18,7 (45,0) 9.114

Mecklenburg-Vorpommern 27.800 19,4 (42,8) 7.426

Sachsen 28.800 18,6 (43,0) 4.047

Sachsen-Anhalt 27.500 21,7 (40,8) 9.094

Thiiringen 27.900 16,5 (44,8) 7.834

Quellen: Arbeitskreis volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen der Lénder; Statistisches
Bundesamt; Bundesanstalt fiir Arbeit; Institut der Deutschen Wirtschaft Koln.
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An diesen Punkten wird deutlich, dass ohne theoretische Basis die ostdeutsche
Wirtschaftsentwicklung der vergangenen zehn Jahre kaum sinnvoll interpretiert
werden kann. Das folgende dritte Kapitel wird daher einige wesentliche Ansitze
bereitstellen, um diese dann im vierten Kapitel empirisch auszufiillen und zu be-
werten.

3. Wirtschaftstheoretische Grundlagen

3.1 Zur Erfordernis der theoretischen Fundierung

Wirtschaftspolitisches Handeln sollte die grundlegenden Regeln, also den Ord-
nungsrahmen, festlegen, bevor Problemfille mit akutem Handlungsbedarf entstehen,
die den kurzfristigen Einsatz entsprechender Instrumente erfordern. Diese Regeln
reflektieren einerseits grundlegende wirtschaftstheoretische Konzepte, zum anderen
Vorstellungen iiber die Art der Durchfiihrung im Sinne der zeitlichen Festlegung und
der Dosierung der Instrumente.

Vier regionalokonomische Wachstumskonzeptionen sollen hier kurz vorgestellt
werden, um ihre Relevanz fiir die ostdeutsche Realitét zu iiberpriifen und Antworten
auf die eingangs gestellten Fragen, wie die Entwicklung im Osten zu beurteilen und
welche Instrumente sinnvoll eingesetzt werden kdnnen, zu geben.

3.2 Exportgeleitetes Wachstum und raumwirtschaftliche Aspekte

Die postkeynesianische Theorie postuliert einen engen Zusammenhang zwischen
der Entwicklung des Exportsektors und der regionalen Dynamik. Im Gleichgewicht
einer offenen Volkswirtschaft mit Staat entspricht die Summe der volkswirtschaft-
lichen Ersparnis der Hohe der Nettoinvestitionen zuziiglich dem AuBlenbeitrag und
dem Saldo der auslandsrelevanten Transfers. Ordnet man diese Bezichung um, so
ergibt sich eine Identitit aus Uberschuss der volkswirtschaftlichen Ersparnis iiber
die Nettoinvestitionen und den Saldo der Leistungsbilanz. Bei ausgeglichener
Zahlungsbilanz muss auch der Saldo der Kapitalbilanz einschlieBlich der Anderung
der zentralen Devisen- und Goldreserven, dem "net foreign investment" entspre-
chen. Dies bedeutet, dass die volkswirtschaftliche Ersparnis Vermogen schafft, das
zu Nettoinvestitionen und zur Verdnderung der Netto-Auslands-Vermdgensposition
genutzt wird. Analoges gilt auch fiir die Beziehung zwischen Regionen.

Fiir eine gegebene Exporterhhung fallt das Niveau des induzierten Volkseinkom-
menszuwachses um so kleiner aus, je geringer die marginale Konsumquote, die
marginale Investitionsquote und die marginale Transferquote sind und je hoher die
marginale Steuerquote ist. Gegenldufig wirkt nun der durch die Einkommenszu-
wichse ausgeloste Importmechanismus: Der Saldo der Leistungsbilanz nimmt umso
starker zu, je geringer die marginale Importneigung ist. Da die Region Teil des
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gleichen Wihrungsraums ist, ergeben sich keine Anpassungen iiber den Wech-
selkurs, so dass die zusitzlichen Mittel voll fiir wohlstandsteigernde MaBinahmen
zur Verfligung stehen.>

Die Regionalwissenschaft hat diese Uberlegungen erweitert, indem sie zeigte, dass
selbst bei homogenen Ausgangsbedingungen iiber Skalen- und Agglomerations-
vorteile langfristig Inhomogenitéten, also Standorte und Spezialisierungsmuster
entstehen, wobei die zugehorigen Raumstrukturen durch die Skonomischen
Reichweiten der einzelnen Giiter determiniert sind (LOSCH 1941). Die Polarisati-
onstheoretiker haben darauf aufbauend die Bedeutung von Wachstumszentren her-
ausgearbeitet (PERROUX 1964; BOUDEVILLE 1972), wobei allerdings positive
Effekte nicht immer dem Umfeld zugute kommen, sondern es auch auslaugen kon-
nen (MYRDAL 1957; HIRSCHMAN 1958).6

Fiir die Forderung bedeutet dies:
1. Der exportorientierte Ansatz: Die Forderung muss die Exportorientierung der
Region verstérken (vertreten in der GA-Forderung).

2. Der agglomerationsorientierte Ansatz: Die Forderung muss so ausgestaltet wer-
den, dass er die bereits vorhandenen Agglomerationsvorteile begiinstigter Regi-
onen in Gestalt dort vorhandener externer Ersparnisse {iberwindet.

3.3 Angebotstheorie und raumwirtschaftliche Aspekte

Die neoklassische Regionaltheorie feiert die vor allem in den neueren Konvergenz-
arbeiten ihre Wiederauferstehung (BARRO, SALA-I-MARTIN 1992). Hier konnte
das Konzept der bedingten Konvergenz, also einer Konvergenz, die durch zusétzli-
che standortspezifische exogene Faktoren beeinflusst wird, sehr erfolgreich ange-
wendet werden — beispielsweise auch in Ostdeutschland (Blum 1999).

Im Gegensatz zur Hypothese der totalen Mobilitdt der Faktoren zdhlen vor allem
solche Standortfaktoren zu den ,,bedingten Variablen, die rdumlich weitgehend
immobil sind und als Potentialfaktoren bezeichnet werden (BIEHL 1975) und es
erlauben, Engpidsse in der Regionalentwicklung zu identifizieren (BLUM 1982),
wodurch sich konkrete Handlungsanweisungen ergeben. Vor allem der Verkehrs-
infrastruktur kommt eine bedeutende Rolle fiir die wirtschaftliche Entwicklung zu
(RIETFELD 1989, 1994).

Damit lassen sich folgende Forderungen ableiten:
1. Die Forderung muss so angelegt werden, dass die erforderlichen Potentialfakto-
ren als moglicherweise limitierende Grofien keinen faktischen Engpass darstellen.

5 Tatséchlich besteht eine Anpassungsméglichkeiten iiber Faktorpreise und Giiterpreise — dies ist aber
in begrenztem Mafe sogar erwiinscht, um die fiir den erfolgreichen Aufbau erforderliche Anpassung
der Produktivititen lokaler Industrien an die des Exportsektors zu erzwingen.

6 Eine Ubersicht hierzu findet sich bei BLUM (1986).
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2. Die Mobilitdt der {ibrigen Faktoren ist zu fordern.

3. Insbesondere die Ansiedlung wird dort regionalpolitisch interessant, wo mobile
Faktoren mit der Ansiedlung immobil werden (d. h. Kosten versenkt werden),
weil dadurch in erheblichem Mafle Standortpragung entsteht.

3.4 Der Beitrag der Neuen Wachstumstheorie und der Neuen Handelstheorie
Die neue Wachstumstheorie stiitzt sich vor allem auf die in der Theorie von LIST
(1848) und SCHUMPETER (1912) postulierten Relevanz des Humankapitals fiir
eine ungleichgewichtige wirtschaftliche Entwicklung, das iiber positive externe Ef-
fekte das gesamtwirtschaftliche Wachstum befruchtet (ROMER 1990). In der Tat
wird das Humankapital zum dominanten Produktionsfaktor und ist fihig, die Au-
Benwirtschaftsbeziehungen jenseits der neoklassisch-ricardianischen Theorie zu
gestalten (Krugman 1991). Insbesondere kdnnen hierdurch Wettbewerbsstrukturen
entstehen, die einseitige Vorteile des Giiteraustausches ermdglichen.

Damit ergeben sich folgende Ansétze:

1. Forderung muss so angelegt werden, dass das erforderliche Wissenskapital be-
reitgestellt werden kann — entweder es ist vor Ort vorhanden oder es muss attra-
hiert werden. Damit gewinnen Bildungsinfrastrukturen und Kulturqualitdten eine
erhohte Bedeutung.

2. Der Netzwerkbildung zur Erzeugung der Externalititen ist ein besonderes Au-
genmerk zu schenken, beispielsweise dadurch, dass ,,Leuchttiirme® derartige
Netzwerke organisieren und damit den bisher unbefriedigenden Standort zu ei-
nem guten Standort machen. Dies erfordert jedoch eine Forderung, die in der Lage
ist, Unternehmen mit entsprechenden Technologien anzusiedeln, fiir die das
Risiko damit nicht mehr nur im Betrieb, sondern in der Ansiedlung selbst liegt.
Damit wird das Niveau von Irreversibilitdten zu einem wichtigen Kriterium der
Forderhohe.

3.5 Die kreislaufanalytische Flanke

Eine Regionalpolitik entlang der oben angegebenen einzelwirtschaftlichen Instru-
mente ist nur solange erfolgreich, wie sie die gesamtwirtschaftliche, durch kreis-
laufanalytische Zusammenhénge vorgegebene Saldenmechanik beachtet. Dieser
Zusammenhang wird vor allem in den ,,GAP-Modellen” und der Transfertheorie
angesprochen. BLUM und MENDE (2000) haben das Revised Minimum Standard
Modell der Weltbank (World Bank 1980) auf die Verhéltnisse Ostdeutschlands an-
gepasst. Dabei steht die Frage im Vordergrund, in welchem Zusammenhang die
Transfers (bzw. die Auflenverschuldung in diesen Modellen) zu den Investitions-
moglichkeiten in der Region stehen und welche Bedeutung dabei auch der endoge-
nen Ersparnis zukommt.
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Im ostdeutschen Kontext, bei der die ,,Verschuldung® tatsdchlich ein Transfer des
Zentralstaats und der Sozialversicherungen ist, wird dabei auf zwei Wirkungen
verwiesen:

Die Wirksamkeit der Transferpolitik hdangt entscheidend daran, dass diese fiir In-
vestitionen genutzt und diese hinreichend profitabel sind. Damit entsteht eine an-
gebotsseitige Beziehung zu den Humankapital- und den Potentialfaktormodellen.

Formal sind zwar die Wechselkurse zwischen Ost- und Westdeutschland aufgrund
der Wihrungsunion fest, aber wegen unterschiedlicher Preise fiir lokale Giter ergibt
sich ein tatsdchlicher Wechselkurs, der die Exportfahigkeit beeinflusst. Entstehen
damit Aufwertungstendenzen, kann dies zu einer Belastung der Exportwirtschaft
kommen, was als Transfereffekt bezeichnet wird.

4. Zahlungsbilanzen ostdeutscher Bundeslinder

4.1 Datengrundlage und Ergebnisse

Die Datengrundlage und die Annahmen, die der Erstellung der Bilanzen zugrunde-

liegen, finden sich im Anhang des Artikels. Ebenfalls im Anhang finden sich die

vollstindigen Bilanzen fiir die Zeit 1991 bis 1998. Hier werden nur die Werte des

Bruttoinlandsprodukts sowie die Salden der Ubertragungsbilanz und der Kapital-

bilanz angegeben. Die einzelnen makrodkonomischen Aggregate sind dabei ent-

sprechend der amtlichen Statistik definiert. Dies bedeutet insbesondere folgendes:

1. Privater Verbrauch: umfasst die Ausgaben der privaten Haushalte fiir Konsum
einschlieBlich der Ausgaben fiir Investitionen fiir die private Nutzung (z. B.
Hausbau).

2. Staatlicher Verbrauch: beinhaltet laufende Sach-, Personal-, Zinsausgaben sowie
laufende Zuweisungen und Zuschiisse des Landes und der kommunalen Haus-
halte.

3. Investitionen: sind Investitionen in Ausriistungen und Bauten der Unternehmen
und des Staates. Nicht enthalten sind hingegen Investitionen, die in die direkte
Nutzung der Privathaushalte eingehen (sind im Privaten Verbrauch enthalten) und
Investitionen im militdrischen Bereich.

4. Bankleistungen: werden unterstellt, um fiir Kreditinstitute (innerhalb der VGR),
die nur fiir einen Teil ihres laufenden Geschifts Gebiihren erheben und sich im
ibrigen aus der Differenz zwischen Vermogensertrigen und Zinsaufwand fi-
nanzieren, einen mit anderen Wirtschaftsbereichen vergleichbaren Produktions-
wert und damit eine vergleichbaren Bruttowertschpfung nachweisen zu konnen.

5. MwSt-Korrektur: ist nachrichtlich angegeben, weil bei einem Defizit ein Teil der
MwSt. nicht weitergewalzt werden kann.

6. Ubertragungen: setzten sich aus Ubertragungen der Linder (Linderfinanzaus-
gleich) und des Bundes (einschlieBlich der Ubertragungen der EU); Ubertragun-
gen der Sozialversicherung und der Treuhandanstalt/BvS zusammen.
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Die Angaben schlieen Berlin nicht ein.

Tabelle 4.1.1:
Bruttoinlandsprodukte der ostdeutschen Lander, 1991 bis 1998

- Angaben in jeweiligen Preisen in Mrd. DM -

Jahr h\fziﬁiemnfniﬁ Brandenburg Szjﬁls;?_ Thiiringen Sachsen
1991 24,205 35,781 35,204 28,763 59,932
1992 30,748 45,491 45,290 39,535 75,905
1993 35,986 55,328 55,838 49,099 93,070
1994 41,220 62,701 62,444 56,284 107,047
1995 45,032 68,086 66,590 59,722 115,495
1996 46,867 72,693 68,704 63,384 121,315
1997 47,914 75,719 69,708 64,929 124,084
1998 48,399 77,759 71,434 66,471 125,335

Tabelle 4.1.2:

Offentliche Transfers an ostdeutsche Lénder, 1991 bis 1998

- Angaben in jeweiligen Preisen in Mrd. DM -
Jahr | Mecklenburg- | Brandenburg Sachsen- Thiiringen Sachsen

Vorpommern Anhalt

1991 8,101 15911 23,383 20,028 38,900
1992 15915 26,257 23,323 20,888 41,740
1993 10,886 20,630 26,017 22,846 46,590
1994 13,845 20,929 20,392 17,267 36,740
1995 10,143 13,247 14,386 13,950 25,720
1996 10,996 15,378 13,966 15,760 29,510
1997 11,272 16,059 17,146 16,673 30,360
1998 11,979 17,015 17,388 17,082 31,600
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Tabelle 4.1.3:
Kapitalimporte der ostdeutschen Lénder, 1991 bis 1998
- Angaben in jeweiligen Preisen in Mrd. DM -

Jahr | Mecklenburg- | Brandenburg Sachsen- Thiiringen Sachsen
Vorpommern Anhalt

1991 -8,840 -3,519 -3,298 -5,999 -7,949

1992 -12,930 -2,793 -14,225 -12,527 -13,133
1993 -15,767 -3,901 -14,239 -14,058 -13,277
1994 -19,985 -13,685 23,683 20,602 32,640
1995 25814 -19,792 -30,699 22,206 -46,670
1996 23,224 -10,089 -30,390 11,286 -46,598
1997 -21,974 -14,951 -26,337 -8,862 -42,938
1998 -20,738 -13,740 -26,363 7,138 -43,077

Die Daten machen deutlich, dass sich die Produktion von 1991 bis 1999 zu laufenden

Preisen in allen ostdeutschen Bundesldndern etwa verdoppelt hat; die Finanzierung

des dabei auftretenden Nachfrageiiberhangs zeugt aber deutliche strukturelle

Unterschiede:

— Die Spitze der 6ffentlichen Transfers findet sich in Sachsen, Sachsen-Anhalt und
Thiiringen im Jahr 1993, in Brandenburg und in Mecklenburg-Vorpommern aber
bereits im Jahr 1992. In allen fiinf Landern nimmt der Transferbedarf seit 1996
wieder zu.

— Die Kapitalimporte als Residuen der Berechnung zeigen hingegen ein deutlich
unterschiedliches Bild: Sachsen gelang es, die seit Mitte der neunziger Jahre
tendenziell sinkenden Kapitalimporte zu stabilisieren, Brandenburg hingegen
verzeichnet einen Absturz.

In der Abbildung Al des Anhangs findet sich eine Darstellung der Nachfrage der
fiinf ostdeutschen Lander. Dabei wurden privater und 6ffentlicher Konsum soweit
entlang der positiven senkrechten Achse abgetragen wie sie dem Bruttoinlandspro-
dukt entsprechen; der Transferbedarf und der Kapitalimport lduft dann gemeinsam
mit dem ibrigen 6ffentlichen Konsum und den Investitionen entlang der negativen
senkrechten Achse.

4.2 Strukturelle Unterschiede

Das Herausarbeiten struktureller Unterschiede erfordert es, eine allgemein akzep-
table Bezugsgrofe fiir den Vergleich zu finden oder die Daten als prozentuale An-
teile des Ganzen darzustellen.
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Als BezugsgroBe soll hier die Bevolkerung herangezogen werden, weil dadurch
regional differenzierte Erwerbsmuster, die dann auch zu unterschiedlichen Pro-
Kopf-Einkommen fithren konnen, die Analyse nicht verzerren. Weiterhin ist die
Gesamtbevolkerung Gegenstand des Anspruchs auf gleichwertige Lebensverhalt-
nisse. AuBlerdem werden Pendlerverflechtungen, die die Erwerbszahl senken aber
trotzdem Wohlstand vor Ort schaffen, ausgeblendet.

Die prozentuale Darstellung dient vor allem dazu, interne Anteilsverschiebungen zu
beleuchten, um nach den Griinden der unterschiedlichen Verwendung des In-
landsprodukts zu fragen.

Im folgenden Abschnitt 4.3 werden dann konkrete Kennzahlen gebildet.

4.3 Entwicklung der Investitionen

Drei Kennzahlen sollen hier besonders untersucht werden, niamlich

— die Entwicklung der Investitionen und ihre Aufteilung in Ausriistungen und
Bauten.

— das Verhiltnis aus Investitionen und Kapitalimporten, um Beschrdnkungen im
Sinne der ,,GAPs* herauszuarbeiten.

— das Verhiltnis aus Investitionen und Erwerbstétigen, um Aussagen zur Ent-
wicklung der Kapitalintensitét zu gewinnen.

4.3.1  Investitionen und ihre Aufteilung in Ausriistungen und Bauten

Die oberste Graphik in Abbildung A3 des Anhangs enthélt Angaben zur Entwick-
lung der absoluten Investitionen der fiinf ostdeutschen Lénder, die in Abbildung A2
zerlegt sind nach Ausriistungen und Bauten. Das hohe Investitionsniveau Sachsens
ist, wie spéter zu zeigen ist, nicht allein auf die GroBe des Landes zuriickzufiihren.
Die Aufteilung macht deutlich, dass sich der infrastrukturelle Nachholbedarf im
Vergleich zum Westen in einer erhdhten Bauaktivitit tatsdchlich wiederfindet. Diese
bauwirtschaftliche Expansion klingt jedoch — wie bereits weiter oben erwahnt — aus,
und diirfte langfristig in Richtung auf einen Anteil der Ausriistungen von 40 % am
Gesamtinvestitionsvolumen fiihren.

4.3.2  Finanzierung der Investitionen durch Kapitalimporte

In Abbildung A3 des Anhangs findet sich eine Graphik, die das Verhiltnis aus In-
vestitionen zu Kapitalimporten wiedergibt. Je hdher dieser Wert liegt, desto stérker
werden Investitionen entweder aus Ersparnissen oder aus 6ffentlichen Transfers fi-
nanziert. Anfang der neunziger Jahre lagen die Werte — mit Ausnahme von Meck-
lenburg-Vorpommern — iiberall {iber 200 %, weil die Treuhandzahlungen als 6f-
fentliche Transfers tatséchlich in erheblichem Umfang Investitionsmittel darstellten.
Fir die Gruppe der Léander Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt und
Sachsen ergibt sich inzwischen weitgehend eine Proportionalitdt; im Falle von
Thiiringen und Brandenburg iiberschielen inzwischen die Investitionen deutlich die
Kapitalimporte.
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4.3.3  Investitionen und Erwerbstdtigkeit

In Abbildung A3 des Anhangs findet sich auch eine Darstellung der Entwicklung
der Investitionen pro Kopf der Erwerbstitigen als Naherung fiir die Entwicklung der
Kapitalintensitit. Sachsen fiihrt hier, Thiiringen liegt zuriick.

4.4 Konsum

Ebenfalls in Abbildung A3 des Anhangs findet sich eine Darstellung der Entwick-
lung der Konsumausgaben und dem Verhéltnis zwischen Konsum- und Investiti-
onsausgaben. Von besonderem Interesse ist dabei, dass in Westdeutschland der
Konsum etwa beim Dreifachen der Investitionen liegt, in Ostdeutschland hingegen
nur beim 1,5-fachen.

4.5 Staatsaktivitit, Transfers und Entwicklung der Produktionsliicke

In Abbildung A4 finden sich vergleichende Schaubilder der Entwicklung der
Staatsausgaben, der Transfers und der Produktionsliicke, jeweils auf die Einwoh-
nerzahl bezogen. Mecklenburg-Vorpommern leistet sich mit 12.000 DM die
hochsten staatlichen Konsum-Ausgaben pro Einwohner, Sachsen mit etwas iiber der
Hilfte des Wertes die geringsten. Die Transfers besitzen dabei inzwischen ein
gleiches Niveau von knapp iiber 6.000 DM pro Einwohner und Jahr.

Die Entwicklung der Produktionsliicke macht deutlich, dass sehr unterschiedliche
Wirtschaftsstrukturen mit hohen oder niedrigen Defiziten einhergehen kénnen. So
verzeichnen Brandenburg und Thiiringen Defizite von nur 10.000 DM pro Jahr,
Sachsen, Sachsen-Anhalt und Mecklenburg-Vorpommern von iiber 15.000 DM.
Wesentliche Griinde hierfiir liegen in der unterschiedlichen Investitionsintensitdt, da
erhebliche Teile Investitionen von auBerhalb Ostdeutschlands zuflieen.

5. Fazit

Geht man davon aus, dass aus der privaten Nachfrage die ,,normale* Zahlungsbi-
lanzstruktur bei auBenwirtschaftlichem Gleichgewicht auf Basis der Werte der
westlichen Bundeslidnder abgeleitet werden kann, so wiirde die zu folgender Bi-
lanzstruktur fithren:

Tabelle 5.1:

Zahlungsbilanz der neuen Bundeslédnder

-in Mrd. DM -

1998 1998 (fiktiv)

Produktion (BIP) 389,40 495,34
Nachfrage (C+G+I) 582,83 493,86
Privater Konsum 284,33 284,33
Staatsverbrauch 118,24 95,60
Investitionen 180,27 113,93
Leistungsbilanz -193,43 1,48
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Das Bruttoinlandsprodukt ldge um rund 95 Mrd. DM hoher und damit annéhernd
gleichauf mit der Nachfrage, die tatséchlich infolge sehr hoher Investitionen, aber
auch eines erhdhten Staatskonsums, aufgebldht ist. In keinem der dstlichen Bun-
deslander ist eine derartige ausgewogene Struktur ndherungsweise erreicht.

Alternativ konnte argumentiert werden, im Sinne einer aulenwirtschaftlich getrie-
benen Entwicklung sollten zumindest die Investitionen durch Kapitalimporte und
Transfers finanziert werden; auch dies ist nirgendwo der Fall: Transfers stiitzen zu
erheblichem Teil die konsumptiven Verwendungen. Die ist um so negativer, je
niedriger der 6ffentliche Anteil der Konsumnachfrage liegt, der in eigentlich in-
vestive Bereiche flie3t, beispielsweise die Bildung. Weiterhin fiihrt die konsumptive
Verwendung der Transfers zur Verteuerung der lokalen Produktion und damit
indirekt — iiber die Vorleistungsverflechtung und die Lohnkonkurrenz mit der Ex-
portbasiswirtschaft — zu einer Kostenzange, die vor allem die industrielle Produktion
schwiécht. Die Umsteuerung der Transfers bleibt daher eine bleibende Aufgabe der
Wirtschaftspolitik.

Die Politik wird die Hohe und die Struktur der Transfers nicht beeinflussen konnen,
ohne — fiir Gesamtdeutschland — zu definieren, was kiinftig der Daseinsfiirsorge
dienen soll, denn der iberwiegende Teil der Transfers ist Ergebnis von ge-
samtstaatlichen Normen, nur fallen die Summen im Osten héher aus als im Westen,
und dies auch deshalb, weil eine schwache Steuerbasis nicht kompensatorisch wirkt.

Die Produktivitdtsproblematik — die Liicke von etwa einem Viertel im Vergleich
zum Westen — zeigt sich deutlich am Abstand von tatsdchlichem zu fiktiven Brut-
toinlandsprodukt. Sie wird sich mit besseren Preisen fiir ostdeutsche Produkte und
einer hoheren Kapazititsauslastung verringern. Hohe Investitionen garantieren aber
keine hohe Produktion — Thiiringen und Brandenburg stellen hier die Gegensétze
dar. Ersteres zeigt abnehmende Pro-Kopf Investitionen bei wachsender Produktion.
Hier diirfte der Marktnidhe besondere Bedeutung zukommen. Neben die Investiti-
onsforderung miissen flankierende Maflnahmen treten, die aber zu erheblichem Teil
nicht Angelegenheit des Staats sind. Vor allem die Férderung von Unternehmen mit
rein lokalem Markt diirfte hier eher kontraproduktiv wirken.
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Anhang
Al: Datendokumentation der Zahlungsbilanzen

Zahlungsbilanzen der ostdeutschen Bundesldnder fiir die Jahre 1991-1998, jeweils
ohne Berlin

(1) Produktion

- entspricht dem Bruttoinlandsprodukt zu jeweiligen Preisen

- Def.: ,,Das Inlandsprodukt umfafit die innerhalb eines Wirtschaftsgebiets
(,,Inland”) erbrachte wirtschaftliche Leistung, und zwar den Wert aller im
Berichtszeitraum produzierten Waren und Dienstleistungen (Produktions-
wert) abziiglich des Wertes der bei der Produktion verbrauchten Giiter
(Vorleistungen), jedoch zuziiglich der in den Vorleistungen der einzelnen
Wirtschaftsbereiche enthaltenen und zundchst vom Produktionswert sub-
trahierten Einfuhrabgaben® (Arbeitskreis VGR, Statistisches Landesamt
Baden-Wiirttemberg)

- Datenquelle: Landesamt fiir Datenverarbeitung und Statistik Land Bran-
denburg

(2) Nachfrage

— Summe aus: (a) privatem Verbrauch, (b) staatlichem Verbrauch und (c) Investi-
tionen innerhalb der einzelnen Bundeslander.

(a) - privater Verbrauch:

— Anzahl der Haushalte je Einkommensklasse * durchschnittliche Mo-
natseinkommen der Einkommensklasse * 12,8 Monate * einkom-
mensklassenspezifische Konsumquote

— Annahme: einkommensklassenspezifische Konsumquote variiert nicht
zwischen neuen Bundeslindern, Konsumquote gilt fiir inldndischen
Konsum, im Zeitablauf angepasst liber die Gesamtentwicklung

— Angaben fiir Haushaltsverteilung fiir Brandenburg fiir die Jahre 1991
und 1992 lagen nicht vor — lineare Approximation aus Folgejahren

— Datenquellen: Statistisches Landesamt des Freistaates Sachsen, Thii-
ringer Landesamt fiir Statistik, Landesamt fiir Datenverarbeitung und
Statistik Brandenburg, Statistisches Landesamt Sachsen-Anhalt, Sta-
tistisches Landesamt Mecklenburg-Vorpommern (jeweils basierend
auf Mikrozensus), Statistisches Bundesamt.
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(b) - staatlicher Verbrauch:

Sachaufwand der Kommunalhaushalte + Sachaufwand der Landesre-
gierung

Sachaufwand der Kommunen fiir Sachsen lag fiir 1991 nicht vor line-
are Approximation aus den Angaben fiir 1992 und 1993

Datenquellen: Statistisches Landesamt des Freistaates Sachsen, Thii-
ringer Landesamt fiir Statistik, Landesamt fiir Datenverarbeitung und
Statistik Brandenburg, Statistisches Landesamt Sachsen-Anhalt, Sta-
tistisches Landesamt Mecklenburg-Vorpommern, Statistisches Bun-
desamt, Bundesministerium der Finanzen.

(c) - Investitionen des Staates und der Unternchmen

Fir 1991-1996 Daten vom Arbeitskreis VGR, fiir 1997 und 1998
hochgerechnet basierend auf bundesdeutschen Gesamtdaten

Summe der Anlageinvestitionen bestehend aus Ausriistungen und
Bauten

Def.: ,,Anlageinvestitionen werden in den Volkswirtschaftlichen Ge-
samtrechnungen brutto, d. h. vor Abzug der Abschreibungen, nachge-
wiesen. Sie werden unterteilt in Ausriistungs- und Bauinvestitionen.

Die Ausriistungsinvestitionen beziechen sich auf Maschinen, maschi-
nelle Anlagen, Fahrzeuge, Betriebs- und Geschéftsausstattungen sowie
auf dhnliche Anlagegiiter, die nicht fest mit Bauten verbunden sind.

Die Bauinvestitionen betreffen Gebdude und sonstige Bauten, wie
StraBen, Briicken, Tunnel, Flugplitze u. A. Einbezogen sind mit Bau-
ten fest verbundene Einrichtungen wie Aufziige, Heizungs-, Liiftungs-
und Klimaanlagen, auBlerdem gértnerische Anlagen, die Umz&unung
von Grundstiicken u. A.“ (Quelle: Arbeitskreis VGR, Statistisches
Landesamt Baden-Wiirttemberg)

Datenquelle: Arbeitskreis fiir Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung
der Léander, Institut der Deutschen Wirtschaft Koln, Statistisches Bun-
desamt.

Korrekturvariable
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Datenquelle: Landesamt fiir Datenverarbeitung und Statistik Land Branden-
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Nachrichtlich
— nicht iiberwélzbare Mehrwertsteuer

— Datenquelle: Landesamt fiir Datenverarbeitung und Statistik Land Branden-
burg.

Saldo der Ubertragungen

— Summe der Ubertragungen (a)der Sozialversicherung, (b)des Bundes
(c) der (anderen) Bundesldnder, (d) des politischen Auslandes, (e) im Rah-
men der Tatigkeit der Treuhandanstalt bzw. Bundesanstalt fiir vereini-
gungsbedingte Sonderaufgaben

(a) - Ubertragungen der Sozialversicherung

— drei Komponenten: Saldo der Krankenversicherung, Rentenversiche-
rung und Bundesanstalt fiir Arbeit:

Saldo der Krankenversicherung:

— nur gesetzliche Krankenversicherung (Orts-, Betriebs-, Innungs-
und Landwirtschaftliche Krankenkassen)

— Differenz aus Ausgaben und Einnahmen, wobei

— Ausgaben (Versichertenleistungen + sonstige Aufwendungen
(ohne Risikostrukturausgleich))

— Einnahmen = Beitrdge der Mitglieder + Beitrdge der Rentner +
sonstige Einnahmen (ohne Risikostrukturausgleich)

— Angabe fiir X(NBL) — aufgeschliisselt anhand der Mitglieds-
zahlen

— Datenquelle: Bundesministerium fiir Gesundheit

Saldo der Rentenversicherung

— Arbeiter-, Angestellten- und Knappschaftliche Rentenversicherung

— Differenz aus Ausgaben (Anzahl der Renten * Durchschnittlicher
Rentenzahlbetrag * 12 Monate) und Einnahmen aus Beitrdgen
(Angabe fiir X(NBL) verteilt nach Anzahl der Mitglieder je Bun-
desland)

— Annahme bzgl. 1991:

— Ausgaben: Rentenzahlbetrag zwischen 1991 und 1992 unver-
dndert, Anzahl der Rentennehmer mit linearem Trend aus den
Angaben fiir 1992 und 1993 ermittelt
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— Einnahmen: Anzahl der Beitragszahler als arithmetisches Mittel
der Angaben fiir 1992 bis 1994

— Datenquelle: Verband Deutscher Rentenversicherungstrager

Saldo der Bundesanstalt fiir Arbeit

— Ausgaben mit den Einnahmen aus Beitrdgen des Landes saldiert.

— Annahme: bundeslandspezifische Verteilung der Einnahmen fiir
1997/1998 basiert auf der Verteilung von 1996

— Datenquelle: Bundesanstalt fiir Arbeit
b) - Ubertragungen des Bundes

— Saldo der Ubertragungen iiber den Landeshaushalt (Transfers fiir In-
vestitionen, laufende Zuweisungen und Zuschiisse, ohne Schulden-
diensthilfen)

— Datenquelle: Bundesministerium fiir Finanzen
(c) - Ubertragungen von/an andere Bundeslinder

— Ubertragungen des Bundeslandes an abziiglich der Ubertragungen an
das Bundesland (laufende Zuweisungen, Zuschiisse iiber Lander-
finanzausgleich sowie sonstigen; Transfers fiir Investitionen)

— Datenquelle: Bundesministerium fiir Finanzen
(d) - Ubertragungen an das (politische) Ausland
— Datenquelle: Bundesministerium fiir Finanzen

(e) - Ubertragungen der Treuhandanstalt/Bundesanstalt fiir vereinigungsbe-
dingte Sonderaufgaben

— fur 1990-1994 ist das Gesamtbudget anhand der Investitionszusagen
iiber die Jahre und die Bundesldnder aufgeschliisselt

— 1995-1998 ist das Gesamtbudget des Zeitraumes 1995-2000 temporale
Gleichverteilung, regionale Verteilung anhand der Investitionszusagen

— Annahme: Investitionszusagen als Schliissel

— Datenquelle: Bundesanstalt fiir vereinigungsbedingte Sonderaufgaben
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Abbildung A3:
Struktur von Investitionen bzw. Konsumausgaben

Investitionen
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Konsumausgaben
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Abbildung A4:
Staatsausgaben, Ubertragungen und Produktionsliicke
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Die aktive Arbeitsmarktpolitik in den neuen Bundeslindern

Martin Eichler und Prof. Dr. Michael Lechner*

Schweizerisches Institut fiir Aussenwirtschaft und
Angewandte Wirtschaftsforschung (SIAW)
Universitdt St. Gallen

Einleitung

Die aktive Arbeitsmarktpolitik (AAMP) spielte in den neuen Bundeslandern (NBL)
von Beginn des Transformationsprozesses an eine gewichtige Rolle. Bis 1999 hat
die Bundesanstalt fiir Arbeit als ausfithrendes Organ iiber 145 Mrd. DM fiir die
AAMP in den NBL ausgegeben. Im Schnitt hielten sich jedes Jahr deutlich iiber
30 % der Arbeitssuchenden in den verschiedensten Maflnahmen der AAMP auf, wie
aus Tabelle 1 ersichtlich ist.! Obwohl das Niveau der AAMP in den NBL im Laufe
der Jahre stark schwankte, war der Umfang der AAMP zu Beginn, in den Jahren
1991 und 1992, deutlich am hochsten und sank bis 1996 in etwa auf das heutige
Niveau. Trotz diesem fallenden Trend konnte auch 1999 noch ein durchschnittlicher
Bestand von ca. eine halbe Million Teilnehmer gezdhlt werden. Obwohl langsam
eine Angleichung an das westliche Niveau stattfindet, kann man auch fiir 1999 noch
feststellen, dass der Anteil der Teilnehmer Bildungsmafnahmen (Fortbildung und
Umschulung, FuU) bezogen auf die Gesamtzahl der Arbeitsuchenden im Osten um
ca. 30% iber dem entsprechenden Anteil im Westen liegt. Fiir
Arbeitsbeschaffungsmassnahmen (ABM) ist dieser Anteil im Osten sogar Osten
etwa 6 mal so groB3 (um 600 % hdher). Betrachtet man den Mix der AAMP in den
neuen Bundeslandern, wird aus Tabelle 1 ersichtlich, dass im Osten die ABM von
Anfang an neben FuU eine Hauptrolle gespielt haben — ein wesentlicher Unterschied
zum Westen, wie aus einem Vergleich mit Tabelle 3 ersichtlich wird. Daran hat sich
auch bis heute nichts gedndert.

Von Beginn an verfolgte die AAMP in den NBL sowohl sozialpolitische Ziele, also
konkret die Abfederung des Transformationsprozesses durch Substitution von
individuellen Zeiten der Arbeitslosigkeit durch Zeiten in Bildungsprogrammen oder
subventionierter Beschéftigung, als auch beschéftigungspolitische Ziele, ndmlich
die Erhohung der individuellen Chancen auf eine dauerhafte Beschéftigung fiir die

* MARTIN EICHLER ist wissenschaftlicher Mitarbeiter des SIAW. MICHAEL LECHNER ist Ordi-
narius fiir Empirische Wirtschaftsforschung und Okonometrie an der Universitit St. Gallen, Direktor
des SIAW, Forschungsprofessor des ZEW und Research Fellow des IZA. Wir danken dem Schwei-
zerischen Nationalfonds (Projekt 1214-53735) und der Deutschen Forschungsgemeinschaft (Projekt
LE 928/2-2) fur die Unterstiitzung mehrerer Arbeiten, die die Grundlage fiir dieses Papier bilden.

1 In diesem Beitrag werden als AAMP nur die in Abschnitt zwei erliuterten MaBnahmen Fortbildung
und Umschulung, Arbeitsbeschaffungsmafinahmen, Kurzarbeit, und — mit Einschrinkungen —
Vorruhestand zusammengefasst. Verschieden kleinere und spezialisierte Mainahmen, insbesondere
MaBnahmen im Rahmen der seit 1998 mit dem Sozialgesetzbuch III moglichen freien Férderung,
konnten hier nicht beriicksichtigt werden.
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einzelnen Teilnehmer an diesen Programmen. Durch die Reform des bisherigen
Arbeitsforderungsgesetztes (AFG) durch das Sozialgesetzbuch I11 (SGB III) wurden
vom Gesetzgeber die beschéftigungspolitischen Ziele der AAMP allerdings
eindeutig in den Vordergrund geriickt.

Tabelle 1:
Die Entwicklung des Arbeitsmarktes in den neuen Bundeslédndern

1992 1995 1999
Vorruhestand 811 374 6
Fortbildung und Umschulung 383 219 141
Arbeitsbeschaffungsmassnahmen u.4. 388 312 348
Kurzarbeit 376 87 29
Beschiftigte 5.644 5.962 5.884
Arbeitslose (gemeldet) 1.173 1.051 1.345
Insgesamt 8.758 8.086 7.689

In 1.000 Personen; durchschnittlicher Bestand ein Teilnehmern/Betroffenen im Jahresverlauf. Vgl. Ta-
belle A.1 fiir die restlichen Jahre. FuU ausschlieBlich Einarbeitungszuschuss; Arbeitsbeschaffungs-
massnahmen u. A. umfasst ABM, §249H, SAM und SAM fiir Wirtschaftsunternehmen; Kurzarbeit ein-
schlieBlich Schlechtwettergeld, Winterausfallgeld; Vorruhestand einschlieflich Altersiibergangsgeld und
Altersteilzeit.

Quelle: Autorengemeinschaft (2000), Tab. 3b und 4b; ANBA (1992-2000).

Im GrofB3en und Ganzen kann es als relativ unstrittig gelten, dass die AAMP aus so-
zialpolitischer Sicht den Transformationsprozess deutlich abgefedert hat und somit
aus der kurzfristigen sozialpolitischen Perspektive durchaus als erfolgreich einge-
stuft werden kann. Der fehlende wissenschaftliche Nachweis ihres beschéftigungs-
politischen Erfolgs hat die AAMP in den NBL inzwischen jedoch heftig in die
Diskussion gebracht, denn die immensen Kosten sind natiirlich ohne die beschifti-
gungspolitische Komponente wesentlich schwieriger zu rechtfertigen.2 Ein Beispiel
der Hitzigkeit dieser Diskussion ist die Stellungnahme von Herrn Zwickel von der
IG Metall ("wirtschaftspolitische Schreibtischtiterei") auf das Thesenpapier der hier
repréasentierten drei Institute (DIW, IWH und IfW), die im Prinzip einen Abbau der
AAMP in den NBL auf westliches Niveau, also mehr als eine Halbierung, verlangen.
Aus wissenschaftlicher Sicht ist allerdings die Beobachtung hinzuzufiigen, dass
diese Diskussion eher von gegensitzlichen politischen Grundiiberzeugungen als von
iiberzeugender empirischer Evidenz geprégt zu sein scheint.3 Zumindest ein Teil der
gegensitzlichen Positionen resultieren auBlerdem  weniger aus einer
unterschiedlichen Bewertung der Effizienz der AAMP beziiglich den beiden

2 Der ebenfalls fehlende empirische Nachweis des Erfolgs der AAMP im Westen wird hier nicht weiter
thematisiert.

3 Es sei an dieser Stelle erwihnt, dass die Autoren dieses Beitrags beide Positionen als wissenschaftlich
ungeniigend fundiert betrachten und eine Versachlichung der Diskussion als niitzlich erachten
wiirden.
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Teilzielen, sondern auf einer unterschiedlichen Gewichtung der jeweiligen Teilziele.
Es wire sicher forderlich, diese Diskussion aufzuspalten und zunichst in einer
politischen Debatte abzukldren, welche und in welchem Umfang sozialpolitische
Ziele mit der AAMP erreicht werden sollen. Nur im Anschluss daran kann geklart
werden, in wie weit die AAMP unter den jeweiligen Rahmenbedingungen ein
geeignetes Instrumentarium zur Erreichung dieser Ziel darstellt oder ob es
Alternativen gibt. Dabei muss den berechtigte ordnungspolitische Bedenken
Rechnung getragen werden, wenn Sozialpolitik zum groflen Teil aus den Beitrdgen
der Arbeitslosenversicherung finanziert wird.

2. Die aktive Arbeitsmarktpolitik in den neuen Bundesliindern
2.1 Die wichtigsten MafSnahmen der aktiven Arbeitsmarktpolitik
und ihre Ziele

Die Arbeitsmarktpolitik der Bundesrepublik Deutschland und der Bundesanstalt fiir
Arbeit als ausfiihrendes Organ soll im Rahmen der Sozial- und Wirtschaftspolitik
insbesondere einen hohen Beschiftigungstand erzielen und aufrecht erhalten, die
Beschiftigungsstruktur verbessern und damit das Wachstum der Wirtschaft
fordern.4 Zur Verfolgung dieser Ziele stehen der Bundesanstalt fiir Arbeit und den
ihr unterstellten Arbeitsdmtern neben den héufig als passive Arbeitsmarktpolitik
bezeichneten Instrumenten, der Gewédhrung von Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe
und anderen Lohnersatzleistungen, eine Reihe von aktiven arbeitsmarkpolitischen
MaBnahmen zur Verfiigung. Abgesehen von Beratung und Stellenvermittlung sind
die im Rahmen dieser Arbeit wichtigsten Mallnahmen Kurzarbeitergeld, berufliche
Fortbildung und Umschulung, Arbeitsbeschaffungsmassnahmen in un-
terschiedlicher Auspriagung und verschiedene Moglichkeiten zum vorzeitigen
Ubergang in Rente. Im Folgenden werden die einzelnen MaBnahmen kurz erliutert.

Kurzarbeitergeld (KAG) soll einen Ausgleich fiir einen teilweisen und temporaren
Ausfall des Arbeitsumfangs und der damit verbundenen Einkommenseinbussen
schaffen, um Entlassungen aufgrund tempordrer Schwankungen in der Arbeits-
nachfrage eines Betriebs zu vermeiden. Allerdings darf KAG nicht dazu verwendet
werden, regelméfige und/oder vorhersehbare Schwankungen auszugleichen, wie z.
B. typisch im Gaststdttengewerbe. In den neuen Bundesldndern wurde KAG bis
1992 in erheblichem Umfang durch die Anwendung von Ausnahmeregelungen auch
dann verwendet, wenn die Arbeitszeit auf Null reduziert wurde und vorab klar war,
dass die Verringerung des Arbeitsbedarfs eines Unternechmens nicht nur temporér
war, die sogenannte Kurzarbeit Null. Je nachdem, ob wihrend dieser Zeit Arbeiten
im Betrieb durchgefiihrt wurden (z. B. Abriss- und Sanierungsarbeiten), eine
Fortbildung stattfand oder der Bezieher tatsichlich ohne Beschiftigung war,

4 Vgl. AFG §§1,2. Die seit 1997 geltenden Regelungen des SGB III fiir die Arbeitsforderung sind
vergleichbar, allerdings mit einer stiirkeren Fokussierung auf die beschéftigungspolitischen Ziele an-
stelle der allgemeineren wirtschafts- und sozialpolitischen Ziele.
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entspricht diese Art der Kurzarbeit in ihrer erwarteten Wirkung mehr ABM, FuU
oder Arbeitslosigkeit.

Das Ziel von Fortbildung- und Umschulung (FuU) ist es, die Qualifikationen einer
Person an die Bediirfnisse des Arbeitsmarkts anzupassen. Dies kann auf sehr unter-
schiedliche Art geschehen und umfasst von Kursen, die zur Orientierungs- und
Bewerbungshilfe im Arbeitsamt durchgefiihrten werden und nur wenige Tage dau-
ern, bis zu mehrjéhrigen Umschulung auf einen neuen Beruf ein weites Spektrum.
Je nach individuellen Voraussetzungen iibernehmen die Arbeitsdmter hierbei die
Kosten der Fortbildung ganz oder teilweise. Auch konnen die Arbeitsdmter wahrend
der Teilnahme an FuU ein Unterhaltsgeld bezahlen, das in der Hohe vergleichbar
zum Arbeitslosengeld ist. Da in den neuen Bundeslindern die individuellen
Voraussetzungen von der iiberwiegenden Mehrheit der Beschiftigten wie auch der
Arbeitslosen erfiillt wurden und bis 1993 ein Rechtsanspruch auf entsprechende
Forderung und die Zahlung von Unterhaltsgeld bestand, iibernahmen die
Arbeitsdmter in den neuen Bundeslédndern fiir den Kreis der Teilnehmer an FuU den
iiberwiegenden Teil der Kosten der Fortbildung, der direkten Kosten wie auch der
indirekten Kosten in Form von entgangenem (potentiellen) Einkommen bzw.
Arbeitslosenunterstiitzung.

Arbeitsbeschaffungsmassnahmen (ABM) unterteilen sich in origindre ABM und in
produktive Lohnkostenzuschiisse (§249h) bzw. seit 1997 Strukturanpassungsmaf-
nahmen (SAM). Diese unterscheiden sich in einigen Details, insbesondere auch in
der Hohe der Forderung, jedoch ist eine ausfiihrlichere Diskussion dieser Unter-
schiede im Rahmen dieser Arbeit nicht nétig. Prinzipiell stellen ABM einen Lohn-
kostenzuschuss fiir einen Arbeitsplatz dar. Formale Voraussetzung ist, dass die
ausgefiihrten Arbeiten ohne die Férderung nicht durchgefiihrt wiirden, dass sie nicht
in Konkurrenz zu privatwirtschaftlichen Angeboten stehen und dass die All-
gemeinheit von der Durchfiihrung der Arbeiten profitiert. Die Zuweisung zu ABM
soll sich besonders auf die Problemgruppen des Arbeitsmarkts konzentrieren.

Der vorzeitige Ubergang in die Rente in seinen unterschiedlichen Formen, in den
NBL insbesondere die Gewédhrung von Vorruhestands- und Altersiibergangsgeld,
dient der direkten Entlastung des Arbeitsmarkts durch die Reduktion des Arbeits-
krifteangebots élterer Arbeitnehmer. Diese konnen bei erreichen der Altersgrenze
(55 oder hoher) und Arbeitslosigkeit vorzeitig aus dem Arbeitsmarkt ausscheiden
und werden trotz Leistungen durch die Arbeitsdmter von der Pflicht zur Beschafti-
gungssuche entbunden. Hier ist es nicht Ziel, die individuellen Wiederbeschafti-
gungschancen zu erhdhen, sondern ganz im Gegenteil soll eine Wiederbeschéftigung
vermieden werden. Es kann also nur ein kleiner Teil der im folgenden diskutierten
Ziele der AAMP {iberhaupt erreicht werden. Dementsprechend spiclen diese
MaBnahmen hier nur eine untergeordnete Rolle und werden in der weiteren Dis-
kussion, sofern nicht explizit erwéhnt, nicht beriicksichtigt.
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Das vorrangige Ziel aller MaBBnahmen der AAMP soll es sein, Arbeitslosigkeit zu
verhindern oder abzubauen. Wahrend KAG dadurch hilft, dass tempordre Schwie-
rigkeiten tliberbriickt werden, sollen FuU und ABM stérker der Verbesserung der
individuellen Chancen auf dem Arbeitsmarkt dienen. Dies kann durch eine Verbes-
serung der individuellen Qualifikation erreicht werden. Offensichtlich ist dies die
Zielrichtung von FuU, aber auch im Rahmen von ABM soll Humankapital gebildet
oder zumindest der Verlust von Humankapital bei lang anhaltender Nichtbeschaf-
tigung vermieden werden. Dies geschieht auch formal durch die Einbeziehung von
Fortbildungsanteilen, aber insbesondere informell durch Berufserfahrung. Die
Teilnahme an AAMP kann auch dazu dienen, die Arbeitsmotivation des Teilnehmers
zu erhohen und/oder diese Motivation zukiinftigen potentiellen Arbeitgebern
gegeniiber zu demonstrieren. ABM, aber auch FuU wenn diese beispielsweise
Praktika einschlieBen, konnen unter Umsténden von einem potentiellen Arbeitgeber
genutzt werden, um einen Arbeitnehmer kostenlos oder -giinstig und unverbindlich
zu testen.

Neben der Verbesserung der individuellen Vermittlungschancen kann die AAMP
auch zur Verbesserung der Gesamtsituation des Arbeitsmarktes beitragen. Wie jede
nicht budgetneutrale zusétzliche Staatsausgabe kann AAMP direkt und indirekt zu-
sitzliche Arbeitsnachfrage schaffen. Direkt konnen Arbeitspldtze zum Beispiel im
Rahmen von ABM geschaffen werden, aber beispielsweise auch durch den Bedarf
an Lehrkriften fiir FuU und den Verwaltungsaufwand bei den Arbeitsimtern. Dar-
tiber hinaus konnten sich die Arbeitsnachfrage zumindest kurzfristig auch indirekt
iber Multiplikatoreffekte bei dem Einkauf von Vorprodukten und/oder durch zu-
sitzlichen Konsum der Teilnehmer noch erhhen. Um also positiv auf die Arbeits-
marktentwicklung zu wirken, miissen der Effekte der Staatsausgaben fir AAMP
grofler sein als fiir alle alternativen Verwendungen der Finanzmittel (auf Ausga-
benseite wie z. B. filir Infrastrukturprojekte, aber auch auf Einnahmeseite, bei-
spielsweise fiir eine Senkung der Staatsverschuldung oder Steuersenkungen). Hier-
bei sollten nicht nur kurzfristige Effekte Berlicksichtigung finden.

Eine weitere Wirkungsmoglichkeit der AAMP auf die Gesamteffizienz des Ar-
beitsmarkts besteht darin, dass durch Qualifikation in FuU bestimmte Stellen fiir
Spezialisten besetzt werden kdnnen, die ansonsten nicht zu besetzen gewesen wéren.
Zusitzlich ist nicht auszuschlieBen, dass eine mit der Besetzung der Spezia-
listenstelle einhergehende Erweiterung der Téatigkeit eines Unternehmens dazu fiihrt,
dass auch zusétzlicher nicht spezialisierter Arbeitskréftebedarf entsteht.

Neben diesen arbeitsmarktbezogenen Zielen werden héufig auch sozialpolitische
Ziele als Rechtfertigung fiir AAMP angefiihrt, auch wenn diese nicht explizit in den
gesetzlichen Regelungen genannt werden. Der Beitrag zur Existenzsicherung fiir die
Teilnehmer und zum Erhalt des sozialen Friedens sind hier zu nennen, insbesondere
vor dem Hintergrund der gewaltigen Verdnderungen in den neuen Bundesldndern
seit der Wiedervereinigung. SchlieBlich konnten auch rein politische Ziele, ein
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'optisches' Absenken der Arbeitslosenquote, eine (implizite) Rolle bei der
Ausgestaltung der AAMP spielen.

2.2 Die Teilnahme an der AAMP in den neuen Bundeslindern 1991-1999

Im Folgenden soll kurz geschildert werden, welche Bedeutung die AAMP in den
NBL auf Grund ihres grolen Umfangs hatte. Seit der Wiedervereinigung haben in
den NBL insgesamt mehr als sieben Millionen mal Personen an FuU oder ABM
teilgenommen. Dies entspricht nahezu der Zahl der Beschiftigten Anfang der
neunziger Jahre, bedeutet jedoch aufgrund von Mehrfachteilnahme und Ausscheiden
aus dem Arbeitsmarkt nicht, dass jede Person einmal an einer Maflnahme teil-
genommen hitte. Die Zahl belegt jedoch die immense Bedeutung der AAMP fiir den
Arbeitsmarkt in den neuen Bundeslédndern. Tabelle 2 enthilt die jahrlichen Eintritte
in FuU bzw. ABM einschlielich den prozentualen Anteil verschiedener Unter-
kategorien. Deutlich ldsst sich erkennen, dass auf dem Hohepunkt der wirt-
schaftlichen Umbruchsphase, 1991 und 1992, auch die Anzahl der Maflnahmen-
eintritte am hochsten war, insbesondere fiir FuU, dem bei der Ergdnzungs-, Um- und
Neuqualifizierung der Arbeitskrifte der ehemaligen DDR eine erhebliche Be-
deutung beigemessen wurde. Nicht ersichtlich ist aus der Tabelle allerdings die
Tatsache, dass es sich hier im Durchschnitt um wesentlich kiirzere MalB3nahmen
handelte als in spéteren Jahren, so dass der Riickgang der Bedeutung von FuU in
Tabelle 2 iiberzeichnet wird. Fiir ABM lésst sich eine solche Reduktion nicht beo-
bachten, sondern die Teilnehmerzahlen entwickeln sich eher Wellenférmig mit be-
sonders grofler Beteiligung in 1991, 1994 und 1998, ohne einen Auf- oder Ab-
wirtstrend klar erkennen zu lassen. Diese Struktur ist weniger {iberraschend, als es
auf den ersten Blick scheint. Wegen der Umstellung von technischen, organisatori-
schen und rechtlichen Normen mit oder kurz nach der Wiedervereinigung war der
Anpassungsbedarf in der beruflichen Qualifizierung und damit an FuU zu Beginn
der neunziger Jahre in den NBL sicher besonders grol. ABM dagegen soll den
Verlust von Humankapital und Demotivation durch ldngerfristige Arbeitslosigkeit
vermeiden, und zielt stirker auf die Problemgruppen des Arbeitsmarkts, auch aus
sozialpolitischen Sicht heraus. Die entsprechenden Problemgruppen zeigten bzw.
bildeten sich erst nach einiger Zeit, und die Arbeitslosigkeit hat sich in der zweiten
Halfte der neunziger Jahre verfestigt, so dass auch der Bedarf an ABM nicht ge-
sunken ist.
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Tabelle 2:
Eintritte in die wichtigsten MaBnahmen der aktiven Arbeitsmarktpolitik in den
neuen Bundesldndern

1991 | 1992 | 1993 | 1994 | 1995 | 1996 | 1997 | 1998 | 1999
FortbildungsmaBnahmen
(Ful) 892 | 888 | 294 | 287 | 257 | 269 | 166 | 236 | 183
davon in %:
Frauen 60 66 62 67 70 66 59 54 52
Langzeitarbeitslose 10 16 33 32 28 26 27 25
berufliche Fortbildung 50 52 62 69 72 76 77 - -
Umschulung 15 21 28 24 21 18 16 - -
kurze Mafinahmen 21 15 - - - - - - -
Einarbeitung 15 13 11 7 8 6 7 - -
ABM und éhnliches 422 | 296 | 313 | 356 | 279 | 283 |243* | 528 | 401
davon in %:
Frauen 37 44 41 56 58 58 53 52 40
Langzeitarbeitslose 392 | 53* | 76* | 72° 60
org. ABM 100 | 100 78 82 80 83 58 52 52
§249h/SAM - - 22 18 20 17 | 42* | 49° 12
SAM fiir Wirtschafts-
unternehmen - - - - - - |nv® |nv? 36

Eintritte in Programm in 1000 Personen. "Kurze MaBinahmen" beziehen sich auf §41a AFG, der 1993
gestrichen wurde. Ab 1998 gehort der Einarbeitungszuschuss nicht mehr zu FuU, daher wird er hier nicht
mehr ausgewiesen.

* Zahlen aus Steiner und Hagen (2000), SAM und SAM fiir Wirtschaftsunternehmen gemeinsam, der
Anteil der Langzeitarbeitslosen wurde auf Basis der Bestdnde und ohne Informationen fiir die Teilnehmer
an SAM berechnet und ist daher hier nur als 'Naherung' zu verstehen. n.v.: Informationen nicht verfiigbar.

Quellen: ANBA (1992-2000); STEINER/HAGEN (2000).

Der Riickgang der Teilnahme an FuU im Jahr 1993 geht einher mit — und war z. T.
bedingt durch — deutlichen Verdnderungen in der Struktur des Arbeitsmarktes und
der Arbeitslosigkeit sowie erheblichen Gesetzesdnderungen. Auf dem Arbeitsmarkt
begann sich die Arbeitslosigkeit zu verfestigten, und es bildeten sich deutliche
Problemgruppen heraus. Dem wurde Rechnung getragen, indem Problemgruppen
bei der Zuweisung zur AAMP stérkere Berticksichtigung fanden. In Tabelle 2 wird
dies beispielhaft an den beiden wohl bedeutendsten Problemgruppen in den neuen
Bundeslidndern verdeutlicht, nimlich Frauen und Langzeitarbeitslosen. Auch hier
zeigt sich wieder, dass insbesondere das Instrument ABM fiir die Férderung dieser
Problemgruppen eingesetzt wurde. Gleichzeitig wurden 1993 einige der Zugangs-
bedingungen zur AAMP verschirft und insbesondere der Rechtsanspruch auf Un-
terstlitzung zu FuU gestrichen, so dass eine genauere Fokussierung der Maflnahmen
und der verfiigbaren finanziellen Mittel moglich wurde.
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Ein erneuter erheblicher Wandel der gesetzlichen Rahmenbedingung der AAMP
fand 1998 mit der Einfiihrung des SGB III statt. Hierbei wurde u. a. auch die Zu-
sammensetzung der AAMP neu gestaltet und erheblich mehr Flexibilitdt bei ihrer
Ausgestaltung geschaffen. Auf eine Diskussion dieser Anderungen wird jedoch in
diesem Beitrag verzichtet. Auch sind die Auswirkungen dieser Anderungen bisher
wegen der vergleichsweise kurzen Zeitspanne noch kaum zu beobachten. 5

Tabelle 3:
Vergleich der durchschnittlichen Bestdnde der AAMP in den neuen Bundesldndern
und den alten Bundesldndern

1991 | 1992 | 1993 | 1994 | 1995 | 1996 | 1997 | 1998 | 1999

Neue Bundeslénder
Arbeitslose 445 913 |1.170 | 1.149 | 1.142 | 1.047 | 1.169 | 1.364 | 1.375
Teilnehmer an FuU n.v. n.v. 378 257 254 238 184 147 141
Teilnchmer an ABM | 183 388 | 237 | 280 312 277| 234| 317| 348

Teilnehmer an 1.616 370 181 97 71 71 49 34 n.v.
Kurzarbeit

Arbeitssuchende® n.a. na. | 1.966 | 1.783 | 1.779 | 1.633 | 1.636 | 1.862 | 1.864
FuU-Quotient na | na. | 019]| 0.14| 0.14| 0.15| 0.11| 0.08 | 0.08
ABM-Quotient na. | na.| 0.12]| 0.16]| 0.18| 0.17| 0.14| 0.17| 0.19
AAMP-Quotient na | na | 040| 036| 036| 036| 029 027 0.26
Alte Bundeslénder

Arbeitslose 1.689 | 1.808 | 2.270 | 2.556 | 2.565 | 2.796 | 3.021 | 2.904 | 2.756

Teilnehmer an FuU 213 | 225 214| 203 | 231 248 | 201 175 192
Teilnehmer an ABM 83 78 51 57 70 75 67 71 81

Teilnehmer an 145 283 767 275 128 206 133 81 n.v.
Kurzarbeit

Arbeitssuchende® 2.130 | 2.394 | 3.302 | 3.091 | 2.994 | 3.325 | 3.422 | 3.231 | 3.029
FuU-Quotient 0.10 | 0.09| 0.06 | 0.07| 0.08| 0.07| 0.06| 0.05| 0.06
ABM-Quotient 0.04 | 0.03| 0.02| 0.02| 0.02| 0.02| 0.02| 0.02| 0.03
AAMP-Quotient 021 | 024 031 0.17| 0.14| 0.16| 0.12| 0.10| 0.09

Durchschnittliche Teilnehmer/Betroffene in 1000 Personen. FuU beinhaltet berufliche Fortbildung,
Umschulung, kurze Maflnahmen und — bis 1997 — Einarbeitung; ABM beinhaltet org. ABM, §249h und
SAM; 'Arbeitssuchend' ist definiert als Arbeitslos oder in einem der genannten Programme.

* 1999 ohne Kurzarbeiter. n.v.: Informationen nicht verfiigbar.

Quellen: ANBA (1992-2000); AUTORENGEMEINSCHAFT (2000), Tab. 3b und 4b.

Neben den absoluten Teilnehmerzahlen wird die Bedeutung der AAMP auch durch
die Anteile der Teilnehmer an AAMP an allen Arbeitsuchenden besonders deutlich.
Tabelle 3 enthélt die entsprechenden Zahlen. Sie zeigen fiir die NBL einen seit 1993
kontinuierlich fallenden Trend. Waren 1993 noch ca. 40 % der offiziell

5 Der interessierte Leser sei fiir Details auf den Text des SGB's III verwiesen.
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Stellensuchenden in AAMP, so fiel dieser Anteil bis 1999 auf ca. 26 %.6 Im Ver-
gleich dazu bleibt im Westen ohne Beriicksichtung der Kurzarbeit der Anteil der
Personen in AAMP relativ konstant und schwankt ab 1993 zwischen 7 und 10 %.

Beziiglich der Zusammensetzung der AAMP treten ebenfalls deutliche Unterschiede
auf. ABM spielte im gesamten betrachteten Zeitraum im Osten eine erheblich
grofere Rolle als im Westen. Dieser Trend wurde im Laufe der Zeit sogar verstarkt.
Wihrend die Bedeutung von FuU im Osten mit der Reduktion eines Anteils der FuU
Teilnehmer von 19 % (1993) an allen Arbeitssuchenden auf 8 % (1999) sank, stieg
der vergleichbare Anteile von ABM Teilnehmern sogar von 12 % (1993) auf 19%
(1999) an. Wiahrend nach den letzten Zahlen von 1999 im Osten der Anteil der FuU
Teilnehmer an allen Arbeitssuchenden nur noch etwa 30% iiber dem
entsprechenden Anteil in den alten Bundeslédndern lag, betragt die gleiche GroBe fiir
ABM 600 %. Es ist diese Dominanz der ABM im Osten, die im Mittelpunkt der oft
geduBerten Kritik an der AAMP in den NBL steht.

Abbildung 1:
Bestand an Teilnehmern in den wichtigsten Malnahmen der AAMP
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Quelle: Statistiken der Bundesanstalt fiir Arbeit (in elektronischer Form).

Betrachtet man neben den jéhrlichen Zahlen auch die monatlichen Bestdande in den
MafBnahmen, so erkennt man eine erhebliche Variabilitdt (vgl. Abbildung 1), die
jedoch auch nach Mallnahmenart sehr unterschiedlich ist. Gibt es bei FuU einen
mehr oder weniger stetigen Abwiértstrend, so schwanken die ABM Bestdnde au-
Berordentlich stark. Hierbei zeigt sich auch ein verbliiffender Zusammenhang zu den
jeweiligen Terminen der Bundestagswahlen. Sowohl 1994 als auch 1998 ist ein
starkes Ansteigen der Teilnehmer an AAMP zu erkennen. Im September und
Oktober 1998 wurden beziiglich der Gesamtzahl der Teilnehmer sogar die Niveaus

6 Es sei nochmals darauf hingewiesen, dass in den verwendeten Teilnehmerzahlen einige kleinere
MalBnahmen nicht beriicksichtigt sind, und die vollstdndigen Quotienten fiir die gesamte AAMP damit
etwas hoher liegen.
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vom Frithjahr 1993 nahezu wieder erreicht, wenn auch nur kurzfristig. Im Anschluss
an diese Monate fielen die Bestdnde jeweils wieder.

3. Kosten und Nutzen der aktiven Arbeitsmarktpolitik

Fiir die wirtschaftspolitisch entscheidende Frage, ob und in welchem Umfang die
Programme der aktiven Arbeitsmarktpolitik weitergefiihrt werden sollen, miissen
letztendlich Kosten-Nutzenabwégungen entscheiden, auch wenn diese oft sehr
schwierig in objektiver Art und Weise zu treffen sind. In diesem Abschnitt wollen
wir daher die zur Verfiigung stehende Evidenz zu den Kosten-Nutzensaspekten
konzentriert darstellen und bewerten.

3.1 Kosten

Betrachtet man als Approximation fiir die Bruttogesamtkosten der Mafinahmen die
Ausgaben der Bundesanstalt fiir Arbeit, so ergibt sich folgendes Bild. Von 1990 bis
1999 wurden fiir die wichtigsten Programme der aktiven Arbeitsmarktpolitik in den
NBL (ohne Altersiibergangsgeld, mit Kurzarbeit) iiber 145 Milliarden DM
ausgeben, zuletzt im Jahre 1999 iiber 14 Milliarden.” Abbildung 2 zeigt die Ent-
wicklung der Ausgaben fiir einzelne Programme und in einer separaten Graphik die
Ausgaben fiir ALG und ALH. Vergleicht man die Entwicklung der Quoten der hier
aufgeflihrten Ausgaben fiir die AAMP im Vergleich zu den Ausgaben fiir die passive
Politik (ALG + ALH), so erkennt man, dass diese Quote seit 1996 in etwa konstant
bei 50 % liegt, wihrend sie 1992 noch iiber 200 % betrug.

Eine andere Art, die Bruttokosten der AAMP zu betrachten, besteht darin, die
durchschnittlichen Kosten pro Teilnehmer in den einzelnen Maflnahmen zu ver-
gleichen mit den Bruttokosten, den der Verbleib in Arbeitslosigkeit verursachen
wiirde. Dieser Vergleich, der in Tabelle 4 fiir die einzelnen Mafnahmengruppen
enthalten ist, zeigt deutlich, dass die Bruttokosten der Teilnahme an AAMP doppelt
so hoch sein konnen wie die passive Finanzierung der Arbeitslosigkeit. Dies gilt
nicht fiir Malnahmen nach §249h bzw. SAM, was nicht iiberrascht, da in diesem
Fall ja nur die pauschalierten Einsparungen der Bundesanstalt fiir Arbeit bei
Arbeitslosengeld bzw. Arbeitslosenhilfe als Lohnsubvention gezahlt werden.

7 Da die Finanzierung der AAMP aus sehr vielen unterschiedlichen Budgets geschieht, handelt es sich
hier nur um den wichtigsten Teil der Ausgaben. Die staatlichen Gesamtausgaben liegen jedoch hoher.
Die exakten Werte der Ausgaben fiir die AAMP konnen Tabelle A.2 im Anhang entnommen werden.
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Abbildung 2:
Ausgaben der Bundesanstalt fiir Arbeit in den NBL
- Fiir ausgewiéhlte Programme -
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In Millionen DM; Darstellung in kumulierender Form. ALG einschlieflich Konkursausfallgeld; FuU
zweckmiaBig, notwendig, Einarbeitungszuschuss (bis 1997) und Unterhaltsgeld, ABM einschlieflich
§249h/SAM. Altersiibergangsgeld 1997 einschlieBlich Vorruhestand/Altersteilzeitgesetz; fiir 1998 und
1999 nur ausschlieBlich Vorruhestand/Altersteilzeitgesetz.

Quellen: ANBA (1992-2000), BA (1990-9), STEINER/HAGEN (2000), Tab. 8.

Bei der Interpretation der Zahlen aus Tabelle 4 ist jedoch zu beachten, dass der
Bruttokostenvergleich (durchschnittliche Kosten fiir AAMP minus durchschnittliche
Kosten fiir ALG/ALH) aus vielerlei Griinden problematisch ist. Zum einen kann die
Teilnahme an der AAMP den individuellen Zeitpunkt bis zum Auslaufen des
Anspruchs auf ALG hinausschieben, wodurch zusdtzliche Kosten entstehen konnen.
In manchen Féllen entstehen sogar neue Anspriiche auf Arbeitslosengeld durch die
Teilnahme an AAMP. Zum anderen sind sich nahezu alle empirischen Studien
dahingehend einig, dass die Chancen, eine Beschiftigung im ersten Arbeitsmarkt
aufzunehmen, fur Teilnehmer an einer MaBinahme wéahrend ihrer Teilnahme
erheblich geringer sind als fiir vergleichbare Nichtteilnehmer. Dies ldsst diesen
angestellten Grobvergleich der Differenz der beiden Kostengrofen wohl eher als

158



IWH

Untergrenze der wahren durchschnittlichen Kosten erscheinen. Auf der anderen
Seite steht zumindest bei ABM der Subvention auch eine Leistung der ABM-
Gesellschaft gegeniiber, die ansonsten nicht erbracht worden wire, oder anders hétte
finanziert werden miissen. In die gleiche Richtung wirken auch die von der ABM
Gesellschaft und deren Mitarbeitern gezahlten Steuern und Sozialabgaben.
Umgekehrt wird aber ein Teil der Kosten der ABM auch vom Triager der ABM
getragen, was bei der Berechnung der Gesamtwirkung beriicksichtigt werden
miisste. Allerdings liegen hierzu keine statistischen Informationen vor. Ahnliche
Effekte miissen auch bei FuU beriicksichtigt werden, auch wenn diese in ihrem
Umfang von geringerer Bedeutung sind. So wird wahrend FuU nur ein Unterhalts-
geld gezahlt, von dem keine Einkommenssteuer erhoben wird.

Tabelle 4:
Durchschnittliche Kosten der Arbeitsmarktpolitik pro Teilnehmer

Ausgaben pro

Teilnehmer und Monat 1991 | 1992 | 1993 | 1994 | 1995 | 1996 | 1997 | 1998

beruf. Weiterbildung n.a. na. | 2.926 | 2.746 | 2.831 | 2.905| 2.979 | 3.161

org. ABM 3.503 | 2.851 | 3.805 | 3.172 | 2.896 | 3.074 | 2.870 | 2.992
§249h/SAM - -| 1.688| 1.824 | 1.875| 1.846 | 1.493 | 2.149
Arbeitslosengeld 1.351 | 1.440| 1.675| 1.781 | 1.971 | 2.077 | 2.061 | 2.023
Arbeitslosenhilfe 1.298 | 1.308 | 1.439 ] 1.401 | 1.566 | 1.650 | 1.533 | 1.524

Riickfliisse iiber Steuern und Sozialabgaben etc. an die 6ffentliche Hand und die Sozialversicherungen
sind in den angefiihrten Kalkulationen nicht berticksichtigt.

Quelle: STEINER/HAGEN (2000), Tabellen 8, 12, 16 und 18.

Will man die Kosten von FuU und ABM vergleichen, sto3t man auf ein vergleich-
bares Problem. Unterhaltsgeld wiahrend FuU betrdgt ca. zwei Drittel des letzten
Netto-Lohns, wihrend in den Kosten fiir ABM bis zu 100 % des aktuellen Brutto-
Tariflohns enthaltne sein konnen. Dies ist einer der Griinde, warum ABM im Ver-
gleich zu FuU recht teuer erscheint, aber beide Zahlungen sind auch sehr unter-
schiedlich zu beurteilen. Wie diese kurze Diskussion zeigt, ist die Vergleichbarkeit
der Werte innerhalb von Tabelle 4 stark eingeschrinkt, und auch insgesamt ist bei
der Interpretation der Tabelle erhebliche Vorsicht angebracht.

Wihrend die direkten Kosten noch relativ gut abzuschétzen sind, ist die Frage nach
den indirekten Kosten nur mehr spekulativ zu beantworten. Diese Kosten kommen
in Form der (iiblichen) indirekten fiskalischen Kosten jeder Ausgabe des Staates
bzw. der Arbeitslosenversicherung daher, also der Kosten, die dadurch entstehen,
das es eben nicht zu einer Senkung der Beitrdge zur Arbeitslosenversicherung, zu
einer geringere Bundesiiberweisung an die Bundesanstalt fiir Arbeit, zu einer ge-
ringerer Staatsverschuldung oder zu einer alternativen Verwendung der Mittel, z. B.
fur Infrastrukturmaflnahmen, kommt. Hinzu kommen noch vor allem im Falle von
ABM die berechtigten ordnungspolitischen Befiirchtungen, dass staatliche Arbeits-
beschaffungsmassnahmen private Unternehmen, und somit Arbeitsplédtze im ersten
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Arbeitsmarkt, verdrangen, bzw. nicht zur Entfaltung kommen lassen. Eine Quanti-
fizierung all dieser Effekte erscheint aus heutiger Sicht auBerordentlich schwierig.
Nimmt man die direkten Kosten zusammen mit den indirekten Kosten und bertick-
sichtigt auch noch die a priori wiahrend der Teilnahme arbeitslosigkeitsverlangernde
Wirkung der aktiven Arbeitsmarktpolitik, so wird deutlich, dass ein erheblicher
Rechtfertigungsbedarf zur Hinnahme all dieser Kosten besteht. Der néchste
Abschnitt wird zeigen, dass die heute zur Verfligung stehende empirische Evidenz
nicht in der Lage ist, diesen Rechtfertigungsbedarf zu befriedigen.

3.2 Nutzen der AAMP

Von einer idealen AAMP wiirde man erwarten, dass sie zu einer deutlichen Ver-
ringerung der individuellen Arbeitslosigkeitsrisiken (und Erhéhung der Einkom-
men) ihrer Teilnehmer fiihrt, ohne allzu groBe Verdringungseffekte und Kosten
aufzuweisen. Somit wiirde langfristig die Arbeitslosigkeit in der Volkswirtschaft
verringert und das Wachstum gestérkt.

Die wissenschaftliche Evidenz tut sich allerdings sehr schwer, derart positive Effekte
der aktiven Arbeitsmarktpolitik zu finden. Wir mdchten uns zuerst der Fragestellung
zuwenden, ob denn die an den MafBnahmen teilnehmenden Personen von den
MaBnahmen profitieren. Eine positive Antwort auf diese Frage scheint eine
Grundvoraussetzung fiir eine positive Beurteilung der MaBBnahmen zu sein, ist je-
doch alleine noch lange nicht hinreichend. Zur Beantwortung dieser Fragestellung
werden typischerweise mikrookonometrische Vorgehensweisen gewahlt, die dann
mit unterschiedlichen statistischen Methoden der Fragestellung nachgehen: "Welche
Arbeitsmarktchancen hitten die Teilnehmer an den verschiedenen Maflnahmen der
AAMP gehabt, wenn sie nicht teilgenommen hétten?". Zur Beantwortung dieser
Frage werden dann explizite oder implizite Vergleiche der Teilnehmer an der jeweils
zu untersuchenden MaBnahme mit Nichtteilnehmern oder Teilnehmern an einer
anderen Maflnahme angestellt, die sich von den Teilnehmern bis auf die Tatsache
der Teilnahme nicht systematisch unterscheiden. Der dann abgeschétzte Unterschied
in der Wahrscheinlichkeit, einen Arbeitsplatz zu finden, kann als Effekt der
MaBnahme interpretiert werden. Die Vergleichbarkeit von Teilnehmern und
Nichtteilnehmern ist auBlerordentlich wichtig, denn (unkorrigiert) beobachtet man
erhebliche und systematische Unterschiede zwischen Teilnehmern und Nichtteil-
nehmern. Der Erfolg dieser Studien hiangt neben der Wahl des geeigneten 6kono-
metrisch-statistischen Instrumentariums auf3erordentlich von der Giite der zur Ver-
figung stehenden Datenbasis ab. Notwendig sind fiir diese Studien informative und
groBBe Individualdatensdtze, die es erlauben, flir derartige Unterschiede der
Teilnehmerstrukturen zu kontrollieren.

Inzwischen gibt es fiir die neuen Bundesldnder eine Reihe von Studien, die mit
teilweise verschiedenen Ansétzen und Datenbasen unterschiedliche Programme der
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AAMP auf ihre individuelle Wirkung hin tiberpriifen.8 Sollten diese Studien zur
alleinigen Rechtfertigung der AAMP in den NBL dienen, so miisste die AAMP in
den NBL wohl umgehend beendet werden. Der Tenor der iiberwiegenden Mehrheit
der Studien deutet in Richtung auf keine Wirkung oder sogar eine negative Wirkung
der AAMP.% Aus all diesen Studien ldsst sich sicher, trotz partieller positiver
Befunde, keine gesicherte Evidenz fiir eine positive Wirkung bestimmter Teile der
AAMP in den neuen Bundesldndern ableiten. Diese Aussage gilt sowohl fiir die
unterschiedlichen Wirkungen von ABM und FuU als auch fiir die Wirkung beziig-
lich sogenannter Problemgruppen. Aus theoretischer Sicht scheint als durchaus
plausibel zu vermuten, dass Fortbildung aufgrund des wesentlich ausgeprigteren
Humankapitalakkumulierungsaspektes ABM vorzuziehen ist. Solide empirische
Befunde, die diese Vermutung fiir die neuen Lénder deutlich unterstiitzen, sind al-
lerdings auch hierfiir nicht vorhanden. Das gleiche gilt fiir die inzwischen oft ge-
forderte und auch von der BA durchgefiihrte Zielgruppenorientierung der Mal-
nahmen. Auch hier ist es empirisch absolut nicht klar, dass Personen mit schlechten
Arbeitsmarktchancen von den MaBnahmen beziiglich zukiinftiger Beschéfti-
gungschancen stirker profitieren kdnnen als Personen, denen auch ohne Mafinah-
men mehr Chancen auf dem Arbeitsmarkt eingerdumt wiirde. Jedoch kann eine
derartige Fokussierung bei Beriicksichtung anderer, kurzfristig sozialpolitischer,
Kriterien durchaus gerechtfertigt sein. Diese Themen werden weiter unten noch
behandelt.

Es muss allerdings auch darauf hingewiesen werden, dass alle Studien an einem
groflen Mangel leiden, ndmlich der unzureichenden Datenqualitit. Die Studien ba-
sieren auf unterschiedlichen Sekunddrerhebungen, die urspriinglich fiir andere
Zwecke durchgefiihrt wurden. Entsprechend waren sie auch nicht optimal fiir
mikrookonometrische Evaluationsstudien geeignet. Da die staatlichen und halb-
staatlichen Stellen erst in jlingster Zeit anfingen, den Bedarf nach einer wissen-
schaftlichen Wirkungsevaluation der ausgabenintensiven AAMP festzustellen, ste-
hen im Gegensatz zu einigen anderen Léndern in Deutschland bis heute noch keine
Daten aus den offiziellen Datenbanken der Arbeitslosen- und Sozialversicherung fiir
eine Evaluation der AAMP zur Verfligung. Es ist jedoch zu vermuten, dass dieses
Problem nun auch 'offiziell' erkannt wurde und sich die Datenlage bald deutlich
verbessern wird. Zusammenfassend ldsst sich auf Basis der bisherigen Ergebnisse
der mikrodkonometrischen Evaluationsstudien sagen, dass zwar keine robusten po-

8 Es sollen keine einzelnen Studien genannt werden, sondern auf die Ubersichtarbeiten von
EICHLER/LECHNER (2000), FITZENBERGER/SPECKESSER (2000), LECHNER (1998) und
STEINER UND HAGEN (2000) verwiesen werden. Einzelne Studien der Autoren dieses Papiers tiber
die Wirkung von AAMP (auch fiir andere Linder) konnen auch von unserer Webseite am SIAW in
St. Gallen heruntergeladen werden (www.siaw.unisg.ch/lechner).

9 Fiir mogliche Ineffektivitit beispielsweise von Trainingsprogrammen lassen sich viele mogliche
Griinde anfiihren, wie 'schlechte' Kurse, falsche Ausrichtung der MaBinahmen, falsche Auswahl der
Teilnehmer, fehlender Qualifikationsmismatch auf dem Arbeitsmarkt oder Stigmaeffekte.
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sitiven Effekte der AAMP gefunden wurde, es sich allerdings aufgrund der unzu-
reichenden Datenlage auch nicht ganz ausschlieBen ldsst, dass es doch solche Effekte
geben konnte.

Es muss auch erwédhnt werden, dass sich diese Studien typischerweise nur mit der
aus der MaBnahmenteilnahme resultierenden Verdnderung des individuellen Erfolgs
am Arbeitsmarkt auseinandersetzen. Weitere Ziele der AAMP, insbesondere die
sozialpolitische Abfederung des Wandlungsprozesses (individuell betrifft dies
insbesondere die Zeit, in der die Individuen in der MaBBnahme sind) werden nicht
oder nur am Rande betrachtet. Dies scheint auch nicht notwendig, da der Nutzen der
AAMP hier relativ offensichtlich und unstrittig ist. Wahrend der MaBBnahmen haben
die betroffenen Personen eine Beschiftigung und dies ist sozialpolitisch einer
passiven Zeit in Arbeitslosigkeit mit all ihren negativen sozialen Aspekten vor-
zuziehen. Dariiber hinaus wird durch die Teilnahme an AAMP das Ein- und Aus-
kommen gesichert. Auch gerade am Beginn des Transformationsprozesses war die
AAMP ein wichtiges Instrument zur Wahrung des sozialen Friedens in einem ab-
rupten Transformationsprozess. Ob sich allerdings die immensen Kosten der AAMP
nur aufgrund ihrer sozialpolitischen Bedeutung wéhrend der Teilnahmezeit ohne
eine Verbesserung des individuellen Arbeitslosigkeitsrisikos in Zukunft
rechtfertigen lassen, scheint aulerordentlich fraglich. Letztendlich kann dies aber
nur aufgrund von Werturteilen entschieden werden. Dariiber hinaus stellt sich aber
auf jeden Fall die Frage, ob derartige sozialpolitische Mallnahmen finanziell tat-
sdchlich iiber die Arbeitslosenversicherung abgewickelt werden sollten.

Nach dem Nutzen fiir die Teilnehmer sollen nun die Auswirkungen auf die Nicht-
teilnehmer kurz betrachtet werden. Hier ist insbesondere der in der Diskussion iiber
die Wirkung der AAMP (zu) stark beachtete sogenannte direkte Entlastungseffekt
des Arbeitsmarktes von Bedeutung. Dieser Effekt gibt an, wie viele Personen dem
Arbeitsmarkt entzogen werden und somit bei der Suche eines Arbeitsplatzes im
ersten Arbeitsmarkt temporédr nicht in Konkurrenz zu den iibrigen Arbeitslosen
treten. 10 Schaubild 3 verdeutlicht den Umfang dieses Effekts, der natiirlich aufgrund
der schon hinreichend dokumentierten Bedeutung der AAMP in den NBL grof3 ist.!!

10 Dies ist nicht zu verwechseln mit dem sogenannten Beschiftigungsiquivalent und der Entlastung des
Arbeitsmarktes, der von der Bundesanstalt fiir Arbeit (IAB) ausgewiesen wird, da dort indirekte
Effekte (Multiplikatoreffekte) beriicksichtigt werden. Die fiir diese Berechnungen verwendeten
GroBen sind jedoch bei Anlegung der fiir Evaluationsstudien iiblichen wissenschaftlichen Standards
zumindest fiir die NBL nur schwer zu rechtfertigen. Die hier diskutierten Zahlen ignorieren daher
diese Effekte und stellen somit eine Untergrenze dar.

11 Wihrend sich der Trend dieses Effekts aus Schaubild 3 entnehmen ldsst, befinden sich die exakten
Zahlen in Tabelle A.2 im Anhang.
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Abbildung 3:
Entlastung des Arbeitsmarktes in den neuen Bundesldndern durch die AAMP
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Quelle: AUTORENGEMEINSCHAFT (2000), Tab. 3b und 4b; ANBA (1992-2000).

Aus Abbildung 3 wird deutlich, dass auch 1999 noch ein Entlastungseffekt von iiber
400.000 Personen relativ zu 1,3 Millionen verbleibenden Arbeitslosen bestand,
jedoch das Niveau des Effekts seit 1991 (1,8 Mio. Personen relativ zu 0,9 Millionen
verbleibenden Arbeitslosen) stark abgesunken, was zum grofiten Teil 1996 —
zumindest vorldufig — abgeschlossen war. Leider ist nicht ersichtlich, ob diese
Entlastung des Arbeitsmarktes wirklich zu erhdhten Chancen fiir die verbleibenden
Arbeitslosen fiihrt. Und selbst wenn dies so wére, ist es nicht offensichtlich, warum
die tempordre Verschlechterung der Beschiftigungschancen der Teilnehmer an
AAMP zugunsten der Nichtteilnehmer ein wiinschenswertes Ergebnis einer aktiven
Arbeitsmarktpolitik sein soll.

AbschlieBend lésst sich natiirlich noch festhalten, dass diese Senkung der verof-
fentlichten Arbeitslosenzahlen sowohl im Bezug auf das allgemeine Ziel des sozi-
alen Friedens als auch direkt fiir die Politiker der jeweiligen Regierungsparteien
einen positiven Nutzen aufweist, der gerade in Wahljahren nicht zu unterschétzen
ist: Personen in einer Malnahme der AAMP werden in der Arbeitslosenstatistik
iiblicherweise nicht als arbeitslos gezahlt. Somit konnte die Versuchung grof3 sein,
die politisch wichtige (offizielle) Arbeitslosenquote durch Steuerung der AAMP
kiinstlich zu beeinflussen. Man ist auch geneigt die Unstetigkeit der AAMP in den
letzten zehn Jahren in diesem Zusammenhang zu interpretieren.

Neben dem oben diskutierten Nutzen der AAMP auf die Beschiftigungschancen der
Teilnehmer und die offizielle Arbeitslosigkeit kann die AAMP auch einen Nutzen
fur die Nichtteilnehmer entfalten, sei es direkt auf die Nichtteilnehmer oder iiber
Wirkungen auf die gesamtwirtschaftliche Entwicklung. Wie sich schon im Abschnitt
zu den Zielen der AAMP gezeigt hat, ist davon auszugehen, das dieser Nutzen
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insgesamt auch negativ werden kann. Fiir eine Abschitzung dieses Effekts wurden
verschiedene Ansétze verwendet, bisher gibt es jedoch nur wenige Erkenntnisse fiir
die NBL. International vergleichende Studien scheinen fiir den Fall der neuen
Bundesldnder kaum sinnvoll, da sich sowohl die Zusammensetzung der AAMP als
auch die wirtschaftliche Rahmenstruktur in den NBL zu sehr von allen
Vergleichsmoglichkeiten unterscheidet. Auch sind gesamtwirtschaftliche Gleich-
gewichtsmodelle fiir die NBL noch nicht so ausgereift, dass politikrelevante Er-
gebnisse erwartet werden konnten. Daher wird auf einen eher als partiell zu be-
zeichnenden Ansatz zuriickgegriffen, in dem regionale Unterschiede in der Ent-
wicklung des Arbeitsmarkts auch durch Unterschiede in der (vergangenen) AAMP
erklart werden sollen. Obwohl die Anzahl der verfiigbaren Studien viel geringer ist,
fihren auch diese Untersuchungen wie schon bei den mikrodkonometrischen
Studien nicht zu einem einheitlichen Ergebnis.!2 ABM, die nur in einer der Studien
iiberhaupt beriicksichtigt wurden, scheinen insgesamt die Arbeitslosigkeit kurz- wie
langfristig eher zu erhdhen. Auch fiir FuU ist ein eher arbeitslosigkeitserhohend
wirkender Gesamteffekt festzustellen, auch wenn die Resultate diesbeziiglich
widerspriichlicher sind und es scheint, als ob eine giinstigere Schlussfolgerung zu
ziehen ist, wenn man nur die kurzfristige Effekte (3 Monate) oder nur einen spateren
Zeitraum ab Mitte der neunziger Jahre betrachtet. Insgesamt sind Aussagen in
diesem Bereich jedoch noch mit groBBen Unsicherheiten behaftet, und es muss darauf
hingewiesen werden, dass nicht alle Effekte erfasst werden konnen, da bei-
spielsweise die Finanzierung der AAMP in den NBL nicht auf der in den Studien
verwendeten regionalen Ebene erfolgt, sondern in groem Masse durch Transfers
aus den alten Bundesldndern.

4 Schlussfolgerungen und Ausblick

AbschlieBend stellt sich wieder die Gretchenfrage: Sollen die Programme der
AAMP und insbesondere ABM in den NBL ungefdhr auf dem jetzigen Stand wei-
tergefiihrt werden, wie beispielsweise von Herrn Zwickel gefordert, oder sollen sie
drastisch in Richtung westliches Niveau reduziert werden? Eine Beantwortung die-
ser Frage héngt unserer Meinung nach zum Einen wesentlich von der Gewichtung
der kurzfristigen sozialpolitischen versus der lédngerfristigen beschéftigungspoliti-
schen Ziele sowie von der Frage der Beweislast ab. Das Problem besteht in fehlender
iberzeugender Evidenz fiir die beschiftigungspolitische Wirksamkeit der AAMP,
allerdings fehlt natiirlich auch der schlagkriftige Gegenbeweis fiir die Ineffizienz
der AAMP. Bewertet man allerdings die sozialpolitischen Ziele wesentlich hoher als
die beschiftigungspolitischen Ziele, dann ldsst sich das momentane Niveau besser
rechtfertigen. Geht man weiterhin davon aus, dass die AAMP bis zum Beweis des
Gegenteils beschaftigungspolitisch positiv zu bewerten ist, kann man das
momentane Niveau ebenfalls recht gut rechtfertigen. Beides zusammengenommen
fithrt dann wohl zu einer strikten Ablehnung jedweder Reduktion der AAMP.
Spielen umgekehrt sozialpolitische Ziel keine Rolle (mehr) bei der AAMP, und

12 Eine Ubersicht iiber die bisherigen Resultate findet sich in STEINER/HAGEN (2000).
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erwartet man fir die Annahme der beschéftigungspolitischen Wirksamkeit
zumindest nach einigen Jahren einen Beleg, so kann die Schlussfolgerung derzeit
nur lauten, das die Intensitidt der AAMP in den NBL zu reduzieren ist. Nach Auf-
fassung der Autoren kann keine der beiden Positionen derzeit fundiert vertreten
werden, da weder die politische Zielsetzung der AAMP ausreichend geklért ist, noch
sich aus den vorliegenden empirischen Studien eindeutige Schlussfolgerungen
ziehen lassen.

Fiir die Entscheidung liber Ausgestaltungen und Umfang der zukiinftigen AAMP in
den neuen Bundesldandern ist zundchst zu klaren, ob die AAMP auch in Zukunft mit
den inzwischen gednderten und gefestigten Rahmenbedingungen in starkem Masse
sozialpolitischen Zielen dienen soll, oder ob inzwischen geeignetere Instrumente zur
Erreichung dieser Ziele verfligbar sind. Dabei muss insbesondere den
ordnungspolitischen Bedenken hinsichtlich der Finanzierung der Sozialpolitik durch
die Arbeitslosenversicherung Rechnung getragen werden.

Unserer Meinung nach ldsst sich das momentane Niveau der AAMP in den NBL
insbesondere bei Beriicksichtigung der Finanzierungsform nicht allein mit sozial-
politischen Argumenten rechtfertigen. Um iiber die weitere Entwicklung der AAMP
zu entscheiden, ist es daher dringend notwendig, vermehrte Anstrengungen zu
unternehmen, um solide empirische Evidenz iiber die ldngerfristige beschéfti-
gungspolitische Wirksamkeit der AAMP zu erhalten. Als Beispiel fiir eine gleich-
zeitige Einfiihrung einer gesetzlichen Evaluationsverpflichtung mit einer bedeu-
tenden AAMP konnen die Schweiz!3 und GrofBbritannien unter der aktuellen Re-
gierung der New Labour Party angefiihrt werden. GroBbritannien hat kiirzlich unter
dem Titel New Deal eine ausgesprochen facetten- und umfangreiche AAMP
eingefiihrt. Zur Zeit sind unter Einbezug der statistischen Amter, der Wirtschafts-
forschungsinstitute und ausgewihlter Wissenschaftler an den Universititen vehe-
mente Anstrengungen im Gange, die Datenbasis und die Infrastruktur fiir mikro6-
konometrische Evaluationen zu legen. Es sollen damit nicht nur einmalig die exis-
tierenden Programme evaluiert werden, sondern es soll eine permanente Evaluation
eingefiihrt werden, so dass Programme, die ineffizient werden, ausgeschieden wer-
den konnen, und neue Programme von Beginn an auf ihre Wirkung hin iiberpriift
werden. Bezogen auf einzelne Programme werden somit die Kosten der Evaluation
gesenkt, und fast noch wichtiger, der notwendige Zeitraum bis zur Verfligbarkeit der
gewlinschten Information verkiirzt.

Eine derartige Evaluationskultur basierend auf der notwendigen Infrastruktur kann
auch in Deutschland Evidenz produzieren, die es nicht nur erlauben wird, die in der
Vergangenheit durchgefiihrte AAMP als Ganzes besser beurteilen zu kdnnen, son-

13 Da das Arbeitslosigkeitsproblem in der Schweiz inzwischen allerdings fast wieder verschwunden ist,
und damit auch die AAMP stark reduziert wurde, hat das politische Interesse versténdlicherweise
nachgelassen.
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dern detailliertere und vergleichsweise zeitnahe Kenntnisse {iber die unterschiedli-
chen Wirkungen einzelner Maflnahmen fiir einzelne Personengruppen zu erhalten.
Diese Erkenntnisse kdnnen wesentlich zu einer Verbesserung des Massnahmenmi-
xes und einer effizienzorientierteren Allokation bestimmter Personen in die fiir sie
am besten geeignete Maflnahme beitragen. 14

Aufgrund der mangelhaften Erkenntnisse {iber die beschiftigungspolitische Wir-
kungen fiir Deutschland wollen wir abschlieBend kurz auf die jiingsten Evaluati-
onsergebnisse fiir die Schweiz eingehen, die eine dhnliche AAMP wie die Bundes-
republik Deutschland durchfiihrt.!5 Die Arbeiten dort basierten auf von Regie-
rungsstellen zur Verfiigung gestellten gut geeigneten groflen Individualdatensétzen,
die aus verbundenen Prozessdaten der Arbeitslosenversicherung und der Arbeits-
vermittlung sowie der Rentenversicherung gewonnen wurden. Die Ergebnisse be-
ziiglich der kurzfristigen beschéftigungspolitischen Bedeutung der Malinahmen
lassen eine klare Reihung erkennen. Als am effektivsten zeigten sich sogenannte
Zwischenverdienste. Das Instrument des Zwischenverdienstes ist in dieser Form in
Deutschland unbekannt. Es besteht darin, ein strikt temporéres Arbeitsverhéltnis mit
einer privaten Firma, das vom Lohn- und Qualifikationsniveau fiir den Arbeitslosen
nicht zumutbar wire, durch eine Aufstockung des Lohnes iiber das Arbeitslosengeld,
aber unter das Niveau des Lohns der fritheren Beschiftigung, fiir den Arbeitslosen
attraktiv zu machen. Beziiglich der Effektivitit folgen danach die verschiedenen
Qualifizierungsmafinahmen, wihrend sich die klassischen Beschiftigungs-
programme (analog zu den deutschen ABM) als die bei weitem ineffektivsten
Programme erwiesen. Interessant ist noch zu erwdhnen, dass diese Reihung der
einzelnen Maflnahmentypen fiir die sogenannten Problemgruppen am Arbeitsmarkt
besonders stark ausgepragt war.

14 Entsprechende Verfahren werden zur Zeit im Rahmen eines auf die Schweiz bezogenen For-
schungsprojekts entwickelt.

15 Fiir Details sieche LECHNER/GERFIN (2000) und die dort zitierten Quellen.
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Anhang
Tabelle A.1:
Entwicklung des Arbeitsmarktes in den neuen Bundeslédndern

1990 | 1991 | 1992 | 1993 | 1994 | 1995 | 1996 | 1997 | 1998 | 1999

Vorruhestand 190 | 554 | 811 | 853 | 650 | 374 | 186 59 3 6

FuU 6| 152 383 | 311 | 217| 219| 207 | 160 | 147 | 141
ABM 3| 183 | 388 | 260 | 281 | 312 | 278 | 235| 317 | 348
Kurzarbeit 758 | 1619 | 376 | 199 | 106 87 74 50 36 29

Beschiftigte 8.474 |6.188 |5.644 |5.736 |5.905 [5.962 [5.922 [5.878 |5.916 |5.884
Arbeitslose
(gemeld.) 240 | 929 |1.173 |1.152 |1.135 |1.051 |1.172 |1.366 | 1.369 | 1.345

In 1000 Personen; durchschnittlicher Bestand an Teilnehmern/Betroffenen im Jahresverlauf. FuU aus-
schlieBlich Einarbeitungszuschuss; Arbeitsbeschaffungsmassnahmen u.d. umfasst ABM, §249H, SAM
und SAM fiir Wirtschaftsunternehmen; Kurzarbeit einschlieBlich Schlechtwettergeld, Winterausfallgeld;
Vorruhestand einschlieBlich Altersiibergangsgeld und Altersteilzeit.

Quelle: AUTORENGEMEINSCHAFT (2000), Tab. 3b und 4b, ANBA (1992-2000).

Tabelle A.2:
Ausgaben der Bundesanstalt fiir Arbeit fiir ausgewéhlte Programme in den neuen
Bundesldndern

Ausgaben 1990 | 1991 | 1992 | 1993 | 1994 | 1995 | 1996 | 1997 | 1998 | 1999
FuU 181 | 4.735(1.1281{10.396| 7.032| 7.314| 7.234| 5.780| 5.655| 5.430
org. ABM 56 | 3.075| 7.784| 8.900| 6.812| 6.791| 6.835| 5.265| 5.453| 5.661
§249h/SAM - - - - 1.325| 1.439| 1.320( 1.371| 2.721| 3.000

Kurzarbeit 1.171 [10.006| 2.653 919 499 424 435 271 174 118
Summe AAMP*| 1.419 [20.494(31.030|33.625|24.674[18.182{15.957|12.788|14.028|14.245
Altersiiber-

gangsgeld 11| 2.678| 9.312(13.410| 9.006| 2.214 133 101 25 36
Arbeitslosen-
geld n.v. | 7.239(11.809|12.868|11.898|12.668|16.503(20.897({19.016|16.649
Arbeitslosen-
hilfe n.v. 295| 1.488| 3.658| 5.057| 5.726| 6.792| 8.425/10.041]|10.494

In Millionen DM. ALG einschlieSlich Konkursausfallgeld; FuU umfasst Zahlungen fiir notwendige und
zweckmiBige Fortbildungen und Umschulungen, Unterhaltsgeldzahlungen und bis 1997 Einarbeitungs-
zuschiisse; ABM  einschlieSlich §249h/SAM; Altersiibergangsgeld einschlieBlich Vorruhestand/
Altersteilzeitgesetz ab 1997. n.v.: Informationen nicht verfugbar.

* AAMP umfasst hier nur die oben genannten Programme.

Quellen: ANBA (1992-2000); BA (1990-9), STEINER/HAGEN (2000), Tab. 8.
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Podiumsdiskussion

Vorbemerkung: Zum Abschluss der Tagung fand eine Podiumsdiskussion statt. Hier
werden lediglich die Ausfithrungen der drei Arbeitskreisleiter dokumentiert, mit
denen die Diskussion in den getrennten Arbeitskreisen zusammengefasst wurde.

Professor Dr. Herbert Hax:

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die Gestaltung des letzten Tagesord-
nungspunktes, der Podiumsdiskussion, liegt ganz in unserer Hand. Die Struktur der
Tagung, die Teilung in drei Arbeitsgruppen, legt nahe, dass zunéchst die jeweiligen
Sitzungsleiter kurz die Ergebnisse ihrer Runden zusammenfassen. Damit erhilt jeder
die Ubersicht iiber das in den Arbeitsgruppen Besprochene.

Ich darf in der Reihenfolge der Nummerierung der Arbeitskreise zundchst Herrn
Scheide das Wort geben.

Professor Dr. Joachim Scheide:

Vielen Dank, Herr Hax. Als Vertreter des Arbeitskreises ,,Osterweiterung® werde
ich die wichtigen Aspekte unserer Diskussion skizzieren, die unter dem Motto
,»Chancen und Risiken* stand. Es wird vielfach die Meinung vertreten, dass sich die
Auswirkungen des Transformationsprozesses in Ostdeutschland im Falle einer
Osterweiterung der EU nochmals verschérfen werden. Die Griinde fiir diesen Pessi-
mismus liegen vor allem in der Unternehmensstruktur der Grenzregionen. Hier sind
hauptsdchlich kleine und mittlere Unternehmen anséssig, die hiufig zu den
sogenannten marginalen Anbietern gehdren und die moglicherweise von einer sol-
chen Erweiterung sehr stark betroffen sind.

Demgegeniiber steht das recht positive Bild, das Unternehmensumfragen zeichnen.
Gefragt nach ihrer Sicht zu den Chancen und Risiken der Osterweiterung zeigen sich
die Unternehmen zuversichtlich, versprechen sie sich davon doch sowohl die
ErschlieBung neuer Mirkte als auch neue Kooperationsmoglichkeiten. Auch die
Maglichkeit, das bestehende Lohngefille zwischen Ostdeutschland und den osteu-
ropdischen Staaten auszunutzen, sollte in diesem Zusammenhang nicht auBer Acht
gelassen werden.

Welche Sicht man nun iibernimmt, soll zunéchst erst einmal offen bleiben. Analysen
vorangegangener EU-Erweiterungen zeigen allerdings, dass die entsprechenden
Grenzregionen auch nicht besonders von der Integration profitiert haben. Werden
sie jetzt besonders profitieren, wenn es die Osterweiterung gibt? Das ist eine Frage,
die letztlich offen geblieben ist. Fakt ist, dass die Grenzregionen Wettbewerbs-
nachteile in Kauf nehmen miissen. Sie sind mit den iiblichen Wachstumsfaktoren
nicht so gut ausgestattet. Insofern ist nicht sicher, dass die Grenzregionen aus der
Osterweiterung erhebliche Vorteile ziehen werden. Zu pessimistisch muss man
dennoch nicht in die Zukunft blicken.
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Ein weiteres Thema unseres Arbeitskreises war die Migration als Folge der Er-
weiterung. Hierzu gibt es ja zum Teil dramatische Zahlen iiber das zu erwartende
AusmaB. In der Diskussion sind wir zu dem Schluss gekommen, dass sie nicht allzu
ernst zu nehmen sind. Zu dramatisch hohen Schétzungen kann sicherlich kommen,
wer die {iblichen Determinanten heranzieht — z. B. Einkommensunterschiede, die
natiirlich zwischen Polen und Tschechien einerseits und den EU-Staaten oder Ost-
und Westdeutschland andererseits gravierend sind. Demgegeniiber wurden Zweifel
iiber die Relevanz der aktuellen Einkommensunterschiede gedufert, zumal diese
unterschiedlich gemessen werden konnen. Als bedeutender fiir die Analyse schitzen
wir die Einkommensperspektiven ein, die zumindest fiir das Beispiel Polen, wir
haben es heute morgen in dem Vortrag gehort, deutlich besser ausfallen als fiir
Ostdeutschland. Vor diesem Hintergrund sollte man keinen groflen Migrationsschub
erwarten. Abgesehen davon bleibt zu vermuten, dass Ostdeutschland von der
Migration nicht allzu stark betroffen sein wird — zeigt doch die Erfahrung, dass die
Migration meistens in die Zentren fiithrt und nicht in den Grenzregionen Halt macht.

Ein Problem, was sich im Rahmen der Migration oder, anders ausgedriickt, aus der
Freiziigigkeit des Produktionsfaktors Arbeit ergeben kann, ist eine vermeintliche
Wettbewerbsverzerrung aufgrund unterschiedlicher Sozialstandards usw. In diesem
Zusammenhang konnen Rufe nach solchen Gesetzen wie z. B. dem Entsendegesetz,
wie es derzeit schon in der Bauwirtschaft existiert, laut werden. Auch Klagen iiber
Dumping bei in der Herstellung sehr umweltintensiver Giiter sind denkbar. Hier
denken viele dariiber nach, dem einen Riegel vorzuschieben und gewisse Standards
auch in Osteuropa einzufithren. Ich personlich halte es fiir geféhrlich, den
Integrationsprozess auf diese Weise aufzuhalten — aber das ist meine personliche
Meinung.

Trotzdem muss die Wirtschaftspolitik dariiber nachdenken, wie sie solchen Ein-
winden begegnet. Eine Moglichkeit wire die Schaffung von Ubergangsregelungen
bei der Liberalisierung. Zu diesem Punkt gibt es sicher noch viel Diskussionsstoff.

Professor Dr. Riidiger Pohl:

Meine Damen und Herren, wir haben in unserer Arbeitsgruppe nicht liber das Er-
gebnis unserer Diskussion abgestimmt. Insofern kann ich Thnen hier nur vier Punkte
préasentieren, die die Diskussion dominiert haben. Beteiligt haben sich an der
Diskussion neben Wirtschaftsforschern auch Vertreter der Ministerien und
Unternehmer. Demzufolge hatten wir auch von den Themen eine bunt gemischte
Diskussion.

Der erste Punkt unseres Vierpunkteergebnisses kann unter der Uberschrift ,,Ge-
samtdeutsche Orientierung® zusammengefasst werden. Das Thema lautete ja ,,.Der
Aufbau Ost als Herausforderung fiir die Wirtschaftspolitik®. Da stellt sich zunéchst
einmal die Frage, ob wir damit spezifische wirtschaftspolitischen MaBnahmen in
Ostdeutschland meinen. Zu dieser Frage dominierte in unserer Debatte die Ansicht,
dass die beste Politik fiir Ostdeutschland eine Politik sei, die die gesamte deutsche
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Wirtschaft dynamisiert. Davon wiirde auch Ostdeutschland profitieren. Unter die-
sem Gesichtspunkt sind eine ganze Reihe von Elementen diskutiert worden, darunter
auch die Arbeitsmarktregulierung. Unsere Diskussion drehte sich also immer stérker
um gesamtdeutsche Politikansétze, die ostspezifische Komponente trat in den
Hintergrund. Die Schwierigkeiten, von denen die Unternehmer berichteten, waren
Probleme des Unternehmeralltags, die in Braunschweig genauso anzutreffen sind
wie in Halle. Sie finden keine qualifizierten Leute oder kdmpfen mit den In-
flexibilitdten in den Regulierungen. Insofern kénnen wir also davon ausgehen, dass
die Probleme so sehr ostspezifisch gar nicht mehr sind.

Den zweiten Punkt mdchte ich gern iiberschreiben mit ,,Evaluation der Transfers®.
Es gibt, auf verschiedenen Ebenen, einen umfangreichen Transferstrom von West-
deutschland nach Ostdeutschland. Den Stellungnahmen hierzu war ein gewisses
Misstrauen, um es vorsichtig auszudriicken, anzumerken, ob diese Transfers wirk-
lich das erreichten, was sie erreichen sollen — ob sie also effizient sind. Eine pau-
schale Beurteilung dessen ist sicher nicht mdglich, sinnvoller erscheint eine Eva-
luierung im Einzelfall, da die Transfers in sehr unterschiedlichen Bereichen statt-
finden. Dazu gehort zum Beispiel die Mitfinanzierung ostdeutscher Renten aus
westdeutschen Beitrdgen. Dafiir gibt es einen Rechtsrahmen, der nicht zur Dispo-
sition steht. Ein anderer Bereich hingegen, in dem sich die Transferfrage tatsdchlich
stellt, ist die Finanzierung bzw. Mitfinanzierung von Arbeitsbeschaffungs-
mafBnahmen, die, wie schon heute Morgen thematisiert, als potentiell problematisch
angesehen wurden, problematisch mit Blick auf den Anspruch, den Ubergang zum
ersten Arbeitsmarkt zu organisieren. ABM als sozialpolitische Malnahme wurde bei
uns hingegen nicht diskutiert.

Den dritten Punkt nenne ich , Investition®. Damit sind nicht die Infrastrukturinvesti-
tionen gemeint, die wir praktisch gar nicht diskutiert haben. Dazu gab es, glaube
ich, einen stillen Konsens, dass dies eine zentrale Aufgabe der Politik ist. Es geht
um die Férderung der privaten Investition. Die Investitionszulagen, es handelt sich
InvestitionsfordermaBnahmen mit Rechtsanspruch, laufen 2004 aus. Es stellt sich
die Frage, wie die Investitionsforderung beispielsweise im Rahmen der Regional-
politik danach organisiert werden soll, wie Investitionsforderung strukturiert werden
soll. Das ist eine offene Frage, aber dass es solche Instrumente geben wird, ist, denke
ich, ganz klar.

Etwas undeutlich blieb in diesem Zusammenhang die Frage nach dem Stand der
Eigenkapitalausstattung der Unternehmen. Wir haben da ein etwas diffuses Bild.
Manche Statistiken weisen bei der Eigenkapitalausstattung fiir ostdeutsche und
westdeutsche Unternehmen vergleichbarer Grof3enordnungen die gleichen Zahlen
aus. Trotzdem wurde dieses Thema angesprochen und als relevantes diskutiert.
Denn, so war die Ansicht einiger Diskussionsteilnehmer, der Vergleich der Eigen-
kapitalquote in Ost und West darf nicht unreflektiert vorgenommen werden. Solange
die ostdeutschen Unternehmen noch nicht so gefestigt sind und mit einem gréfieren
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Risiko arbeiten als ihre Konkurrenz im Westteil, miissten sie iiber eine hohere
Eigenkapitalquote verfiigen. Wenn wir nun sagen, wir schaffen die Investi-
tionszulagen ab, schaffen wir damit auch ein Instrument ab, mit dem man diese
Kapitalzufiihrung leisten konnte. Zur Beantwortung der Frage nach den Investiti-
onszulagen miisste zunéchst dariiber gesprochen werden, ob das Eigenkapital der
Unternehmen iiberhaupt noch ein Problem darstellt. Und wenn es ein Problem ist,
ist dann die Investitionszulage ein geeignetes Instrument oder sollte {iber andere
nachgedacht werden? Genereller Tenor unserer Diskussion aber war, dass Investiti-
onszulagen im Sinne eines Durchfinanzierens mit Rechtsanspruch, wie sie bisher
bestanden, nicht langer zu befiirworten sind.

Der vierte Punkt ist {iberschrieben mit ,,Regionale Differenzierung®. In der Analyse
vergleichen wir sehr hdufig Ostdeutschland mit Westdeutschland. Aber Ost-
deutschland ist langst nicht mehr eine Einheit. Bei der in unserer Diskussion the-
matisierten regionalen Differenzierung ging es gar nicht um die zwischen Wachs-
tumspolen und zuriickbleibenden Gebieten, sondern um Entwicklungsunterschiede
zwischen den Bundeslédndern. Solche Entwicklungsunterschiede sind auch zwischen
den westdeutschen Bundesldndern feststellbar. Es stellt sich die Frage, inwieweit
diese Entwicklungsunterschiede politikabhidngig sind. Hat die Politik Ver-
antwortung fiir Entwicklungsunterschiede zwischen Sachsen-Anhalt und Sachsen
oder Thiiringen? Eine andere Frage ist, wie stark sich die historische Komponente,
die sich sehr stark unterscheidenden Ausgangssituationen der einzelnen Léander,
auswirkt. Uns hat die Ex-post-Frage eigentlich weniger interessiert. Im Ex-ante
hingegen, so war der dominante Tenor, fiihrt regionales Handeln und Unterlassen im
Sinne von Politik in den einzelnen Bundesldndern durchaus zu unterschiedlichen
Entwicklungen. Das wiederum wirft die Frage nach der regionalen Differenzierung
von Forderpolitik auf, bis hin zur Frage des Regionenwettbewerbes. Mit dem
Stichwort regionaler Wettbewerb verbindet sich natiirlich auch die Frage, ob die
ostdeutschen Lénder mit einer Steuerkraft von 34 % des Westniveaus iiberhaupt
konkurrenzfédhig sind.

AbschlieBend, verbunden mit dieser Frage, wurde auch eine andere gestellt, die ich
fiir mich ganz interessant fand. Weil wir ja manchmal auch zu Tabuisierung neigen
oder zu Aussagen, die wir dann nicht kritisch hinterfragen. Natiirlich denken wir alle
in Kategorien des Aufholprozesses. Die ostdeutsche Produktivitit liegt bei 66 %
gegeniiber dem westdeutschen Niveau, erreichen wollen wir 100 %. Aber hier kam
die Frage auf, wie viel regionale Differenzen wir eigentlich aushalten kdnnen. Eine
vollige Angleichung aller Regionen ist unerreichbar, d. h. regionale Differenzen
wird es immer geben. Bis zu welchem Ausmal} sind diese vertretbar? Die
Beantwortung dieser Frage hat natiirlich auch Auswirkungen auf politische
Anstrengungen. Denn je hoher der Grenzwert vertretbarer regionaler Differenzen
angesetzt wird, desto geringer sind die Anforderungen an die staatliche Wirt-
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schaftspolitik, mit Ausgleichsmafinahmen einzusteigen. Das sind Fragen, keine Er-
gebnisse, die hier gestellt wurden, aber ich glaube, sie geben einen kleinen Einblick
in unsere Diskussion.

Professor Dr. Klaus F. Zimmermann:

Auch wir — im Arbeitskreis 3 — hatten natiirlich keine feste Absicht, ein ganz kon-
kretes spezifisches Ergebnis zu ermitteln. Wir hatten zwei sehr unterschiedlich
angelegte Referate, die Ausgangspunkt fiir sehr intensive Diskussionen waren. Das
erste Referat hat, mit Akzent auf der aktiven Arbeitsmarktpolitik, Revue passieren
lassen, was spezifisch hier in Ostdeutschland geschehen ist und hat die Dimension
der arbeitsmarktpolitischen Mafinahmen noch einmal verdeutlicht. Die Kosten von
150 Mrd. DM seit 1990, 50 % mehr als die Erlose aus den UMTS-Versteigerungen,
die die Bundesregierung gerade einstreichen kann, und 7 Millionen Eintritte in das
Programm sollen hier zur Verdeutlichung des erheblichen Volumens ausreichen.
Das bedeutet auch, dass sehr viele Erfahrungen mit diesen Maflnahmen gesammelt
werden konnten. Die zunéchst zu kldrende Frage lautet: Wie sind Maflnahmen po-
litisch konzipiert? Was sollen sie bewirken? Sind sie primér sozialpolitischer Natur,
sollen sie lindern und eine Ausgangssituation stabilisieren oder verfolgen sie
mittelfristig das Ziel, im arbeitsmarktpolitischen oder 6konomischen Sinne weiter
zu helfen, also auch zu mehr Beschéftigung zu fiihren? Weiterhin sind in dem Re-
ferat detailliert Moglichkeiten der wissenschaftlich befriedigenden Evaluierung
solcher MaBnahmen, aber auch deren Schwierigkeiten vorgestellt worden. Haupt-
thema fiir Deutschland ist, dass solche wissenschaftlich anspruchsvollen Evaluati-
onen fiir Deutschland nicht oder nur begrenzt — zum Teil existieren einzelne Unter-
suchungen fiir Ostdeutschland — vorliegen. Folglich ergibt sich ein strategisches
Politikdefizit, das letztlich eine abschlieBende Bewertung der Programme unmog-
lich macht.

Wir haben natiirlich auch die Erfahrungen anderer Lander diskutiert, so konnte der
Referent aus der Schweiz etwa berichten, dass dort iiberwiegend — das deckt sich mit
den Ergebnissen vieler internationaler Studien zu dhnlichen Themen — ABM oder
dhnliche Konzepte cher negativ wirken als positiv. Am effektivsten sind in diesem
Zusammenhang noch die Fortbildungsprogramme einzuschdtzen. Das heifit aber
noch lange nicht, dass diese Ergebnisse auch auf Deutschland iibertragen werden
konnen.

In den sehr vielschichtigen Einschédtzungen der Teilnehmer, auch wir waren ein sehr
gemischtes Gremium, wurde deutlich, in zum Teil sehr plastischen Berichten, dass
diese Programme in der Praxis eben nicht das Ziel haben, tatsdchlich Beschéftigung
zu generieren. So wurde beispielsweise argumentiert, die durch ABM verrichteten
Arbeiten seien so niedrigwertig, dass sie gar nicht marktlich organisiert werden
konnten, im Klartext: Arbeiten, die sonst niemand machen wirde. Zu-
gegebenermaflen, und ich will dies dann auch so bewerten, basieren diese Ein-
schitzungen stark auf anekdotischer Evidenz. Fiir eine abschlieBende Bewertung
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bedarf es einer stirkeren wissenschaftlichen Fundierung. Hierzu briauchte man aber
neues und besseres Datenmaterial. Die Gruppe kam letztlich zu der Konklusion,
wenn es auch verschiedene Einschitzungen gab, dass der Schwerpunkt dieser
MaBnahmen eher sozialpolitisch zu bewerten ist und nicht etwa von den arbeits-
marktpolitischen Wirkungen her.

Wir haben dann im Arbeitskreis auch Auskunft iiber die historischen Bedingungen
bekommen, unter denen die Maflnahmen zustande kamen. So war ein wichtiges
Argument, dass viele andere sinnvolle Entscheidungen der Zeit, etwa die Arbeit der
Treuhandanstalt, ohne das Instrument ABM gar nicht moglich gewesen wéren.
Insofern muss man wahrscheinlich die Bewertung dieser Politik in einen groferen
Politikzusammenhang einordnen, was nicht unbedingt unsere Aufgabe war. Direkt
nach der Vereinigung musste man natiirlich schnell politisch handeln. Nach dem
Zusammenbruch der ostdeutschen Wirtschaft war ein Instrument gefragt, um Zeit zu
gewinnen, iber die Generierung eines besseren nachzudenken. Denn ABM ist
natiirlich vom Konzept her ein Briickenschlag, aber fiir die Auswahl der richtigen
Briicke hitte man das andere Ufer kennen miissen.

Im zweiten Teil der Diskussion haben wir uns dann globaler mit dem Thema der
Sitzung ,,Strukturwandel und Beschiftigung® auseinandergesetzt. Wir haben ein
Referat gehort, dass sich mit den globaleren Fragen des Strukturwandels beschif-
tigte. Der Referent kam zu dem Ergebnis, das — und dieses wurde auch von den
Teilnehmern der Runde unterstiitzt — Ostdeutschland als eine funktionierende
Marktwirtschaft angesehen werden kann. Die Lohne folgen immer mehr auch
wettbewerblichen Verhéltnissen, wobei dann eine lange Diskussion dariiber folgte,
was genau darunter zu verstehen ist.

Was uns Sorgen bereitete, ist die nach wie vor anhaltende Migration nach West-
deutschland, die Indiz fiir existierende Probleme ist. Einen weitgehenden Konsens
erreichte die Auffassung, dass die ganze Diskussion von der Angleichung und
Aufholung — etwas iiberpointiert — eine vollig falsche Fragestellung ist. Denn es
geht ja auf der einen Seite darum, neue zukunftsfahige Strukturen zu schaffen und
auf der anderen Seite haben wir auch in den alten Bundesldndern unterschiedliche
Strukturen. Wir reden ja auch nicht stdndig dariiber, dass Hessen und Nordrhein-
Westfalen sich angleichen sollen. Im Gegenteil, es geht darum, auch regionale
Schwerpunkte herauszuarbeiten. Dann wurde eine Liste von Engpdssen und
Handlungsbedarfen aufgestellt. Ein paar Punkte dieser Liste will ich aufzéhlen. Ein
erster Punkt ist sicher, dass wir mehr Geduld aufbringen miissen. Ein weiterer ist die
Frage der Infrastruktur, vor allem die Verkehrsinfrastruktur wurde als wichtig
angeschen. Dann ging es um die Frage, welches Profil, welches Spezialisierungs-
muster Ostdeutschland anstreben konnte. Das Problem Ostdeutschlands wurde auch
darin gesehen, dass nur in geringem Umfange Markt- und Innovationsliicken da sind,
also Marktnischen, die man mit seinen Produkten international besetzen kann. Das
wire eine interessante Moglichkeit, sich spéter auch im Markt zu bewédhren. Wichtig
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ist es weiterhin die Humankapitalbildung zu forcieren, beispielsweise durch
Forderung der Universititen. Und schlieBlich bedarf es weiterer Exis-
tenzgriindungen und Direktinvestitionen von auslédndischen Unternehmen, denn das
bringt neue Innovationen und Humankapital ins Land.

Das waren die von uns diskutierten Punkte, die hoffentlich zu einer breiteren Dis-
kussion beitragen.
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PROGRAMM

Symposium "'10 Jahre Deutsche Einheit - Bilanz
und Perspektiven'’

am 6. September 2000 im Bundesministerium fiir Wirtschaft und Technologie,
Berlin

Tagungsleitung: Prof. Dr. Herbert Hax

HAUPTREFERENTEN
Sigmar Mosdorf Parlamentarischer Staatssekretédr im
Bundesministerium fiir Wirtschaft und
Technologie
Prof. Dr. Herbert Hax ehemaliger Vorsitzender des

Sachverstandigenrates zur Begutachtung der
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung
Prof. Dr. Kees van Paridon Professor an der Erasmus-Universitdt Rotterdam,

Holland
Ph. D. Jan Szomburg Prisident Danziger Institut fiir Marktforschung,
Republik Polen
Arbeitskreis 1 Arbeitskreis 2
Die ostdeutsche Wirtschaft im sich Wirtschaftspolitischer Handlungsbe-
erweiternden Europa darf nach 10 Jahren Aufbau Ost
Vorsitz:  Prof. Dr. Joachim Scheide Vorsitz:  Prof. Dr. Riidiger Pohl
Institut fir Weltwirtschaft, Kiel (IfW) Président; Institut fiir Wirtschaft Halle
IWH
Referenten ( )
Prof. Dr. Hermann Ribhegge Referenten
Europa-Universitit, Frankfurt (Oder) Prof. Dr. Ulrich Blum

Lehrstuhl Wirtschaftspolitik und
Wirtschaftsforschung, Technische
Universitdt Dresden;

Dr. Jiirgen Riedel

ifo Institut fiir Wirtschaftsforschung

Dresden
Prof. Dr. Norbert Berthold
Lehrstuhl fiir Volkswirtschaftslehre,
Wirtschaftsordnung und Sozialpolitik,
Bayerische Julius-Maximilians-
Universitdt, Wiirzburg;
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Arbeitskreis 3 Otto-von-Guericke-Universitit,
Magdeburg;
Beschiftigung und Strukturwandel in agaebute
Ostdeutschland
Vorsitz: Prof. Dr. Klaus F. PROGRAMM
Zimmermann
09.00 - 09.45 Registri
Président, Deutsches Institut fiir ? o egistrierung
Wirtschaftsforschung, Berlin (DIW) 09.45-12.30 Plenum
Vortrége di
Referenten ortrage der

Hauptreferenten
Prof. Dr. Michael Lechner
12.30 - 14.00 Mittagsimbi
Universitédt von St Gallen, Schweiz; ittagsimbiss
. , 14.00 - 16.00 Arbeitskreise 1 bis 3
Prof. Dr. Karl-Heinz Paqué
Lehrstuhl fiir Volkswirtschaftslehre, 16.00 - 16.30 Kaffeepause

i t ti | irtschaft.
insbesondere Internationale Wirtschatft, 1630-18.00 Auswertung,

Podiumsdiskussion

179



IWH

180




	Inhaltsverzeichnis
	2_Vorwort.pdf
	Vorwort

	3_SH_Kurzexpertise.pdf
	Gesamtwirtschaftliche und unternehmerische Anpassungsfortschritte in Ostdeutschland:  Kurzexpertise
	Deutschen Institut für Wirtschaftsforschung, Institut für Weltwirtschaft, Institut für Wirtschaftsforschung Halle


	4_Mosdorf.pdf
	10 Jahre Deutsche Einheit aus wirtschaftspolitischer Sicht
	Siegmar Mosdorf


	5_Hax.pdf
	Gleichgewicht in der Schieflage: Das Mezzogiorno-Syndrom
	Prof. Dr. Herbert Hax


	6_Paridon.pdf
	Die deutsche Einheit aus der Außenperspektive: Die westliche Sicht
	Prof. Dr. Kees van Paridon


	7_Szomburg.pdf
	Ostdeutschland – Polen Zwei Transformationsansätze – zwei Entwicklungswege0F*
	Dr. Jan Szomburg


	Schema_1-6_Scomburg.pdf
	Foliennummer 1
	Foliennummer 2
	Foliennummer 3
	Foliennummer 4
	Foliennummer 5
	Foliennummer 6

	8_Ribhegge.pdf
	Die ostdeutsche Wirtschaft im sich erweiternden Europa
	Prof. Dr. Hermann Ribhegge


	9_Riedel.pdf
	Die ostdeutsche Wirtschaft im sich erweiternden Europa
	Dr. Jürgen Riedel0F*


	10_Blum.pdf
	Quo Vadis Ostdeutschland Der Aufholprozess aus Sicht der Entwicklungsökonomik
	Prof. Dr. Ulrich Blum und Dipl.Kffr., Dipl.Hdl. Simone Scharfe


	11_Lechner.pdf
	Die aktive Arbeitsmarktpolitik in den neuen Bundesländern
	Martin Eichler und Prof. Dr. Michael Lechner0F*


	12_Podiumsdisk1.pdf
	Podiumsdiskussion

	13_Programm.pdf
	Anhang: Programm

	Leere Seite

